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#ST# initiütiuöegehren um Einführung des Verhältniswahlsystems für den schweizerischen
Nationalrat.

Initiative populaire tendant à l'application du système proportionnel aux
élections au Conseil national.

Anträge der Kommission des Nationalrates.
15. März 1910.

Mehrheit :

(HH. Bübler (Bern), Borella, Fazy, Forrer, Gaudard,
Germann, Göttisbeim, Hess, Iten, Sidler.)

Bundesbeschluss
betreffend

das Initiativbegehren für die Proportionalwahl
des Nationalrates.

Die B u n d e s v e r s a m m l u n g
d e r s c h w e i z e r i s c h e n E i d g e n o s s e n s c h a f t ,

nach Kenntnisnahme von dem Initiativbegehren
betr. Proportionalwahl des Nationalrates und einer
Botschaft des Bundesrates vom 25. Februar 1910,

gestützt auf Art. 8 und S. des Bundesgesetzes
über das Verfahren bei Volksbegehren und Abstim-
mungen betr. Revision der Bundesverfassung vom
27. Januar 1892,

b e s c h l i e s s t :

1. Dem Initiativbegehren betr. Proportionalwabl
des Nationalrates wird nicht zugestimmt.

2. Das Initiativbegehren wird dem Volk und den
Ständen zur Abstimmung unterbreitet.

3. Dem Volke wird die Verwerfung des Initiativ-
begehrens beantragt.

Propositions de la commission du conseil national.
15 mars 1910.

Majorité:

(MM. Bühler (Berne), Borella, Fazy, Forrer, Gaudard,
Germann, Göttisheim, Hess, Iten, Sidler.)

Arrêté fédéral
concernant

la demande d'initiative populaire tendant
à l'application du système proportionnel aux

élections au Conseil national.

L'ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DE LA CONFÉDÉRATION SUISSE,

après avoir pris connaissance de la demande
d'initiative populaire tendant à l'application du sys-
tème proportionnel aux élections au Conseil national
suisse, ainsi que du message du Conseil fédéral du
25 février 1910,

vu les art. 8 et suivants de la loi fédérale con-
cernant le mode de procéder pour les demandes
d'initiative populaire et les votations relatives à la
revision de la constitution fédérale, du 27 janvier 1892,

décide:

1° de rejeter la demande d'initiative tendant à
l'application du système proportionnel aux élections
au Conseil national;

2° de soumettre la demande d'initiative à la vo-
tation du peuple et des cantons;

3° de recommander au peuple le rejet de la de-
mande d'initiative.
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Mi/ndei'hcit- :

(HH. Motta, Speiser, Staub, Studer (Winterthur),
Wyrscb.)

Bimdesbeschluss
betreffend

das Initiativbegehren für die Proportionalwahl
des National rates.

D i e B u n d e s v e r s a m m l u n g
de r s c h w e i z e r i s c h e n E i d g e n o s s e n s c h a f t ,

nach Kenntnisnahme von dem Initiativbegehren
betr. Proportionalwahl des Nationalrates und einer
Botschaft des Bundesrates vom 25. Februar 4910,

gestützt auf Art. 8 und ff. des Bundesgesetzes
über das Verfahren bei Volksbegehren und Abstim-
mungen betr. Revision der Bundesverïassung vom
27. Januar 1892,

b e s c h l i esst :

1. Dem Initiativbegehren betr. Proportional wähl
des Nationalrates wird zugestimmt.

2. Das Initiativbegehren wird dem Volk und den
Ständen zur Abstimmung unterbreitet,

3. Dem Volke wird die Annahme des Initiativ-
begehrens beantragt.

Minorité :

(MM. Motta, Speiser, Staub, Studor (Winterthur),
Wyrsch. )

Arrêté fédéral
concernant

lä demande d'initiative populaire tendant
à l'application du système proportionne! aux

élections au Conseil national.

L'ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DE LA CONFÉDÉRATION SUISSE,

après avoir pris connaissance de la demande
d'initiative populaire tendant à l'application du sys-
tème proportionnel aux élections au Conseil national
suisse, ainsi que du message du Conseil fédéral du
25 février -1910,

vu les art. 8 et suivants de la loi föderale con-
cernant le mode de procéder pour les demandes
d'initiative populaire et les votations relatives à la
revision de la constitution fédérale, du 27 janvier 4892,

décide :

4° d'adhérer à la demande d'initiative^tendant à
l'application du système proportionnel aux élections
au Conseil national;

2° de soumettre la demande d'initiative à la vo-
tation du peuple et des cantons;

3° de recommander au peuple l'acceptation de la
demande d'initiative.

Bühler (Bern), deutscher Berichterstatter der
Kommissionsmehrheit: Anlässlich der Herbstsession
des verflossenen Jahres berichotete Ihnen der Bundes-
rat und die bestellte Kommission über das einge-
langte Initiativbegehren betreffend die Revision der
Bundesverfassung im Sinne der Einführung der pro-
portionalen Wahl des Nationalrates. Es wurde Ihnen
damals mitgeteilt, dass dieses Begehren von 442,263
stimmberechtigten Schweizerbürgern aus allen Kan-
tonen und Halbkantonen gestellt worden ist mit fol-
gendem Wortlaut: «Art. 73 der Bundesverfassung
ist aufgehoben und wird durch folgenden Artikel
ersetzt : Die Wahlen in den Nationalrat sind direkte.
Sie finden nach dem Grundsatze der Proportionalität
statt, e wobei jeder Kanton und jeder Halbkanton
einen Wahlkreis bildet. Die Bundesgeselzgebung trifft
über die Ausführung dieses Grundsatzes die näheren
Bestimmungen. Bis zum Erlasse eines Bundesge-
setzes wird die Ausführung durch eine Verordnung
des Bundesrates geregelt. Das proportionale Wahlver-

fahren findet zum erstenmale für die Gesamterneue-
rung des Nationalrates im Jahre 4914 Anwendung.»

Auf den Antrag Ihrer Kommission beschlossen
die eidgenössischen Räte, das Initiativbegehren dem
Bundesrate zur Prüfung und zur Berichterstattung
zu überweisen. In der Dezembersession wurden so-
dann die Kommissionen bestellt ; die Priorität wurde
dem Nationalrat zugewiesen. Gegen Ende Februar
dieses Jahres erschien die sehr umfangreiche Bot-
schaft des Bundesrates, datiert vom 25. Februar 4910,
und bereits am 44. März trat die Kommission des
Nationalrates, aus 45 Mitgliedern bestehend, zur Be-
ratung zusammen. Alle Mitglieder der Kommission,
sowie Herr Bundespräsideut Comtesse hatten sich
zur Beratung eingefunden. Das Resultat der Beratung
finden Sie in den Anträgen niedergelegt, die wir,
als Mehrheits- und Minderheitsanträge gruppiert,
Ihnen unterbreitet haben.

Für die Beratung dieser Angelegenheitim Schosse
der Kommission waren vor allem aus massgebend
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der Art. 121 der Staatsverîassung und dann nament-
lich die Art. 8, 9 und 10 des Bundesgesetzes über
das Verfahren bei Volksbegehren und Abstimmungen
betreffend die Revision der Bundesverfassung vom
27. Januar 1892. Ich erlaube mir, Ihnen die Art. 8,
9 und 10 in Erinnerung zu rufen. Sie lauten:

Art.8. Ist das Partialrevisionsbegehren in der Form
eines ausgearbeiteten Entwurfs gestellt, so haben
die eidgenössischen Räte spätestens binnen Jahresfrist
darüber Beschluss zu fassen, ob sie dem Initiativ-
beschluss, so wie derselbe lautet, zustimmen oder
nicht.

Art. 9. Kommt ein übereinstimmender Beschluss
der beiden Räte hinsichtlich ihrer Stellungnahme zu
dem ausgearbeiteten Initiativentwurfe nicht zustande,
so wird der letztere ohne weiteres der Abstimmung
des Volkes und der Stände unterbreitet. Dasselbe ist
der Fall, wenn die Bundesversammlung beschliesst,
dem Entwurfe zuzustimmen.

Art. 10. Beschliesst die Bundesversammlung,
dem Entwurfe nicht zuzustimmen, so unterbreitet
sie denselben dem Volke und den Ständen zur Ab-
stimmung. Gleichzeitig kann sie einen Verwerfungs-
antrag stellen oder einen von ihr selbst ausgearbei-
teten, die nämliche Verfassungsmaterie beschlagen-
den Revisions-Entwurf ebenfalls der Abstimmung
des Volkes und der Stände unterbreiten.

Sie sehen aus diesen Gesetzesartikeln, dass die
eidgenössischen Räte verpflichtet sind, durch einen
eigenen Beschluss zu einem Jnitiativbegehren Stellung
zu nehmen im Sinne der Zustimmung oder der
Nichtzustimmung. Im übrigen sind die eidgenössi-
schen Räte berechtigt, einen eigenen, die nämliche
Verfassungsmaterie beschlagenden Revisionsentwurf
auszuarbeiten oder dem Volke die Verwerfung des
Initiativbegehrens zu beantragen. Dass die Räte auch
die Annahme1 des Begehrens empfehlen können, ist
nicht gesagt. Es würde ein solcher Beschluss zu-
sammenfallen mit einem Beschluss über die Zu-
stimmung.

Ihre Kommission war vollständig einig darüber,
dass ein eigener selbständiger Entwurf nicht aus-
gearbeitet werden solle ; dagegen konnte im übrigen,
wie das ja auch zum voraus mit aller Bestimmtheit
anzunehmen war, eine Einigung nicht erzielt wer-
den. Fünf Mitglieder sprachen sich für Zustimmung.
und Annahme des Initiativbegehrens aus, während
zehn Mitglieder sich für Nichtzustimmung und den
Verwerfungsantrag ausspracben. Als bestellter deut-
scher Berichterstatter der Mehrheit der Kommission
habe ich Ihnen die Motive zu entwickeln, welche
für die Mehrheit der Kommission bestimmend waren,
sich gegenüber dem Initiativbegebren ablehnend zu
verhalten. Ich bitte Sie um Ihre gütige Nachsicht,
auf die ich um so eher Anspruch machen muss, als
die Fragen formalpolitischer Natur nicht gerade meine
starke Seite sind. Es ist zu sagen, dass das Mandat,
das mir von der Kommission übertragen wurde,
nicht gerade angenehm und dankbar ist, denn es ist
ausserordentlich schwer, in dieser schon viel be-
sprochenen Frage neue Gesichtspunkte zu finden.
Man wird jedem Referenten ohne weiteres sagen:
Was da gesprochen wurde, haben wir schon un-
zählige Male gehört. Dann ' ist es namentlich sehr
schwer, den nach unserer Ansicht sehr interessanten,
ganz vorzüglichen, temperamentvollen und von pa-
triotischem Geist getragenen Ausführungen der Bot-

schaft des Bundesrates weitere interessante Gesichts-
punkte hinzuzufügen, und endlich wird es auch bei
dem Aufwande grösster Beredsamkeit, die mir leider
nicht zur Verfügung steht, sehr schwierig sein, be-
stimmend auf den Rat einzuwirken. Die Meinungen
sind gemacht. Sie alle wissen ganz genau, wie Sie
stimmen wollen, und deshalb könnte man füglich
fragen, ob man nicht lieber auf die langen Begrün-
dungen der Anträge verzichten und den Rat einfach
hierüber wolle Beschluss fassen lassen. Das wäre
ein sehr angenehmes und zweckmässiges Verfahren,
allein es würde im Widerspruch mit der parlamen-
tarischen Uebung stehen und dieser Uebung folgend
und nicht dem innern .eigenen Trieb, werde ich Sie
mit meinem Referate behelligen müssen; ich kann
Sie damit nicht verschonen.

Die Frage der Einführung des Verhältniswahl-
systems für die Nationalratswahlen hat die eidge-
nössischen Räte und speziell auch den Nationalrat
schon wiederholt beschäftigt, so namentlich air den
Tagen vom 21., 22. und 23. Juni 1898, anlässlich
der Behandlung der Motion Wullschleger, die be-
kanntlich nach einem dreitägigen interessanten Rede-
turnier abgelehnt wurde, und dann wieder im Juni
1900, anlässlich der Stellungnahme zu. dem'damals
eingelangten Initiativbegehien Auf die früheren
Versuche, einzelnen Systemen der Minoritätenver-
tretung oder des Verhältniswahlsystems hier im Rate
Eingang zu verschaffen, will ich nicht zu sprechen
kommen, Sie finden einige Angaben hierüber in der
Botschaft des Bundesrates. Was das Volksbegehren
vom Jahre 1899 anbetrifft, so ist zunächst daran zu
erinnern, dass dieses Begehren damals im Zusam-
menhang mit einem ändern Initiativbegehren, mit
dem Initiativbegebren betreffend die Volkswahl des
Bundesrates gestellt worden ist. Es wurde dieses
Begehren von 64,685 stimmberechtigten Schweizer-
bürgern gestellt und zwar nicht genau in der näm-
lichen Fassung wie das uns gegenwärtig vorliegende
Initiativbegehren, Uebereinstimmung besteht zwi-
schen den beiden Volksbegehren darin, dass für die
Wahl des Nationalrates jeder Kanton und jeder Halb-
kanton einen Wahlkreis bilde; ferner liegt eine
Uebereinstimmung auch darin, dass die Ausführung
Sache der Bundesgesetzgebung sei. Das neue Initia-
tivbegehren schreibt nun aber ganz bestimmt vor, dass
bis zum Erlass eines solchen Ausführungsgesetzes
die Ausführung Sache einer bundesrätlichen Verord-
nung sei und dass '.das neue Wahlsystem bereits
bei den nächsten Gesamterneuerungswahlen zur
Anwendung kommen müsse. Das Resultat der Volks-
abstimmung vom 4. November 1900 war folgendes:
Von 747,262 Stimmberechtigten sind damals zur Urne
gegangen 416,374 Es haben sich also der Abstim-
mung enthalten 330,000 Stimmberechtigte, die Be-
teiligung betrug bloss 55 %. Für das Initiativbe-
gehren stimmten 169,008, also bloss 22% % der
Stimmberechtigten. Es sprachen sich damals dafür
aus mit grossen Mehrheiten die Kantone Uri, Schwyz,
Obwalden, Freiburg und Wallis; kleinere Mehrheiten
wiesen auf die Stände Luzern, Nidwaiden, Zug,
Appenzell I.-Rh., Tessin und Genf. Alle übrigen
Kantone verwarfen, z.T. mit sehr starken Mehrheiten,
das Initiativbegehren.

Sie können diesen Angaben entnehmen, dass sich
vor zehn Jahren für die Einführung des Verhältnis-
wahlsystems keine grosse Begeisterung im Volke
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zeigte. Nicht nur blieben 45 % der Stimmberech-
tigten zu Hause, sondern von denen, die erschienen,
stimmten bloss 40 % dafür und 60 % dagegen.

Angesichts dieses ablehnenden Volksentscheides
muss man sich wirklich fragen: Was ist denn so
Ausserordentliches passiert innert diesen zehn Jahren,
dass schon wieder der Ruf nach der Einführung des
Verhältniswahlsystems ertönt, dass neuerdings und
noch intensiver als vor zehn Jahren das Volk zum
Entscheid darüber aufgerufen werden soll, ob das
Verhältniswahlsystem eingeführt werden solle oder
nicht? Sind seither etwa die Minderheiten aus dem
Nationalrat ausgeschlossen worden? Sind im parla-
mentarischen Leben Verhältnisse eingetreten, die
als ungesund und unhaltbar bezeichnet werden müs-
sen? Ist vielleicht eine Kluft vorhanden zwischen
dem Volk und den eidgenössischen Räten, die ein
gedeihliches Weiterarbeiten in Frage stellt? Keines-
wegs. Die Minderheiten sind im Rate vertreten nach
wie vor, alle Schattierungen, die Rechte, das Zen-
trum, die Sozialpolitiker, die Sozialdemokraten, ja
sogar die Parteilosen sind im Rate vertreten. Die
politischen Minderheiten kommen in allen Fragen
zum Wort und werden zur Kontrolle über den Staats-
haushalt herangezogen. Die politischen Gegensätze
in unserem Parlament haben sich gemildert, man
bemüht sich, mit einander auszukommen, man be-
strebt sich, einander zu verstehen, sich gegenseitig
zu nähern und gemeinsam des Landes Wohl zu för-
dern. Bei der Zusammensetzung der Kommissionen
besteht keine Ausschliesslichkeit; so ziemlich in
alle Kommissionen werden Angehörige aller Parteien
berufen, und überall herrscht die Tendenz vor, sich
zu verständigen. Von einer rücksichtslosen Aus-
beutung der Machtstellung durch die Mehrheits-
partei kann in unserem Parlament nicht die Rede
sein.

Auch von einer tiefen Kluft zwischen dem Volk
und dem Parlament kann wohl im Ernst nicht ge-
sprochen werden. Im Gegenteil, wir dürfen es ruhig
und laut betonen, das Parlament sowohl, wie der
Bundesrat, gemessen gegenwärtig mehr als je das
Vertrauen der grossen Mehrheit des Volkes. Als
Gradmesser hiefür können wir wohl die Volksab-
stimmungen der letzten Jahre bezeichnen. Ich möchte
hier vorerst auf die vielen Gesetze und allgemein
verbindlichen Bundesbeschlüsse hinweisen, welche
die stillschweigende Sanktion des Volkes erhalten
haben,- und speziell hinweisen auf das grosse Werk
der neuen schweizerischen Zivilgesetzgebung, ein
Werk, welches wohl als das Produkt der gemein-
samen Arbeit aller Parteien angesehen werden
kann, ein Werk, welches einen Markstein bildet in
der Entwicklungsgeschichte der schweizerischen Eid-
genossenschaft, ein Werk, um das unser kleines Land
bewundert und beneidet wird von grössern Staaten.

Ich möchte auch hinweisen auf die Resultate der
Volksabstimmungen der letzten zehn Jahre. Wir ha-
ben Abstimmungen über Verfassungsnovellen, welche
von dem Parlament ausgearbeitet wurden und über
deren Annahme sich das Volk ausgesprochen hat.
Sie wurden teilweise mit sehr grossem Mehr ange-
nommen, so z B. die Verfassungsnovelle über die
Unterstützung der Primarschule, die Novelle betr.
Ausdehnung des Erfindungsschutzes, die Verfassungs-
novelle betreffend das Gewerbewesen und die No-
velle betr. die Wasserkräfte; verworfen wurde ein-

zig und allein die von dem Parlament ausgearbeitete
Verfassungsnovelle betreffend den Alkoholartikel. In
jezug auf die Gesetze und allgemein verbindlichen
Bundesbeschlüsse, gegenüber denen das Referendum
ergriffen wurde, ist zu sagen, dass vom Volk der
Bundesbeschluss betreffend den Zolltarif mit sehr
grosser Mehrheit angenommen wurde, ebenso das

ebensmittelgesetz und das Bundesgesetz betreffend
die Militärorganisation, welch letzteres ja nament-
ich an die Opferfreudigkeit der Bürger grosse An-

forderungen stellt. Verworfen wurde einzig das Ge-
setz betreffend Bestrafung der Anstiftung Militär-
Dflichtiger zu Verbrechen. Bei den Verfassungs-
novellen haben wir also nur eine einzige verworfene
Vorlage, während die ändern angenommen wurden,
und ebenso verhält es sich bei den Gesetzen und
Bundesbeschlüssen.

Ein anderes Schicksal erfuhren die Novellen, die
auf dem Wege der Volksinitiative zur Abstimmung
gelangten. Von diesen sind nur angenommen wor-
den das Schächtverbot und das Verbot des Absinths.
Alle ändern, das Recht auf Arbeit, die Zollinitiative,
die Proportionalwahl des Nationalrates und die Wahl
des Bundesrates durch das Volk, die Wahl des
Nationalrates nach der schweizerbürgerlichen Be-
völkerung, wurden vom Volke abgelehnt.

Angesichts der Ergebnisse der Volksabstimmung
dürfen wir ruhig sagen: Das Parlament befindet sich
nicht im Widerspruch mit dem Volke, sondern in
guter Harmonie mit demselben. Weshalb wird nun
schon jetzt wieder das Volk zum Entscheide über
die Frage der Verhältniswahl des Nationalrates ange-
rufen? Es liegt im Wesen der Initiative, dass sie
nicht begründet zu werden braucht. Die Motive sind
also viel weniger bekannt als bei einer Verfassungs-
revision, die von den Räten selbst beraten und be-
schlossen wird und bei welcher wir uns über die
Beweggründe und Ziele in den Verhandlungen orien-
tieren können. Als ein Kommentar zur Initiativ-
bewegung ist wohl zu betrachten die bekannte Bro-
schüre: «Dem Schweizervolk der Proporz» von E.
Walther. Hier finden wir auf Seite i 44 unter anderem
folgende Sätze: «Die Wahlverhältnisse der Eidge-
nossenschaft bieten nicht nur ein Bild krassester
Ungerechtigkeit; sie sind auch sehr ungesund und
drohen, zur eigentlichen Landesgefahr sich auszu-
wachsen. Hier vorzubeugen, solange es noch Zeit ist;
das Volk zu bewahren vor den schlimmen Folgen
noch lieferer Zerrüttung, jeden Bürger durch die
Wahlgerechtigkeit mit Kopf und Herz wieder enger
ans Vaterland zu schliessen, das sind nächste und
dringendste Lebensaufgaben der Nation! Nur der
Proporz vermag sie zu lösen!«

Ich glaube, diese Sätze sind nicht allzu tragisch
zu nehmen. Von einer tiefen Zerrüttung, die be-
stehen soll, ist nicht, viel zu verspüren, und eine
noch tiefere Zerrüttung ist nicht zu befürchten,
selbst dann nicht, wenn das Universalheilmittei des
Proporzes vom Volke neuerdings abgelehnt werden
sollte.

Die Gründe, welche die Initianten veranlasst ha-
ben werden, schon jetzt wieder mit dem Ruf nach
Einführung des Proporzes -für die Nationalratswahlen
auf den Plan zu treten, sind teils lokaler, teils all-
gemeiner Natur. Den direkten Anstoss wird offenbar
das Resultat der letzten Nationalratswahlen in einiger;
Wahlkreisen, speziell im ersten eidgenössischen
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Wahlkreise gegeben haben, wo allerdings, das müs-
sen wir zugeben, die Parteien den Kampf aufs
äusserste führten, wo mau eine Verständigung ab-
lehnte, wo es hiess: Entweder alles oder nichts und
wo dann scbliesslich die Mandate zum weitaus
grössten Teil der radikaldemokratischen Partei zu-
fielen, trotzdem die Parteien annähernd die nämliche
Stärke aufwiesen. Dass eine starke Aufregung und
eine Erbitterung eingetreten ist, lässt sich begreifen
und es wird sich das Parlament die Frage vorlegen
müssen, ob es nicht Aufgabe des Gesetzgebers sei,
in solchen Fällen durch eine bessere Wahlkreisein-
teilung die Härten des Majorzes zu mildern.

Neben diesen Gründen mehr lokaler Natur sind
es aber hauptsächlich Gründe, die im Wesen, im
Charakter des Menschen zu suchen sind. In jedem
Menschen wohnt mehr oder weniger ausgeprägt ein
Herrschertalent: dem Menschen ist ts angeboren,
dass er sucht, vorwärts zu kommen und sich Gel-
tung zu verschaffen, und so suchen auch die po-
litischen Minderheiten, ihre Truppen zu verstärken,
ihren Einfluss zu vermehren und so nach und nach,,
sei es allein, sei es im Verbände mit ändern Min-
derheiten, den bisherigen Herrschern den Willen
aufzuzwingen. So haben wir denn überall, in ändern
Ländern und in verschiedenen Kantonen unseres
Landes, die Erscheinung, dass die politischen Min-
derheiten sich zusammenfinden, um mittelst der
Einführung des Verhältniswahlsystems die Zahl der
Vertreter, der Minderheiten zu vermehren und mit
der Zeit durch gemeinsames Vorgehen das Ueber-
gewicht über die Mehrheit zu gewinnen. Diese Er-
scheinung wiederholt sich auch bei uns in der Eid-
genossenschaft.

Es handelt sich bei der Einführung des Verhält-
niswahlsystems um die Stärkung der politischen
Minderheiten und um die Schwächung der Mehrheit,
also in Tat und Wahrheit um eine Machtfrage!

Ueber die Vertretung der Minderheiten, über das
Verhältniswahlsystem und die Rechte der Minori-
täten besteht eine sehr reiche Literatur schweize-
rischen und ausländischen Ursprungs, namentlich in
Deutschland, Frankreich, Belgien und Dänemark sind
diese Fragen wissenschaftlich sehr gründlich und
scharfsinnig behandelt worden. Wir wissen auch,
dass einzelne monarchische Staaten, wie Belgien,
Dänemark, Württemberg, Serbien und Schweden,
dem Verhältniswahlsystem für gewisse Wahlen Ein-
gang verschafft haben. leb habe mir in den letzten
Monaten redlich Mühe gegeben, mich durch die
Literatur und die verschiedenen Systeme, die
zur Anwendung gelangen, hindurchzuarbeiten: allein
ich muss bekennen, dass mir die Literatur und die
Vorgänge aus monarchischen Staaten durchaus nicht
als vorbildlich und massgebend erscheinen; solange
man es in gewissen Ländern noch nicht dazu ge-
bracht bat, das allgemeine direkte und gleiche
Wahlrecht und die- geheime Stimmabgabe einzu-
führen, solange können wir uns von diesen Staaten
nicht imponieren lassen. Die Verhältnisse in den
monarchischen Staaten und bei uns sind gründlich
verschieden. In den monarchischen Staaten sind die
Volksrechte absolut beschränkt auf das Wahlrecht.
Wenn sich der Bürger bei der Bestellung des Parla-
mentes durch seine Stimmabgabe beteiligt hat, so
sind auch seine politischen Rechte erschöpft Auf
Verfassungen und Gesetze hat das Volk keinen direkten

Einfluss zu äussern. Da ist es sehr naheliegend
und eigentlich selbstverständlich, dass die verschie-
denen Parteien und Interessengruppen und Strö-
mungen, die sich im Volke geltend machen, das
Bestreb&n haben, durch spezielle Vertrauensmänner
einen verhältnismässigen Einfluss auf die Beratungen
im Parlament und so auf das Produkt der Beratung,
zu dem sie direkt nichts zu sagen haben, zu ge-
winnen.

Ganz anders verhält sich die Sache in einer
demokratischen Republik, wo keine Verfassung auf-
gestellt, aufgehoben oder abgeändert und kein Ge-
setz erlassen, aufgehoben oder abgeändert werden
kann ohne die Zustimmung der Mehrheit des Volkes.
Hier erschöpfen sich die Rechte des Volkes nicht
in der Ausübung des Wahlrechtes, sondern sie
machen sich namentlich geltend bei der Ausübung
des Referendums- und des Initiativrechtes. Einever-
hältnismässige Vertretung des Volkes im Parlament
mag sehr zweckmässig und notwendig sein in einer
repräsentativen Republik oder in einem monarchi-
schen Staatswesen, aber viel weniger in einer reinen
demokratischen Republik.

Es wird dem Verhältniswahlsystem nachgerühmt,
dass es eine Zusammensetzung des Parlamentes her-
beiführe, die gewissermaßen ein Abbild des Volkes,
eine getreue Wiederspiegelung der im Volke in
Wirklichkeit bestehenden Auffassungen darstelle
und infolgedessen ein Produkt der Beratung des
Parlamentes garantiere, welches zum vorneherein
ganz sicher als Ausdruck des Gesamtwillens des
Volkes angesehen werden könne. Abgesehen davon,
dass eine derartige Wiederspiegelung aller Gedan-
ken, Stimmungen und Strömungen des Volkes im
Parlament nicht möglich ist, würde eine solche
ideale Zusammensetzung des Parlamentes dem Refe-
rendum und Initiativrecht sehr viel von seiner Be-
deutung wegnehmen. Die Anhänger des Verhältnis-
wahlsystems legen den Schwerpunkt ihrer Tätigkeit
in das Parlament, während es Aufgabe der Demo-
kratie ist, den Schwerpunkt der politischen Tätig-
keit ins Volk zu verlegen. Deshalb ist die Einfüh-
rung des Verhältniswahlsystems mehr ein Postulat
der repräsentativen Republik oder der monarchi-
schen Staaten, als dasjenige einer reinen Demokratie.
Die Demokraten der schweizerischen Eidgenossen-
schaft werden den Ausbau der Demokratie nicht in
der Ausführung des Verhältniswahlsystems, sondern
im Uebergang vom fakultativen zum obligatorischen
Referendum und in der Einführung der Gesetz-
gebungsinitiative zu suchen haben.

Auch die Tatsache, dass das VerbältnisAvablsystem
in einigen Kantonen der Schweiz — es sind 7'/2
Stände — hauptsächlich zur Wahl der Vertreter in
die gesetzgebenden Behörden zur Einführung ge-
langt ist, kann für uns nicht bestimmend sein, nun
gerade den grossen Schritt zu tun und dieses System
für die Nationalratswahl zur Anwendung zu bringen.
Welche Kantone haben bis jetzt das Verhältniswahl-
system eingeführt? Es sind vor allem Tessin, aus
Gründen, die Sie bestens kennen, Neuenburg, Solo-
thurn, Genf, Zug, Schwyz und seit der Abstimmung
im Jahre 1900 nun auch Baselstadt und Luzern. Die
Verhältnisse in diesen Kantonen waren und sind
noch jetzt grundverschieden von denjenigen in der
Eidgenossenschaft. In einzelnen dieser Kantone be-
währte sich der Satz: «Der Proporz mag ein Heil-
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mittel sein für die Kranken», während für die Eid-
genossenschaft noch ruhig gesagt werden kann:
«Der Proporz ist keine Nahrung für Gesunde.»

Wie steht es nun mit dem im Jahre 1900 in
sichere Aussicht gestellten Siegeszug des Propor-
tionalwahlgedankens in den Kantonen? Nur zwei
Kantone, ßaselstadt und Luzern, sind seither zum
Verhältniswahlsystem übergegangen, während in
allen übrigen Kantonen dahinzielende Versuche ab-
gelehnt wurden. So werden in den meisten Kan-
tonen und namentlich in den grösseren Kantonen,
deren Bevölkerung zusammen wohl drei Viertel der
Gesamtbevölkerung ausmachen wird, die gesetz-
gebenden Behörden auf dem Wege des Majorzsystems
und nicht nach dem Verhältniswahlsystem gewählt.
Es wäre unverständlich und widersinnig, wenn in
unserer schweizerischen Eidgenossenschaft, in
diesem komplizierten, föderativ organisierten Staats-
wesen der Proporz eingeführt werden sollte, wäh-
renddem es die meisten Kantone bei ihren viel ein-
facheren Verhältnissen abgelehnt haben, zum Ver-
hältniswahlsystem überzugehen.

Welche Erfahrungen sind gemacht worden in
denjenigen Kantonen, welche das Verhältniswahl-
system eingeführt haben? Darüber gehen die An-
sichten sehr weit auseinander. Wir hatten Gelegen-
heit, in der Kommission die Herren, die aus diesen
Kantonen herkommen, die Herren von Genf, Basel
usw. zu hören, und ihre Ansichten gingen sehr weit
auseinander. Es wird allerdings ziemlich allgemein
anerkannt, dass die eingeführten Verhältniswahl-
systeme richtig, technisch gut funktioniert haben,
wobei uns allerdings mitgeteilt wurde, dass vieler-
orts das Bedürfnis bestehe, vor den Wahlen sog.
Instruktionskurse abzuhalten. In materiellerBeziehung
gehen die Ansichten sehr weit auseinander und es
wird vielerorts ein ganz falsches, mit den wirklichen
Parteistärkeverhältnissen nicht übereinstimmendes
Resultat, eine ungesunde Gliederung des Parlamentes
in Partei- und Interessengruppen, eine Spaltung und
Schwächung der sog. historischen Parteien und eine
Herabsetzung des Wertes des Parlamentes als Folge
des Proporzes konstatiert und beklagt. Bezeichnend
ist es jedenfalls, dass die Herren von Basel, von
Genf, von Neuenburg und aus dem Tessin in bezug
auf den Wert und die Bedeutung des Verhältnis-
wahlsystems durchaus verschiedener Ansicht sind.
Sie werden die Ansicht dieser Herren hier im Rate
zu hören bekommen. Allein ich sage mir, solange
diese Herren aus den genannten Kantonen nicht
armvorschlungen und in aller Eintracht vor uns
treten und uns sagen: «Der Proporz hat uns glück-
lich gemacht, wir sind alle zufrieden, wir haben
ideale Zustände bei uns», solange uns diese Er-
klärung nicht übereinstimmend abgegeben wird,
können wir uns nicht überzeugen, dass das Verhält-
niswahlsystem die einzig richtige Lösung sei.

Wohl niemand in diesem Saale wird den politi-
schen Minderheiten jedes Recht bestreiten wollen,
wir alle gehen darin vollständig einig, dass in jedem
geordneten Staatswesen die verschiedenen Rich-
tungen in den Räten zum Worte kommen und dass
sie zur Mitwirkung und zur Kontrolle im Staatshaus-
halte gelangen sollen. Zur Abklärung der Meinungen
und zur demokratischen Gestaltung der Produkte
einer gesunden parlamentarischen Tätigkeit gehört
unbedingt die Mitwirkung der Anhänger verschie-

dener politischer Richtungen und Auffassungen. Ja,
man kann wohl sagen, dass es ein wahres Unglück
für ein Staatswesen wäre, wenn nur eine Partei
ausscbliesslich und allein über die Geschicke eines
Landes beraten und beschliessen wollte. Diese Auf-
fassung, dass die politischen Minderheiten im Parla-
mente vertreten sein sollen, war in unserer schwei-
zerischen Eidgenossenschaft seit ihrer Gründung im
Jahre i 848 bis auf den heutigen Tag eine vorherr-
schende, ja unbestrittene. In der Bundesverfassung
von 1848 wurde der Minderheit eine Vertretung
garantiert durch die Bestimmung, dass jeder Kanton
und jeder Halbkanton Anspruch haben sollte, im
Nationalrate vertreten zu sein. Ganz besonders durch
die eigenartige, stark von föderativem Geist ge-
tragene Organisation des Ständerates wurde den
politischen Minderheiten eine unverhältnismässig
starke Vertretung eingeräumt und im weiteren wur-
den die Rechte der Minderheiten anerkannt in bezug
auf die Verfassungsänderungen, in dem Sinne, dass
von der Mehrheit der Kantone, die aber unter Um-
ständen nicht die Mehrheit der gesamten Bevölke-
rung ausmacht, eine,Verfassungsänderung verbindert
werden kann, so dass in solchen Fällen sogar eine
Minderheit den Entscheid herbeiführt und nicht die
Mehrheit.

Durch Einteilung des Landes in Wahlkreise wurde
nicht nur die Möglichkeit gegeben, die Mandate
möglichst gleicbmässig auf das ganze Land zu ver-
teilen, sondern namentlich den Minderheiten eine
Vertretung zu gewähren, und wenn der Gesetzgeber
in bezug auf die Wahlkreiseinteilung vielleicht nicht
immer eine glückliche Hand hatte, so kann das joden
Moment im Sinne einer gerechten Berücksichtigung
der Minderheiten geändert und verbessert werden.
Wir haben also faktisch den politischen Minder-
heiten in unserem Lande eine Vertretung garantiert
und haben es nicht nötig, von unserem Wahlsystem,
nach welchem in sehr einfacher und jedermann
leicht verständlicher Weise die Vertrauensmänner
des Volkes gewählt werden, zu einem erkünstelten,
nur wenigen Eingeweihten bekannten System, das
wenig Vorteile bietet, aber eine ganze Reibe schwerer
Mängel aufweist, überzugehen. Die grosse Mehrheit
des Volkes wird immer noch der Ansicht sein, dass
in einer Demokratie die Mehrheit befehlen solle und
zwar nicht nur bei Abstimmungen, sondern auch
bei Wahlen. Für mathematische Künsteleien besteht
im Volke weder ein grosses Verlangen, noch ein be-
sonderes Verständnis. Dem Satze, dass nicht nur
bei Abstimmungen, sondern auch bei Wahlen die
Mehrheit entscheiden solle, schliessen wir die wei-
tere Forderung an, dass namentlich im Parlamente
eine zuverlässige Mehrheit bestehen muss, die auf
eine lange Periode konstant bleibt, die dem ganzen
politischen Leben eine gewisse Richtung und dem
Staatswesen ein bestimmtes Gepräge verleiht.. Es ist
nichts Fataleres für ein Staatswesen, als wenn in
der Leitung der Staatsgeschäfte heute dieser, morgen
jener Wind weht, wenn bald diese, bald jene Partei
das Uebergewicht bat oder wenn durch unnatür-
liche Allianzen verschiedener Minderheiten eine
künstliche Mehrheit geschaffen wird. Das Majorz-
system garantiert uns eine konstante politische Rich-
tung, das Verhältniswahlsystem stellt sie in Frage.
Wenn_jariser_ Schweizervolk nach dem Satze,
dass jedes Volk" diejenige Regierung" haben
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solle, die es verdient, wohl Anspruch machen
kann auf eine gute Regierung, so ist darunter
namentlich eine starke Regierung gemeint, eine Re-
gierung, die ihre Aufgabe klar und bestimmt erîasst,
die zielbewusst, gerecht und konsequent ibre höbe
Aufgabe erfüllt. Eine starke, entschlossene Regierung
werden wir aber nur dann haben,, wenn sich die-
selbe auf ein Parlament verlassen kann, welches
nicht. alle Tage eine andere Richtung annimmt,
welches nicht hin und her laviert, sondern in wel-
chem eine sichere Mehrheit die politischen Richt-
linien bestimmt.

Man wird heute und morgen vom Verhältniswahl-
system sehr viel Schönes und Gutes zu hören be-
kommen. Wie alles, was der Mensch geschaffen,
seine Vorzüge und seine Schwächen hat, so wird
es auch beim Proporz der Fall sein; nur gehen die
Auffassungen darüber sehr stark auseinander. Die
Proporzfreunde sagen: «Das schlechteste Proportio-
nalsystem ist immer noch besser als der Majorz»
und wir Proporzgegner sagen: «Der Majorz bat
immer noch weniger Nachteile als das beste Pro-
portionalsystem.»

Lassen Sie mich in einigen wenigen Worten auf
einige Nachteile des Verhältniswahlsystems zu spre-
chen kommen, auch auf die Gefahr hin, dass man mir
sagt, alles das sei schon unzählige Male gesagt worden.

Die Einführung des Verhältniswahlsystems hat
ganz naturgemäss die Spaltung des Volkes in partei-
politische und Interessengruppen zur Folge. Nur die
gut organisierten Partei- und Interessengruppen ha-
ben Aussicht, zu einem oder mehreren Vertretern
zu gelangen und nur die Stimmen derjenigen Bürger
kommen zur Geltung, die sich irgend einer Partei
oder Interessengruppe angeschlossen haben. Dadurch
werden unsere Bürger, die noch gewohnt waren,
nicht alles durch die parteipolitische Brille zu be-
trachten und vom parteipolitischen Standpunkt aus
zu beurteilen, sondern welche die Rücksicht auf das
allgemeine Wohl allen ändern Rücksichten vorange-
stellt haben, faktisch gezwungen, ibre neutrale
Stellung zu verlassen, sich einer Partei zu verpflich-
ten und sich ihren Verfügungen und Anordnungen
unterzuordnen. Nicht die Stimme des freien Bürgers
wird dann abgegeben, sondern die Stimme des ge-
treuen Parteigenossen. Der Bürger verzichtet in Tat
und Wahrheit auf sein Wahlrecht zugunsten der
Partei, der er sich verpflichtet bat.

Das Verhältniswahlsystem hat im weiteren die
ganz natürliche Folge, dass jede Partei- oder Inter-
essengruppe, die bei den Wahlen mit Aussicht auf
Erfolg auftreten will, fortgesetzt, nicht nur vor den
Wahlen, sondern während der ganzen Amtsperiode
darnach streben muss, die Zahl der Parteigenossen
zu vermehren auf Kosten der ändern Parteien, um
bei der nächsten Wahl mit möglichst grossen Wähler-
massen aufrücken zu können. Es wird wohl wahr
sein, was die Proporzfreunde sagen, dass das Ver-
hältniswahlsystem dem Wahlkampf die persönliche
Spitze genommen habe, dagegen ist ebenso wahr,
dass der Wablkampf sich verlängert bat oder eigent-
lich gar nicht mehr aufhört, indem jede Partei fort-
gesetzt bestrebt sein muss, die Zahl der Anhänger
zu vermehren.

Das Verhältniswahlsystem stört das Vertrauens-
verhältnis zwischen dem Volk und den Vertretern
und spaltet das Parlament in parteipolitische und

Interessentengruppen. Der Kandidat ist gezwungen,
sich zu einer bestimmten Partei oder Interessenten-
gruppe zu bekennen und sich derselben dienstbar
zu machen. Während nach dem Majorzsystem ein
Gewählter sein Mandat von seinem Wahlkreis erhält,
erhält er es nach dem Verhältniswahlsystem aus-
schliesslich von der Partei oder Interessengruppe,
zu welcher er sich bekannt bat, und nur dieser
Gruppe hat er seine Wahl zu verdanken. Während
sich nach dem Majorzsystem auf einen Vertrauens-
mann die Stimmen der Angehörigen verschiedener
Richtungen vereinigen, erhält nach dem Verhältnis-
wahlsystem ein Gewählter das Vertrauen in der .
Hauptsache von den An ebörigen einer artei oder
Interessengruppe!

Nach dem Majorzsystem werden Landes- oder
Volksvertreter, nach dem Proporzsystem werden
Partei- oder Interessenvertreter gewählt!

Dass ein nach dem Verhältniswahlsystem Ge-
wählter nicht mit der nämlichen Unbefangenheit
für die allgemeinen Interessen, die oft sehr im
Gegensatz zu den Parteiinteressen stehen, eintreten
kann, wie ein nach dem Majorzsystem Gewählter,
liegt wohl ohne weiteres auf der Hand. Wenn auch
ein sog. imperatives Mandat nicht expressis verbis
eingeführt wird, so wird es doch in Wirklichkeit
vorhanden sein. Wie in gewissen Kreisen der Pro-
porzfreunde die freie Ausübung eines Mandates auf-
gefasst wird, das zeigt uns am besten die Hetze
gegen Herrn Bundesrat Schobinger. Hätte Herr
Bnndesrat Scbobinger im Rate einen Minderheits-
antrag gestellt, so wäre er in den siebenten Hammel
erhoben worden, während jetzt, nachdem er sich
erlaubt hat, seine eigenen Wege zu gehen, kein
gutes Haar mehr an ihm ist. Aehnliche Erfahrungen
würden die nach dem Verhältniswahlsystem ge-
wählten Nationalräte zu machen haben.

Die Einführung des Proporzes würde eine Ab-
bröckelung, eine Spaltung der grossen historischen
Parteien zur Folge haben. Es werden sich neue
Gruppen bilden, Gruppen mit vorwiegend politischem
Gepräge oder solche, die vorwiegend wirtschaftliche
Interessen verfolgen. Solche werden sich loslösen
von der Partei, welcher sie ursprünglich zugetan
waren, um eine eigene Vertretung zu erhalten. So
sehen wir, dass das Verhältniswahlsystem geeignet
ist, ein einheitliches Zusammenwirken zu zerstören
und die Kräfte zu zersplittern, dagegen eine Inter-
essen- und Sonderpolitik zu provozieren und zu be-
günstigen. Ueber die traurigen Erscheinungen,
welche das Panachieren und Kumulieren gezeitigt
hat, über das Hineinregieren der einen Partei in
die andere, will ich kein Wort verlieren.

Ganz im Gegensatz zum Majorzsystem ist jedes
Verhältniswahlsystem gekünstelt und in seiner An-
wendung unsicher. Das beweist die Tatsache, dass
etwa 25 Verhältniswahlsysteme existieren, von denen
jedes von den Anhängern der ändern Systeme viel
mehr bekämpft und als mangelhaft bezeichnet wird,
als von den Gegnern des Proporzes, und das beweist
ferner die Tatsache, dass zugestandenermassen vieler-
orts vor den Wahlen Instruktionskurse abgehalten
werden mussten. Ueber gewisse Fragen,, wie Er-
mittlung der Wahlzahl, Verteilung der sog. Rest-
mandate, Zulässigkeit oder Verbot des Panacbierens
und des Kumulierens und Festsetzung eines sog.
Quorums gehen die Meinungen sehr auseinander
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Die Proporzgelehrten geben es ja selbst zu, dass
die Verhältniswahlsystem-Wissenschaft noch lange
nicht abgeschlossen sei, sondern dass sie weiterer
Abklärung und Entwicklung bedürfs. Angesichts
dieser Unsicherheit und unabgeklärten Situation ist
es für den schweizerischen Bundesstaat wohl vorzu-
ziehen, die weitere Abklärung der Wissenschaft und
iie Erfahrungen in kleineren, einfacher organi-
sierten Staatswesen abzuwarten, als sich gewisser-
massen zum Versuchsfeld für ein sehr gewagtes
Experiment herzugeben.

Während die Anhänger der früheren Systeme
der Minoritätsvertretung eine stärkere Vertretung
der Minderheiten entweder auf dem Wege einer
künstlichen Schwächung der Mehrheitspartei (limi-
tiertes Votum) oder auî dem Wege der künstlichen
Stärkung der Minderheitspartei {kumulative Stimm-
abgabe) herbeiführen wollten, stellen die Anhänger
des Verhältniswahlsystems in der Hauptsache fol-
gende Thesen auf: Das allgememe gleiche Wahlrecht
soll nicht nur bestehen in der Gleichberechtigung
der Bürger bei der Ausübung des Wahlrechtes, son-
dern diese Gleichberechtigung soll auch zum Aus-
druck kommen bei der Verteilung der Mandate. Bei
dem Majorzsystem — sagen uns die Proporzfreunde
— haben allerdings a'le Bürger das gleiche Recht,
sich am Wahlkampfe zu beteiligen; aber nur die
Mehrheit erhält den Kampfpreis, die Vertreter, wäh-
rend die Minderheit leer ausgeht. Durch den Majorz
werden die Grundsätze dfe Gerechtigkeit verletzt.
Nur dann, wenn nach dem Grundsatz des Verhält-
niswahlsystems die Vertreter auf die Wähler oder
Wählergruppen im Verhältnis ihrer Stärke verteilt
werden, ist ein allgemeines, gleiches und gerechtes
Wahlrecht vorhanden. Im weiteren sagen uns die
Proporzfreunde: «Die bisher übliche territoriale
Gliederung des Volkes in Wahlkreise hat sich über-
lebt; im Zeitalter der Eisenbahnen, des Telegraphs
und des Telephons verschwinden die Lokalinter-
essen und -Bedürfnisse immer mehr, um viel wich-
tigeren Interessen, den über das ganze Land ausge-
dehnten wirtschaftlichen Interessen Platz zu machen.
Wahlkörper war bis jetzt die territorial fest ge-
gliederte Bevölkerung der Wahlkreise; nach dem
Verhältniswahlsystem sollen Wahlkörper sein die
durch das ganze Land nach parteipolitischen oder
wirtschaftlichen Grundsätzen und Interessenfragen
frei gebildeten Wählergruppen. j> Wenn wir diese ab-
strakten Sätze richtig und unverfälscht auf die Wahl
des Nationalrates anwenden wollten, so müsste die
Wahl in den Nationalrat nach dem Verhältniswahl-
system unbedingt nur in einem oder doch in grossen,
möglichst gleichmäßigen Wahlkreisen erfolgen, und
es müssten dann die sämtlichen Mandate auf die
verschiedenen über das ganze Land frei gebildeten
Partei- und Interessengrupen im Verhältnis ihrer
Stärke verteilt werden. Dies wäre das eigentlich
ideale Proporzsystem. Wohl hauptsächlich aus takti-
schen Gründen haben die Initianten davon Umgang
genommen, dieses Proporzideal vorzuschlagen; die
Rechte und das Zentrum wären ja selbstverständlich
für eine solche Lösung nie zu haben gewesen, und
so sind die Proporzfreunde auf halbem Wege stehen
geblieben, und anstatt uns einen einzigen Wahlkreis
oder doch grosse, möglichst gleichmässige, die Kan-
tonsgrenzen nicht berücksichtigende Wahlkreise vor-
zuschlagen, bringen sie die Einteilung unseres Lan-

des in ganz ungleiche Wahlkreise in Vorschlag, wo-
durch sie selbst zugeben, dass unsere schweizerische
Eidgenossenschaft sich durchaus nicht dazu eignet,
das Verhältniswahlsystem rein und unverfälscht
durchzuführen.

Die Initianten behaupten, die Gerechtigkeit und
das gleiche Recht aller Bürger verlange gebieterisch
die Einführung des Verhältniswahlsystems, und gleich-
zeitig gehen sie hin und unterbreiten uns einen
Vorschlag, der die gleichen Ungerechtigkeiten und
Ungleichheiten durch das ganze Land schafft und
namentlich den Grundsatz unserer Staatsverfassung,
dass alle Bürger vor dem Gesetze gleich sein sollen,
direkt verletzen würde. In einigen Kantonen würde
nach dem Majorzsystem, in ändern nach dem Ver-
hältniswahlsystem gewählt; in einigen Kantonen ha-
ben die Stimmberechtigten nur einem Kandidaten
zu stimmen, in anderen aber 2, 5, 10, 15, 22 oder
gar 29, wie hier im Kanton Bern. In einigen Kan-
tonen wird das Territorialprinzip noch weiter be-
stehen ; anderwärts und namentlich im Kanton Bern
ist es in Frage gestellt.

Ich möchte Ihnen an einem Beispiel zeigen,
welche Ungerechtigkeiten und Ungleichheiten ent-
stehen würden. Setzen wir den Fall, dass ein im
Oberhasli wohnender Vertreter des Nationalrates
demissionieren oder sterben würde, dann würde
ohne weiteres, ohne eine Ersatzwahl derjenige Kan-
didat, der auf der nämlichen Liste gestanden und
der die meisten Stimmen auf sich vereinigt hat, an
seine Stelle treten. Es könnte einJurassier oder ein
Oberargauer sein ; der bisherige Wahlkreis hat nichts
dazu zu sagen. Wie geht es aber, wenn gleichzeitig
der Vertreter von Uri oder Obwalden stirbt? Dort
gibt es keine Suppleanten, dort kommt auf eine
Liste nur ein Name. Man wird doch nicht erwarten
dürfen, dass man sich dort auf den Boden stellte,
dass, wenn eine Vakanz zu besetzen ist, einmal zur
Abwechslung der Kandidat der Freisinnigen an die
Stelle treten würde. Dort müsste eine Ersatzwahl
getroffen werden. Wenn die Oberhasler ihren Ver-
treter verlieren, so haben sie bei der Ersatzwahl
kein Wort zu sagen; in dem benachbarten Einer-
kreis müsste, weil dort das Majorzsystem faktisch
besteht, eine Ersatzwahl getroffen werden. ' Was
werden sich unsere Bürger sagen, wenn in einem
und demselben Land solche Ungerechtigkeiten und
Ungleichheiten bestehen?

Und nun wollen Sie mir gestatten, mit einigen
Worten auf die Verhältnisse zu sprechen zu kommen,
wie sie sich im Kanton Bern gestalten. Der Kanton
Bern wählt 29 Nationalräte in 7 Wahlkreisen. Im
alten Kanton bildet" jeder Landesteil einen Wahl-
kreis, währenddem im Jura seinerzeit in der Ab-
sicht, die Parteigegensätze zu mildern und der Min-
derheit eine Vertretung zu geben, 2 Wahlkreise ge-
bildet wurden. So hat jeder Landesteil die Möglich-
keit, seine Vertrauensmänner zu wählen, und zwar
geschiebt dies nicht ausschliesslich nach parteipoliti-
schen Gesichtspunkten; im Gegenteil, der Berner
will in erster Linie einen rechten Mann ins Parla-
ment abordnen und nicht einen einseitigen Partei-
mann; der Berner erblickt in einem Vertreter im
Nationalrat nicht nur einen Vertreter einseitiger
Interessen, sondern einen ruhigen, sachlichen Ver-
treter allgemeiner Interessen.
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Und wenn dei* Berner auch weit davon entfernt
ist, engherzige Kircbturmspolitik zu treiben, so ist
ihm doch fest eingefügt das Gefühl und der Ge-
danke, dass alle Gegenden bei der Wahl der Ver-
treter im Nationalrate möglichst gleichmässig be-
rücksichtigt werden müssen. Und nun soll das
anders werden; ja, die Landesteile sollen nicht mehr
berechtigt sein, sich die Männer des Vertrauens zu
wählen, sondern diese sieben Wahlkreise sollen auf-
gehoben werden, und es soll das Berner Volk ge-
nötigt sein, die 29 Nationalräte in einem Wahlkreis
zu wählen. Was würden wohl die Graubündner dazu
sagen, wenn sie mit dem Kanton St. Gallen oder
mit Glarus oder Zürich oderTburgau vereinigt wür-
den und sich so der Fall ereignen könnte, dass der
ganze Kanton Graubünden ohne Vertretung bleiben
würde? Die Gefahr besteht in gleicher Weise für
jeden unserer Landesteile. Das Berner Oberland hat
ungefähr die gleiche Bevölkerungszahl wie der Kan-
ton Graubünden; wir wählen auch fünf Vertreter
wie Graubünden, und nun sollen wir riskieren
müssen, dass wir bei einer Gesamterneuerung alle
Sitze verlieren oder unter Umständen Vertreter er-
halten, die der Grossteil des Landes nicht gewählt
hätte? Gegen eine solche Zumutung wird sich die
grosse Mehrheit des Berner Volkes mit aller Wucht
erheben. Der Vorschlag der Initiative ist aber nicht
nur gegen Recht und Gerechtigkeit, sondern im
höchsten Grade reaktionär. Wenn der Nationalrat
nach dem Vorschlag der Initianten gewählt werden
soll, so werden wir dem bisherigen Ständerat, in
welchem die Vertreter der Kantone in keinem Ver-
hältnis zur Bevölkerung stehen, gewissermassen
einen zweiten Ständerat, der an die Stelle der bis-
herigen Volksvertretung tritt, beigesellen. Im bis-
herigen Ständerat würden die Vertreter der Kantone
regieren, und im neu zu bildenden Ständerate, der
faktisch an Stelle des bisherigen Nationalrates tritt,
würden die Vertreter der Parteien und Interessen-
gruppen der Kantone das Szepter führen. Für den
schweizerischen Staatsgedanken würde so wenig
Raum zur Entwicklung bleiben. So herrlich weit,
würden wir es gebracht haben mit dem Traum der
Vorkämpfer der Demokratie, mit der hohen Idee
der Gründung eines schweizerischen Einheitsstaates,
H2 Jahre nachdem diese Idee der Gründung des
Einheitsstaates in den Zeiten der Helvetik zum
erstenmal mächtig aufgeflackert hat. Dass die föde-
rativ gesinnten Anhänger des" Proportionalwahl-
systems einem solchen Vorschlage zustimmen, ist
ohne weiteres begreiflich ; dass aber auch die links-
stehenden Anhänger des Verhältniswahlgedankens
einem solchen Vorschlage zustimmen, ist nur da-
durch erklärlich, dass das Hauptziel, die Schwä-
chung der Mehrheit und die Stärkung der Minder-
heiten, absolut dominiert und alle anderen Rück-
sichten und politischen Grundsätze in den Hinter-
grund treten lässt.

Die Mehrheit der Kommission hätte sich fragen
können, wollen wir nicht einen eigenen Entwurf
ausarbeiten in dem Sinne, dass gesagt würde: Die
Wahlen haben nach dem Verhältniswahlsystem stattzu-
finden in möglichst gleichen Wahlkreisen. Wir haben
darauf verzichtet, einen solchen Gegenvorschlag
aufzustellen, weil wir grundsätzliche Gegner des
Proporzes sind und weil wir gefunden haben,
es sei besser, den Initiativvorschlag gerade so an das

Volk .gehen zu lassen, wie er gestellt wurde. Es ist,
nun ohne weiteres klar, dass mit der Annahme des
Initiativvorschlages die Angelegenheit noch nicht,
erledigt wäre. Die Gegner der Initiative würden sich
mit aller Kraft und Macht erheben, um das Gleich-
gewicht im Staatsverband herzustellen, im Sinne der
Schaffung gleichmässiger Wahlkreise und eventuell
durch Reorganisation des Ständerates, im Sinne der
verhältnismässigen Vertretung der Kantone. Damit
würden wir in eine Periode leidenschaftlicher po-
litischer Kämpfe eintreten, und anstatt uns die Hand
zu reichen zu friedlicher Arbeit und zur Lösung
wichtiger sozialpolitischer Fragen, würden wir
unsere Kräfte absorbieren in unnützen politischen
Wirren und Kämpfen.

Die Initianten haben es unterlassen, ein be-
stimmtes System in Vorschlag zu bringen; dagegen
wollen sie den Bundesrat nötigen, aus dem Wirrsal
von Systemen ein System für dieNationalratswahlen
auszuwählen, oder ein ganz neues zu erfinden; das
Parlament und namentlich das Volk sollen vorläufig
zur Ausführung des Verfassungsgrundsatzes nichts
zu sagen haben. Das ist ein unerhörter Eingriff in
die fundamentalen Grundsätze der Staatsverfassung.
Ein höchst wichtiges Ausfübrungsgesetz zu eine)'
Verfassungsnovelle soll nicht nur dem Referendum,
sondern sogar der Beratung des Parlamentes ent-
zogen werden. Ist etwas derartiges schon vorge-
kommen? Wie könnenodie linksstehenden Freunde
und Kollegen, die ganz besonders den Beruf in sich
fühlen, ängstlich darüber zu wachen, dass nicht ein
Volksrecht verletzt wird, und die bald da, bald dort
eine Verletzung wittern, wo gar nichts derartiges
zu finden ist, einen solchen Vorschlag machen? Die
Antwort muss die sein, dass man sich sagt, dass
eine so harmlos aussehende Verfassungsnovelle
mit der Parole : « Gerechtigkeit erhöht ein Volk »,
dass ein solcher Verfassungsartikel schon noch
Aussicht auf Annahme im Volke habe; aber etwas
anderes ist es mit einem Gesetz; ein solches
ist viel weniger leicht im Volke durchzubringen,
und deshalb werden sich die Proporzfreunde gesagt
haben, wir müssen die Sache so anordnen, dass
ohne Schwierigkeiten die Verfassungsnovelle in Kraft
gesetzt werden muss. Man hat uns allerdings in der
Kommission erwidert, dass nach dem Vorschlage
die eidgenössischen Räte es jederzeit in der Hand
haben, sofort nach Annahme des Initiativbegehrens
selbst ein Gesetz auszuarbeiten. Das ist der Fall.
Der Initiativvorschlag geht dahin, dass die Ausfüh-
rung Sache der Gesetzgebung sei, und es könnten
die eidgenössischen Räte, wenn die Initiative ange-
nommen würde, im Dezember sich an die Arbeit
machen. Allein was würde geschehen, wenn dann
gegen das Gesetz das Referendum ergriffen und es
vom Volke abgelehnt würde? Dann Avare der Bundes-
rat genötigt, direkt sich mit dem Volke in Wider-
spruch zu setzen; er wäre genötigt, dem Volke ein
System aufzuzwingen, welches das Volk abgelehnt
hat. In solche Verhältnisse wollen wir nicht hinein-
geraten. Möge man nun vom Proportionalwahl-
system denken was man wolle, nie und nimmer
kann es bei uns in der schweizerischen Eidge-
nossenschaft auf eine Art und Weise eingeführt
werden, durch welche fundamentale Grundsätze
der Staatsverfassung direkt über den Haufen ge-
worfen Averden.
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Ich bin ara Schlüsse meiner Ausführungen ange-
langt. Die eidgenössischen Räte haben in dieser
Hache keinen endgültigen Entscheid zu treffen, son-
dern sie haben die Frage nur zu begutachten. Der
Entscheid selbst liegt beim Volk. Wir wollen uns
der Hoffnung hingeben, dass unser wackeres Schwei-
zervolk mit nüchternen ruhigen Erwägungen an die
Lösung der wichtigen Frage herantreten und einen
Entscheid herbeiführen werde, welcher geeignet ist,
das allgemeine Wohl des Landes und des Volkes zu
fördern und die Achtung vor den höchsten Grund-
sätzen unserer Staatsverfassung zu stärken.

Im Namen der Mehrheit der Kommission bean-
trage ich Ihnen, Sie möchten beschliessen, dem
Initiativbegehren nicht zuzustimmen und dem Volke
die Verwerfung desselben zu beantragen.

M. (laudimi, rapporteur français de la majorité
de la commission: Le problème de la représentation
proportionnelle est une vieille connaissance pour
l'assemblée fédérale. Depuis 1872, cette question
fait de temps à autre une apparition. Depuis près
de M ans que j'ai l'honneur de.siéger au Conseil
national, j'assiste au troisième assaut des proportion-
nalistes. Le premier était la motion \Vullschleger en
1898. En 1900, nous discutions sur un terrain plus
vibrant; il s'agissait de l'initiative populaire, deman-
dant la revision partielle de la constitution pour im-
poser la représentation proportionnelle comme base
de la nomination du Conseil national. Vous avez en-
core, la plupart, présents à l'esprit ces débats im-
portants de notre assemblée législative, comme aussi
les discussions vives de notre peuple suisse à l'oc-
casion de la votation populaire. J'avoue qu'à l'appari-
tion d'une nouvelle demande d'initiative, j'ai été
étonné. Je me suis demandé, comme plusieurs
d'entre nous, si depuis 1900, il s'était produit des
faits nouveaux justifiant cette nouvelle manifesta-
tion des proportionnalistes. Je me suis demandé, si
le Conseil national avait perdu le contact nécessaire
avec le peuple suisse, si les députés avaient reçu
de leurs électeurs, au dernier baptême populaire,
un démenti et si notre oeuvre avait été critiquée
par nos mandants. Je me suis demandé si le pays,
depuis 1900, était moins heureux, moins prospère
et si nous étions, nous, la majorité, devenus des
ouvriers de malheur pour les destinées de la Suisse.

Et, c'est bien la première question qui doit se
poser à notre esprit. Depuis 1848, notre droit public
repose sur ces deux bases intangibles au point de
vue législatif: d'une part, la volonté de la majorité
du peuple, représentée par les députés au Conseil
national, de l'autre, les cantons représentés au Con-
seil des Etats. Et en 1900, comme aujourd'hui, on
veut ébranler une de ces bases de notre représenta-
tion nationale, on veut porter atteinte à ce dogme
de notre droit public en vigueur depuis 1848. Né
pouvons-nous pas demander aux proportionnalistes
de venir ici tout au moins avec des faits démontrant
la nécessité d'une nouvelle consultation populaire?
Le peuple et les cantons ont manifesté d'une ma-
nière évidente leur volonté en 1900. Nous devons

demander aux proportionnalistes quels sont les faits
nouveaux qui justifient, d'après eux, cette nouvelle
consultation.

Cherchant la réponse, je ne pourrais mieux la
trouver que dans l'avis d'une partie importante des
proportionnalistes suisses. Quand, en 1909, on a
convoqué à grand fracas une assemblée populaire
à Zurich, pour mettre en oeuvre de nouveau la ma-
chine proportionnaliste, on a eu soin de dire que
cette demande d'initiative nouvelle n'était pas
l'oeuvre d'un parti, qu'elle serait le drapeau de tous
les proportionnalistes, et on a fait appel en Suisse
de tous les côtés à tous les proportionnalistes.

Je ne commets aucune indiscrétion en vous don-
nant connaissance de l'opinion émise à cette époque
par un groupement important de proportionnalistes :
«L'Union libérale de la Suisse romande», représentée
par tous ceux qui de la Suisse romande viennent
ici siéger au centre et qui ont derrière eux un im-
portant contingent d'électeurs. L'Union libérale de
la Suisse romande a écrit au président de l'as-
semblée de Zurich, M. Scherrer-Füllemann, pour
faire connaître sa manière de voir et je trouve la
lettre dans la «Gazette de Lausanne» du 14 janvier
1909. Je vous signale une partie de cette lettre:

«D'accord avec vous sur le principe et sur la
forme à donner à l'initiative populaire, nous estimons
cependant que, dans le moment actuel, celle-ci n'est
pas appelée à aboutir.

Un mouvement en faveur du scrutin proportion-
nel se heurtera à l'opposition du parti radical à peu
près unanime, même à celle des minorités radicale?
dans les cantons conservateurs, ces minorités pré-
férant renoncer à une représentation plutôt que
d'affaiblir, fût-ce de quelques sièges, la forte ma-
jorité que leur parti possède actuellement au Con-
seil national.

Cette opposition puissante ne pourrait être vaincue
que par l'effort concordant de toutes les autres mi-
norités, conservatrice catholique et conservatrice
protestante, libérale, démocratique et socialiste. Il
ne faudrait rien moins que l'énergique et unanime
volonté de toutes ces minorités pour grouper autour
du scrutin proportionnel une majorité populaire.

Or, les renseignements que nous avons recueillis,
ne nous permettent pas de croire que cette volonté
existe, ni dans le parti conservateur catholique, ni
chez tous les conservateurs protestants et libéraux
de la Suisse. On nous affirme — et nous avons lieu
de croire ces informations exactes — que dans le
moment actuel le scrutin proportionnel n'obtiendrait
la majorité dans aucun des grands cantons de la
Suisse, Zurich, Berne, Argovie, Vaud, les Grisons,
Fribourg et Valais.

En fait, nous ne voyons guère que le parti so-
cialiste lui soit fermement et unanimement résolu
à soutenir le mouvement.

Dans ces conditions, une initiative populaire irait
au devant d'un échec certain, et il n'est même pas
à prévoir que nous obtiendrions le même nombre
de voix qu'en 1900, ce qui serait regrettable pour
le succès futur de notre cause, soit dans les cantons
où le scrutin proportionnel est actuellement discuté,
soit dans la Confédération.»

Voilà, Messieurs, une manifestation importante
d'un groupe 'considérable d'adhérents à la représenta-
tion proportionnelle. Ces adhérents disent et recon-
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naissent ouvertement que depuis 1900, la cause de
la représentation proportionnelle n'a pas fait des
progrès suffisants pour qu'aujourd'hui une nouvelle
consultation populaire s'impose avec quelque chance
de succès. Je ne puis ajouter que ceci. Après cet
article qui gure dans le journal du 14 janvier 1909,
à la fin de la même année, à propos du résumé de
la politique suisse pendant cette même période, nous
lisons ces quelques lignes: «Le referendum n'a pas
fonctionné, mais l'initiative populaire nous a pré-
paré, pour l'automne prochain, par -142,000 signa-
tures, une sérieuse mêlée politique sur la représenta-
tion proportionnelle. L'affaire a été lancée en jan-
vier à Zurich par une assemblée où les catholiques
démocrates de la Suisse orientale et les socialistes
ont surtout mené l'attaque. Trois mois après, le
parti radical suisse mobilisait ses cadres à Lucerne,
et décidait de s'opposer à la réforme électorale de
toutes ses forces. C'était prévu.

Nous avons dit notre avis au sujet de cette ini-
tiative: II eût été préférable de l'ajourner et d'at-
tendre le moment où le scrutin proportionnel aura
conquis encore quelques grands cantons. La ques-
tion posée, nous désirons qu'elle soit résolue affir-
mativement et ferons de notre mieux pour y amener
les électeurs. Mais nous ne nous faisons pas d'il-
lusion. Le parti conservateur catholique est divisé
et le parti socialiste fait tout ce qu'il ne faudrait
pas faire pour amener des voix à la réforme. Nous
faisons allusion aux récents scandales de Zurich, au
congrès antimilitariste de Bienne, encore que dés-
avoué par le socialisme officiel, à l'opposition sys-
tématique des députés socialistes aux chambres,
contre la loi réprimant les provocations à la mutinerie
militaire. Beaucoup d'électeurs trouveront superflu
d'accroître la situation d'un parti qui respecte si
peu la liberté d'autrui et heurte si violemment le
sentiment national »

Telle est l'impression donnée par l'initiative pro-
portionnelle dans un milieu très proportionnaliste.
Si je dois ajouter quelque chose, je puis dire que
dans mon canton, comme en Suisse, le parti radi-
cal n'est en tout cas pas plus mûr pour cette ré-
forme que les proportionnalistes eux-mêmes. On a
dit que pour le parti radical c'est avant tout
le désir que nous avons de sauvegarder nos sièges
qui nous pousse à lutter contre la représentation
proportionnelle. D'abord c'est notre devoir de radi-
caux de sauvegarder nos sièges. Nous sommes con-
servateurs de nos sièges, comme le dit M. Brüstlein,
c'est du reste notre seul conservatisme (rires). Mais
je voudrais savoir si les proportionnalistes qui de-
mandent l'introduction de la représentation propor-
tionnelle n'ont pas aussi le désir d'assurer et de
conserver leurs sièges, en cherchant en outre à en
acquérir de nouveaux, si possible. Ce qui fait que
nous sommes tous logés à la même enseigne ! Et si
tout à l'heure M. Brüstlein a pensé que les radicaux
étaient conservateurs de leurs sièges, je crois être
bien inspiré en disant que nos adversaires, sur ce
terrain-là, sont pour le moins aussi conservateurs
que nous.

J'affirme donc en première ligne et tout d'abord
que l'initiative est prématurée. Nous avons eu une
consultation populaire qui n'a laissé aucun doute:
La majorité du peuple suisse, la majorité des can-
tons suisses ont demandé, en 1900, le maintien du

système majoritaire et aujourd'hui encore de nom-
breux proportionnalistes eux-mêmes estiment que le
moment n'est pas venu de reprendre la question.

Et pourquoi la reprendrions-nous? La repren-
drions-nous parce que, autour de nous, elle a fait
ses preuves, parce qu'elle a apporté, dans les milieux
où on la pratique, de grandes satisfactions? Je crois
que nous nous tromperions étrangement si, à l'aide
de ces expériences, nous arrivions à dire que la
proportionnelle s'impose.

On nous a beaucoup parlé de la Belgique. On
nous a cité la Belgique comme exemple. On nous
a même dit autrefois: Vous attendez, Aous les répu-
blicains, vous les démocrates, vous attendez de re-
cevoir l'exemple du royaume de Belgique. On oublie
de nous dire, en pareil cas, qu'en Belgique, à côté
de la représentation proportionnelle, il y a le suf-
frage plural, c'est-à-dire que les citoyens, je dirai
les sujets de sa Majesté le roi des Belges, n'ont pas
tous une voix, quand ils se présentent devant l'urne.
Il y a 3 catégories : Les uns jouissent d'un suffrage,
les autres de deux suffrages, d'autres enfin de trois
suffrages. Très probablement, on a voulu, à l'aide
du vote plural, assurer au pouvoir un appui suf-
fisant. Pour moi, c'est une énormité de penser que
la représentation proportionnelle, dans laquelle les
pétitionnaires voient le règne de la justice mathé-
matique et idéale, a été doublée en Belgique du
suffrage plural, qu'on a ainsi immédiatement faussé
la base de la représentation nationale, et que les
proportionnalistes suisses nous donnent la Belgique
en exemple.

Et, Messieurs, du reste a-t-on été très heureux
en Belgique? On me dira que je répète ce qui a
été dit autrefois. Les proportionnalistes vont faire,
comme nous et c'est peut-être à eux, proportion-
nalistes, que nous devrions surtout demander au-
jourd'hui des nouveautés.

En Belgique, quand ce système a été introduit,
on a poussé de hauts cris. Je puise mes renseigne-
ments dans nos journaux proportionnalistes suisses
de manière qu'ils ne soient pas critiqués. Je vous
signalerai, par exemple, la correspondance que le
Journal de Genève recevait de Bruxelles.

Déjà en 1895, lors des élections communales, on
avait critiqué la représentation proportionnelle et le
correspondant du Journal de Genève écrivait, le
3 décembre 1895, à propos des élections communales
de Bruxelles: «Je crains fort que M. Buis, le bourg-
mestre, ne renonce définitivement. -Quel moyen aurait
le collège d'administrer si, à chaque nomination, une
coalition des socialistes et des catholiques lui imposait
des nominations de fonctionnaires et employés hos-
tiles? C'est à la représentation proportionnelle, telle
qu'elle a été organisée en Belgique, que nous
sommes à Bruxelles, comme à Gand et à Liège,
redevables de ce beau gâchis. A part quelques
intéressés, chacun ici s'accorde pour déplorer l'in-
novation. »

Voilà la première impression que produisit en
Belgique la représentation proportionnelle. Cette im-
pression a duré, puisque le 2 juin 1900, à propos
des élections législatives, le même Journal de
Genève recevait de son correspondant de Bruxelles
la note suivante : «Les critiques n'ont pas fait défaut.
Tout d'abord, on doit constater que l'électeur est
singulièrement lié, qu'il vote en tête de liste, oa
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qu'il vote uniquement devant l'un des noms de
cette liste, son vote profite à tous les noms ,de la
liste; on est contraint ainsi de voter pour des can-
didats en qui l'on n'a nulle confiance. Le «.vote de
préférence» n'y change rien; bon gré, mal gré;
vous votez pour toute la liste, bien que n'ayant
voté que pour l'un des noms qui la com-
posent. Le panachage est interdit, l'électeur n'a
qu'à s'incliner devant les choix du comité de son
parti; l'établissement des listes, le rang à donnera
chaque candidat, ont donné lieu, spécialement à
Bruxelles, dans le parti catholique, à des tripotages.
La valeur du candidat, la confiance que l'électeur
peut avoir en lui, tout cela disparaît. Vous devez,
sous peine de nullité, voter pour une liste, sauf à dé-
signer dans cette liste un candidat que vous préférez. »

Des critiques de détail sont aussi émises, mais
je vous en fais grâce.

Voilà l'exemple de la Belgique. Je le trouve peu
encourageant en ce qui me concerne : Suffrage plural
d'un côté, faussant la base mathématique de la re-
présentation proportionnelle, et de l'autre, difficultés
que nous connaissons de vieille date.

Aujourd'hui, nous, nous connaissons la volonté du
peuple suisse, de sa majorité. La représentation
proportionnelle ne veut connaître, elle, que les partis
seuls. Sa définition — c'est un de nos collègues qui
la donnait ici en 1900 — est la suivante: «La re-
présentation proportionnelle repose sur une règle
de droit rigoureuse, celle d'un partage équitable,
fait d'une manière mathématiquement exacte». On
part de ce point de vue qu'il n'y a en Suisse que
des partis. Il n'y a que des partis qui présentent
des listes, des adhérents qui doivent voter la liste
de leur parti. Ne pas voter la liste du parti, c'est
immédiatement bouleverser la représentation propor-
tionnelle, c'est en fausser le jeu. Est-ce bien le cas
pour la Suisse? N'y a-t-il que des membres de partis
politiques dans notre population? Je dis non. A côté
de nos partis politiques, il y a une quantité de
citoyens qui sont ce que j'appellerai la masse élec-
torale et qui ne sont ni radicaux, ni socialistes, ni
conservateurs, ni libéraux. Ce sont des gens qui
vont aux urnes Ils ne fréquentent très souvent pas
même les assemblées politiques, mais ils viennent
aux urnes, ils -exercent leurs droits civiques. Ils le
îont sous cette forme: J'appuie le gouvernement
aussi longtemps que le gouvernement rend mon pays
heureux et prospère. Je vote pour les candidats pro-
posés s'ils m'inspirent confiance; je panacherai,
parce je veux pouvoir voter pour tous ceux qui
m'inspirent confiance dans mon arrondissement,
quel que soit leur parti.

Pensez-vous que dans ces conditions, la re-
présentation proportionnelle puisse, comme on la
définit, être une règle de droit rigoureuse, celle
d'un partage équitable, fait d'une manière mathé-
matiquement exacte?

Le citoyen, dans la masse électorale, votera au-
jourd'hui pour un candidat conservateur, s'il a plus
de confiance en lui qu'en un candidat radical.
Demain, il votera pour un socialiste ou pour un
radical, s'il a plus de confiance dans ce député. Il
ne s'inquiétera pas des partis, des listes et de la
représentation proportionnelle.

Avec la représentation proportionnelle, vous
n'aurez plus que la représentation des partis au

Conseil national, et non plus la représentation po-
pulaire, comme nous l'entendons et comme ou l'a
voulue jusqu'ici.

Il ne faudrait plus laisser l'électeur, pour aboutir
au résultat mathématique, inscrire un nom sur sa
liste. Chaque parti présentera et déposera, sa liste,
chaque électeur viendra au bureau et dira suivait
son parti : Donnez-moi une fiche rouge, une fiche
verte, une fiche noire, une fiche blanche, et je met-
trai dans l'urne la fiche qui représente mon opinion
politique, les mathématiciens feront le reste. Alors
nous aurions la représentation mathématique de la
volonté populaire selon la proportionnelle, nous
serions tout à fait dans l'ordre que désirent les pro-
portionnalistes. Mais, pourquoi ferions-nous ainsi en
Suisse? Si dans un pays unitaire d'une grande
étendue, où les circonscriptions peuvent se modifier
et se bouleverser facilement, si là encore on peut
parler de proportionnelle, je dis qu'en Suisse moins-
qu'ailleurs, on en peut parler au point de vue de
la représentation nationale. Nous sommes une Con-
fédération d'Etats. Nos cantons ont conservé chacun
une certaine souveraineté, elle leur est garantie
par la constitution. Ces cantons se distinguent les
uns des autres par leur langue, leur histoire, leurs
moeurs, leurs habitudes, leurs idées quelquefois.
Chaque canton envoie la députation conforme à sa
notion politique, les minorités sont ainsi représentées
et vous voulez introduire la proportionnelle. Puis,
vous voulez l'introduire dans des conditions spé-
ciales, c'est-à-dire que vous voulez l'introduire en
réalité pour les grands cantons, mais que vous la
laissez complètement de, côté pour les autres. Nous
assisterons à ce spectacle que nos arrondissements
cantonaux, puisque chaque canton et demi-canton
formera un arrondissement, que nos arrondissements
seront absolument inégaux et que la proportionnel! e
ne sera ni applicable, ni. appliquée dans un grand
nombre de cantons. Il n'y a plus seulement les deux
grands partis historiques. Nous avons depuis un
certain nombre d'années trois partis : Le parti radi-
cal, le parti conservateur et le parti socialiste. Eb
bien, Messieurs, à quels cantons voulez-vous ap-
pliquer la proportionnelle dans ces conditions? Im-
médiatement, nous devons faire abstraction des can-
tons qui n'ont qu'un nombre de députés insuffisant
pour une répartition équitable et matb'ématique.
Vous laisserez ainsi de côté les quatre cantons qui
n'ont qu'un et deux députés: Uri, Zoug qui ont un
député, Glaris et Schaïïhouse qui en ont deux. Vous
ferez de même pour les trois demi-cantons qui ont
un député: Unterwald, haut et bas, Appenzell in-
térieur. Et je dis que la proportionnelle ne sera
pas applicable non plus dans le canton et les deux
demi-cantons qui ont trois députés, c'est à dire
Schwyz, Baie-Campagne et Appenzell extérieur. Trois
partis existent. Votre règle de justice rigoureuse
veut une répartition équitable, faite d'une manière
mathématiquement exacte. Appliquerez-vous cette
définition aux cantons où il y a trois députés, quand
il y a trois partis? Le parti qui aura le plus de
suffrages aura un député comme celui qui en aura
le moins, comme les deux qui en auront le moins,
c'est-à-dire que les minorités seront représentées
par un député et la majorité par un député égale-
ment. Nous pouvons donc affirmer ici qu'avec la
représentation proportionnelle telle qu'elle est pro-
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jetée pai1 les pélitioniiaires, nous aboutirons à un
système électoral qui ne sera en força que pour les
grands cantons. .Les autres 10 cantons et demi-can-
lous, nous les laisserons de côté. Pourrons-nous les
laisser de côté? Devrons-nous les laisser de côté?
La question s'est posée pour la commission. Nous
nous sommes demandés si nous ne devions pas aller
plus loin, si nous devions, éventuellement, pour le
cas où la représentation proportionnelle serait adoptée
par le peuple et. les cantons, prévoir la possibilité
d'une revision des arrondissements, tels qu'ils sont
prévus dans la pétition, de manière à ce que lare-
présentation proportionnelle soit applicable à toute
la Suisse, qu'il n'y ait pas d'un côté les proportion-
nalistes et de l'autre les majoritaires. Si nous n'avons
pas usé de la faculté qui nous est laissée par la
constitution et la loi fédérale spéciale, si nous n'a-
vons pas posé de contre-question au peuple, c'est

' parce que nous préférons aller très franchement
devant le peuple suisse, en lui montrant les incon-
vénients de la demande d'initiative et le laisser

> statuer. Mais, quant à moi, j'estime que le jour
où le peuple suisse aurait voté la représentation
proportionnelle, la tâche de la majorité sera de de-
mander immédiatement une revision de l'article tel
qu'il est proposé, de mani ère à ce que les arrondisse-
ments soient suffisamment vastes dans notre pays
pour que tous les citoyens puissent bénéficier de
cet immense avantage de la représentation propor-
tionnelle. Il le faudra, ce sera nécessaire. Dureste,
vous ne voulez plus représenter la population, vous
voulez représenter les partis. Or, les partis pourront
fusionner au delà des frontières cantonales, les partis
n'auront qu'à présenter leurs candidats et la re-
présentation proportionnelle aura beau jeu. Nous
devons le dire ici très ouvertement. Si nous sommes
battus devant les urnes, et si le parti radical vient
ensuite prendre position et dire : Nous îei'ons des
arrondissements sans tenir compte des frontières
cantonales, il ne faudrait pas crier que c'est là une
vengeance: 11 faudra bien-reconnaître que c'est pour
entrer complètement dans vos vues proportionnalistes.
J'espère que cette considération fera réfléchir les
électeurs, qu'elle leur fera voir les dangers politiques
du lendemain. J'espère que les citoyens comprendront
qu'il y a, à côté de la représentation proportionnelle,
un danger très grand et que cette première atteinte
à la base actuelle de notre droit public, tel que nous
le comprenons depuis 1848, pourra être* suivie
d'autres atteintes. Puis s'arrêtera-t-on là? Aura-t-on
tout terminé? Passerons-nous à la discussion du
mode de nomination du Conseil des Etats? La ques-
tion se posera, elle se posera d'elle-même. Je ne
sais pas si tous les associés d'aujourd'hui pour la
représentation proportionnelle se retrouveront quand
il s'agira de discuter l'extension des arrondissements
électoraux par la suppression des frontières canto-
nales et s'il s'agit de reviser les bases de la re-
présentation des cantons. Et nous courrions ces
risques pour jouir des avantages que nous signalent
ceux de nos amis qui habitent les cantons, dans
lesquels^ la proportionnelle a été introduite!

Nous avons assisté sous ce rapport, en séance de
commission, à des discussions très intéressantes.
Nous avons entendu, j'espère que ce spectacle nous
sera donné ici, les députés des cantons proportion-
nalistes nous faire, les uns, l'éloge de la proportion-

nelle, et les autres nous dire combien, ils eu souf-
fraient. J'avoue que j'ai trouvé peu d'enthousiasme
chez les partisans de la représentation proportion-
nelle quand ils ont parlé de leur canton. Je sais
que la proportionnelle est une vieille apparition et
que nous ne pouvons pas toujours lui demander une
ardeur juvénile. Mais en tous cas, elle n'avait rien
de juvénile l'ardeur de nos collègues qui défendaient
la proportionnelle dans nos séances de commission.

Jusqu'ici nous avons eu dans notre vie politique
de grands partis. Dans ces grands partis, tous ne
pensent pas toujours de même, mais on se fait des
concessions réciproques, on atteint une certaine
moyenne d'idées, on élabore un grand programme
et on cherche à faire triompher ce grand programme.
Le jour où la représentation proportionnelle surgit,
immédiatement, on voit ces grands partis s'émietter,
de nouveaux groupes surgir et je dis que partout
ce phénomène s'est produit. Je prends en première
ligne le canton qui est le plus près du mien, le
canton de Genève. Le canton de Genève n'est pas
grand et pourtant il compte aujourd'hui huit partis.
Croyez-vous que, sans la représentation proportion-
nelle, à Genève, il y aurait huit partis? Je ne le
pense pas; et à Genève même ce fait provoque de
très sérieuses réflexions. On voit de tous les côtés
aujourd'uhi les écueils de la représentation propor-
tionnelle. Il y a peu de mois, nous avons discuté,
dans le Grand Conseil du canton de Vaud, une nou-
velle loi sur l'exercice des droits politiques. La
question de la proportionnelle pouvait se poser et
un de nos collègues de Genève, ne faisant pas parti
du parti radical, apprenant que nous allions dis-
cuter cette loi sur l'exercice des droits politiques,
disait à. quelques radicaux du canton de Vaud:
"Vous n'avez pas la proportionnelle dans le canton
de Vaud, surtout ne la prenez pas! A Genève, à
l'origine, la proportionnelle n'a pas fait naître im-
médiatement huit partis, c'est évident, mais cepen-
dant elle en a fait naître très rapidement. On avait
dit: Avec le régime idéal de la proportionnelle, cette
règle de droit rigoureuse qui assure un partage
équitable, fait d'une manière mathématiquement
exacte, on peut se rendre en paix aux urnes en
chantant des cantiques; il n'y a plus aucune ani-
mosité entre les citoyens, la paix règne, nous allons
tous voter,et les mathématiciens résolvent le problème.
Or, voici la proclamation en 1895 du parti qui avait
demandé la proportionnelle: «Pour la seconde fois
vous allez élire le Grand Conseil par le système du
vote proportionnel. . . Avec ce système, toutes les
voix ont de l'importance. Il suffirait de l'abstention
d'une centaine d'électeurs pour priver leur parti
d'un siège. Evitez aussi de panacher! Gardez-vous-
de grossir la part de vos adversaires, en donnant
vos suffrages à leurs candidats. Ce ne serait plus
de l'impartialité, mais un jeu de dupes.»

Autrefois les citoyens pouvaient donner leur voix
à ceux qui leur inspiraient le plus de confiance.
Aujourd'hui, avec la proportionnelle, on est obligé
de leur dire que ce n'est pas de l'impartialité, mais
un jeu de dupes.

Ah ! C'est charmant, ce système électoral. Il est
réellement charmant, pour ceux qui ne se rattachent
pas à un parti. Il doit réjouir la conscience des élec-
teurs. Il doit surtout satisfaire cette masse électorale
qui ne demande qu'à se présenter aux urnes en
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donnant très largement ses voix aux candidats qui
lui inspirent confiance, sans se préoccuper des dif-
férents partis.

Puis, que s'était-il passé? Un nouveau parti avait
surgi ù Genève, c'était le parti national. Voici ce
que dit alors le Journal de Genève avant l'élection :
«Quand, grâce au désarroi qu'ils cherchent à jeter
dans les rangs du parti de l'ordre et de la justice,
les gens bien intentionnés qui font des listes
«nationales», verront au Grand Conseil une majorité
composée de leurs pires adversaires, de ceux qui
les traitent à journée faite de calvinistes et de
piétistes, ils auront lieu d'être satisfaits de leur
ouvrage!»

Quand avec la représentation proportionnelle, qui
aux dires des proportionnalistes eux-mêmes permet
l'apparition de partis nouveaux, on peut s'exprimer
de cette manière, fait-on l'éloge de la représentation
proportionnelle? Et le fait-on quand on dit que
ceux qui font des listes nationales cherchent à jeter
le désarroi dans les rangs du parti de l'ordre et de
la justice'? Et, après les élections, on assiste à ce
spectacle que le petit groupe national est arrivé au
Grand Conseil. Ni le parti de droite, ni le paru de
gaucbe n'ont la majorité. C'est ce petit groupe qui
va régner. Et le même Journal de Genève dit: «La
majorité du Grand Conseil n'est plus radicale, c'est
ce qui paraît certain. Mais qu'elle appartienne aux
démocrates, c'est douteux. Si le Genevois n'enregistre
pas une victoire, il a tout au moins le droit de res-
pirer. Il avait craint une autre défaite et l'aurait
subie sans le désarroi que le groupe «national» a
jeté dans les rangs du parti. Ce groupe s'est chargé
d'une lourde responsabilité. C'est de lui que dé-
pendent aujourd'hui l'ordre ou le désordre, les
bonis ou les déficits, le libéralisme ou l'autoritarisme
dans l'application des lois.»

Eh bien! La proportionnelle est quelque chose de
très beau: A la place de la majorité qui doit régner
pour l'ordre, qui doit régner pour assurer les bonis
financiers, à la place de cette majorité qui soutient
le gouvernement, qui l'appuie en vue du progrès,
ce n'est plus qu'un petit groupe qui se déplace à
droite ou à gauche, et qui vient généreusement
assurer une majorité selon ses convenances!

Cette constatation faite après les élections de
1895 au Grand Conseil de Genève, je l'ai rapprochée
d'un article que je lisais le 28 février de l'année
dernière dans le Journal de Genève, au sujet de
l'initiative pour la représentation proportionnelle. Je
ne vous le lirai pas entièrement, mais voici ses con-
clusions: «Sans doute, la proportionnelle donnera
aux socialistes la part exacte d'action parlementaire
à laquelle ils ont droit. Mais elle la donnera aussi
aux libéraux. Et si elle a pour conséquence d'obliger
le parti radical suisse à chercher un appui auprès
des libéraux, pour lutter contre le socialisme, ce
ne sera pas un grand mal pour le pays.»

Je devais rapprocher cette conclusion des cons-
tatations faites au Grand Conseil de Genève, a pro-
pos du groupe national. Oui, Messieurs, une fois que
la représentation proportionnelle existera, votre tâche
sera d'amoindrir le parti radical dans la plus large
mesure, et alors que vous aurez cette satisfaction
de voir siéger ici, non plus trois ou quatre partis,
mais une quantité de partis, quand le parti radical
sera ainsi amoindri, il sera obligé de s'allier à un

groupe peu nombreux qu'on signale d'ores et déjà
à son attention. Le parti radical ne pourra plus ac-
complir sa tâche de majorité sans avoir l'appui d'un
autre parti, qui ne sera pas un grand parti, mais
un petit parti, qui sera l'appoint nécessaire et l'ar-
bitre de nos destinées politiques. Ce sera un grand
progrès. •

Est-ce que réellement, dans ces conditions, le
système de la représentation proportionnelle vous
inspire beaucoup de confiance pour l'avenir? C'est
la question que je vous pose et. qui se posera pour
le peuple suisse. A Genève même, on a critiqué la
représentation proportionnelle. Je lis, dans une cor-
respondance de la Gazette de Lausanne, du mois
de novembre 1907, à propos des élections de 1907
au Grand Conseil de Genève, que de nouveau aucune
majorité n'est assurée, et le correspondant, après
avoir exposé les alliances possibles, dit: <s. . . pour
beaucoup, cette situation anormale équivaut à la
condamnation de la proportionnelle. Faut-il aller
jusque là?»

La même correspondance, résumant les éleclions
de 1907, dit: «11 résulte de cette séance (séance du
Grand Conseil) que MM. Fazy, frères, disposent de
deux majorités, alternatives . . . Mais encore, faut-il
que les socialistes ne leur fassent jamais faux bond!
Il faudra toute leur dextérité pour qu'ils évitent de
jamais s'aliéner plus d'un des trois groupes à la
fois. La nouvelle législature ne manquera donc ni
de piquant ni d'imprévu!»

11 est vrai que nos législatures du Conseil natio-
nal n'ont ni ce «piquant», ni cet «-imprévu». J'avoue
que je n'y tiens pas. Je ne pense pas que le Con-
seil fédéral y tienn , et j'espère que la majorité du
peuple suisse parta era mon avis. Notre vie poli-
tique est profondément honnête: Nous manoeuvrons
au grand jour, nous vivons sous une cloche de verre,
surveillés à chaque instant par nos électeurs. Tous
les trois ans, nous nous présentons devant nos man-
dants; ils peuvent nous remercier, nous remplacer.
Le peuple suisse a le referendum qui peut mettre
à néant toute notre oeuvre; il a l'initiative qui peut
nous contraindre d'agir ou encore mettre à néant
une oeuvre pour laquelle le délai de referendum est
déjà expiré. Le peuple suisse a toutes les soupapes
de sûreté possibles et utiles dans une'démocratie.

Dans ces conditions, je ne vois pas très bien à
quoi servirait la représentation proportionnelle. 11
est vrai qu'à Genève le système de la représentation
proportionnelle existe avec le quotient et non avec
le quorum. Mais, nous, qu'aurons-nous? Aurons-nous
le quotient ou aurons-nous le quorum? Quel système
de représentation proportionnelle utiliserons-nous? Je
l'ignore. Je crois qu'il serait prématuré d'entamer
une discussion ici sur ce point. A Genève, les pro-
portionnalistes ne sont pas d'accord du reste sur le
quorum et le quotient. On va très loin en pareil
cas; un des orateurs du groupe national disait en
1905 au Grand Conseil, d'après le Journal de Genève :
«Les petites minorités n'ont jamais fait du mal à
personne et le pire qui puisse leur arriver, c'est de
défendre leurs idées sans succès. J'ai d'ailleurs une
confiance beaucoup plus grande dans les minorités
que dans la majorité stable que regrette encore MJj
Fazy, et tant pis si un morcellement excessif en ré-
sulte. Périssent les groupements politiques plutôt
que le principe. •»
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C'est charmant pour ceux qui ne gouvernent pas.
C'est charmant pour les partis qui vont toujours à
^assaut du gouvernement, c'est charmant pour les
partis d'opposition ! Pourvu que le principe domine,
périssent les grands partis, les groupements poli-
tiques, périsse la majorité!

Depuis 1848, la Suisse a réalisé des progrès con-
sidérables ; elle est arrivée à une prospérité que l'on
doit à son gouvernement fort, aux hommes dis-
tingués qui ont siégé au Conseil îédéral, à cette
majorité qui a appuyé le gouvernement en tout et
partout.

On a prétendu que le Conseil îédéral avait fait
un dithyrambe en l'honneur de la majorité dans son
message. Je dois ici rappeler cette assertion d'un
député proportionnaliste qui s'est écrié en 1900 ici
même au Conseil national : «Nous connaissons les très
grands services que la majorité de l'assemblée fédé-
rale a rendus à l'idée nationale. Nous savons que
depuis 1848 les institutions démocratiques et républi-
caines de la Suisse so sont développées d'une manière
constante. Nous rendons hommage à l'activité de
cette majorité.»

Voilà l'opinion d'un proportionnaliste et, Mes-
sieurs, par quoi voulez-vous remplacer l'instrument
politique qui a contribué jusqu'ici à cette prospérité?
Par la représentation proportionnelle, par le système
que nous venons d'illustrer!

Puis je pourrais ajouter ceci. Dans mon canton,
dans le canton de Vaud, à plusieurs reprises, nous
avons assisté à des manifestations proportionnantes
au Grand Conseil. On a déposé des motions deman-
dant la représentation proportionnelle pour les élec-
tions au Grand Conseil, pour les élections com-
munales. Ces motions ont été rejetées. En 1897, à
l'occasion des élections communales de Lausanne,
sur l'insistance d'un parti, on a érigé une propor-
tionnelle volontaire, conventionnelle et on a élu le
conseil communal, qui est entré en fonctions le
1er janvier 1898, selon le système proportionnel.

"Voulez-vous que je vous dise ce que la Gazette
de Lausanne en pensait en 1905, avec le recul des
années depuis 1898? La Gazette de Lausanne parlant
du scrutin proportionnel et des socialistes, s'oc-
cupant de la législature en question terminait son
article en disant ceci: «Nous avons eu l'indiscrétion,
l'intimidation, la menace, l'insurrection contre la
loi, jusque et y compris la grève. C'était trop. Le
scrutin proportionnel ne s'en est pas relevé. Les
hommes qui avaient le plus insisté pour qu'il fût
essayé, n'ont plus pu le recommander dès lors. Il
faudra longtemps avant que, sur ce point, on les
écoute de nouveau.»

Voilà l'élection proportionnelle au communal à
Lausanne, jugée par ceux qui l'avaient mise en
oeuvre. Au Grand Conseil, il y a quelques mois,
lorsque nous avons discuté la nouvelle loi sur l'exer-
cice des droits politiques, aucune proposition n'a
surgi pour nommer le Grand Conseil selon le sys-
tème de la représentation proportionnelle. Une seule
proposition a été faite : Chaque commune aurait été
libre de choisir le système proportionnel pour sa

. représentation au conseil communal, et le Grand
Conseil a rejeté cette proposition. Le Grand Conseil
avait encore présentes à l'esprit les expériences de
Lausanne à la législature qui débutait en 1898.

Je puis dire de la proportionnelle que partout
où vous la voyez surgir, immédiatement vous voyez
les divisions apparaître. Dans tous les partis il y a
des citoyens qui ont quelques idées qui leur sont
propres. Aujourd'hui ces citoyens sont contraints,
avec nos grands partis, de les faire valoir, au sein
de leur propre parti et s'ils n'aboutissent pas, ils
se consolent. Avec la proportionnelle, ceux qui ont
une idée à eux, voudront composer un parti, avec
leur programme. Il y aura toujours quelques cen-
taines de citoyens poussés dans le même ordre
d'idées et, quand vous additionnerez tous ces petits
programmes les uns aux autres, au lieu des grandes
églises ouvertes à tous, vous n'aurez plus que les
petites chapelles où chacun prie à sa manière.
Pensez-vous que ce soit l'idéal, que ce soit con-
forme à ce dogme de notre Suisse qui dit: l'union
fait la force!

J'ajoute, Messieurs, que la demande d'initiative
se présente dans des conditions déplorables. Parce-
que les proportionnalistes pressés d'aboutir se disent
que probablement pour les élections de 1911, la loi
d'exécution du système proportionnel ne serait pas
entrée en vigueur, les proportionnalistes ont dit dans
leur demande d'initiative: «Jusqu'à la promulga-
tion de la loi fédérale sur la matière; l'application du
principe de la proportionnalité sera réglée par un
arrêté du Conseil îédéral.»

Voici le régime sous lequel nous allons vivre:
Très probablement la votation populaire aura lieu
en octobre. Le Conseil îédéral, si la représentation
proportionnelle est adoptée, aura à s'occuper des
bases d'une législation et ce ne sera pas un mince
travail. Le Conseil îédéral devra scruter de près
tous les systèmes de représentation proportionnelle.
Il devra se demander lequel est le plus conîorme
aux besoins de notre pays, à notre notion de Con-
fédération d'Etats. Puis le Conseil îédéral devra
étudier les questions de quotient et de quorum. Im-
possible d'arriver à ce que les chambres puissent
voter cette loi et que les délais référendaires soient
expirés, parce que les chambres discuteront aussi
toutes ces questions, lorsque le projet; sera pré-
senté par le Conseil îédéral- Donc, inévitablement,
nous marchons vers cette solution qu'ont voulue les
pressés du camp proportionnaliste, que le Conseil
îédéral, quand il s'agit de la représentation natio-
nale, quand il s'agit de la souveraineté populaire,
que le Conseil îédéral fera la loi et dira à lui tout
seul comment seront élus en 1911, pour une législa-
ture tout au moins, les députés au Conseil national.
On soustraira à l'autorité législative cette question
de la plus haute importance qui lui est garantie
par la constitution, on la soustraira non seulement
aux chambres, non seulement à l'autorité législative,
mais au peuple qui a son mot à dire, qui a droit
au referendum, qui pout prétendre que notre oeuvre
ne lui convient pas.

Le Conseil îédéral serait souverain même s'il
lui convient d'adopter le quorum de 30 ou de 40 %,
ou de faire comme à Neucbâtel, on l'on a introduit
la proportionnelle avec le quorum de lo°/r, afin de
la «museler», suivant le mot de notre collègue Jean-
henry.

Ne trouvez-vous pas que ce motif à lui tout seul
devrait engager à rejeter la demande d'initiative?
Ne pensez-vous pas que violenter notre droit public
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à -ce point-là, exercer au profit de la représentation
proportionnelle une pression pareille, demander
qu'une loi, de si haute importance, qui soulève des
questions délicates et nombreuses, soit soustraite à
l'étude de l'autorité législative et au vote du peuple,
c'est commettre un attentat contre notre constitution
et cet attentat est' commis par les demandeurs de
l'initiative populaire (M. B r ü s 11 e i n : Par le peuple).
Le peuple, nous verrons ! J'espère que le peuple ne
permettra pas ce précédent grave,- car s'il le per-
met aujourd'hui dans ce domaine, il pourra le per-
mettre d'autres fois. Je maintiens cette assertion:
Vous violentez notre droit public.

Je ne veux pas allonger. Je voudrais me borner
à déclarer ici, au Conseil national, que si la majorité
a, de l'aveu même de nos adversaires politiques,
comme je le rappelais tout à l'heure, par son appui
constant au Conseil fédéral et aux patriotes, qui ont
toujours composé notre première autorité, contribué
à rendre la Suisse heureuse et prospère, c'est parce
que la représentation proportionnelle n'existait pas;
c'est grâce au système majoritaire. Et si le peuple
suisse, qui est souverain, veut demain changer sa
majorité, s'il veut dire demain que la politique radi-
cale ne répond plus à ses aspirations, si le peuple
suisse veut demain une autre religion politique,
une religion politique qui devra être celle de ce
conseil, et celle du Conseil fédéral, eh bien, pour
moi, patriotiquement, je demande que ce gouverne-
ment, qui ne sera pas celui d'aujourd'hui, ait pour
défendre notre pays, pour accomplir ses destinées,
pour assurer notre prospérité nationale, les mêmes
forces que ceux qui l'auront précédé: je demande
qu'il demeure au bénéfice du système majoritaire
qui sera toujours la force de notre pays. (Bravos.)

Speiser, deutscher Berichterstatter der Kommis-
sionsminderheit: Die Botschaft des Bundesrates vom
Jahre 1910 enthält in der Würdigung der Proportio-
nalfrage von seite ihrer Gegner einen ungemeinen
Fortschritt gegenüber dem, was zuerst aus proporz-
gegnerischem Lager gegen die Idee der Proportional-
vertretung geschrieben worden ist. Das erste, was
bei uns im Auftrage des Bundesrates gegen die Pro-
portionalvertretung geschrieben worden, ist ein Auf-
satz des verstorbenen Herrn Prof. Hilty von 1882,
unter dem Titel: Die sog. Minoritätenvertretung.
Der Titel Minoritätenvertretung ist unrichtig; es ist
dies angedeutet im Worte «sogenannte» Minoritäten-
vertretung. Es handelt sich aber um die gerechte
Vertretung aller Parteien, auch der Mebrheitsparteien.
In dem Aufsatz des Herrn Hilty wird das Prinzip,
der staatsrechtliche Gedanke der Proportionalität be-
stritten. Es wird gesagt: Es ist ein unrichtiges Prin-
zip, es ist die Uebertreibung des Gedankens der
Repräsentanz; die Volksvertretung bedeutet staats-
rechtlich nicht die Vertretung des ganzen Volkes,
sondern nur die Vertretung der Mehrheit. Sie fin-
den im Aufsatz des Herrn Hilty den Ausdruck, dass
das Proportionalsystem völlig prinziplos sei. Auf
Seite 32 heisst es : «Das Prinzip des schweizerischen
ßundesstaates ist die unbedingte Anwendung des

Grundsatzes, dass die Mehrheit König und ein Mann
so gut wie der andere sein soll. » Das ist nach dem
Gedanken des Herrn Hilty der Grundsatz, der unser
Staatsrecbt beherrscht. Er gibt allerdings zu, dass
man aus Billigkeit etwa auch einmal jemand aus
der Minderheit wählen könne.

Diesen scharfen Auseinandersetzungen des Herrn
Hilty gegenüber steht allerdings die Botschaft auf
einem wesentlich milderen Standpunkt, Die Bot-
schaft lässt die grundsätzliche Frage durchaus ausser
der Diskussion. Sie verneint die theoretische Zu-
lässigkeit des Proporzes nicht, sondern, was die Bot-
schaft enthält, das sind alles nicht staatsrechtliche,'
sondern staatspolitische, ich möchte lieber sagen
opportunistische Bedenken gegen die jetzige Initia-
tive : Es müsse eine geschlossene Mehrheit sein, da-
mit man regieren könne ; man habe noch kein rechtes
Wahlsystem gefunden, man müsse überlegen, wie
es mit dem Ständerat gehen werde, wenn man den
Nationalrat nach dem Verhältniswahlsystem wähle.
Das Begehren, dass man auf dem Verordnungswege
vorgehe, sei unzulässig. Aber die eigentlich staats-
rechtliche Frage, was die richtige Repräsentanz sei,
wird in der Botschaft nicht behandelt.

Woher kommt das wohl? Warum nun die Ab-
schwäch.ung in der Bekämpfung des Proportional-
wahlsystems? Darüber gibt die Schrift des Herrn
Prof. Hilty selber die Auskunft. 'Herr Hilty sagt,
nachdem er alle seine Gründe angeführt, um das
Proportionalwahlverfabren zu vernichten : Wenn man
es einmal einführen würde und die Majorität in
einem Kanton oder in der Eidgenossenschaft durch
ein solches Minoritätenvertretungsgesetz beseitigt
würde, dann würde es nicht lange gehen, bis man
wieder in die Aera der Putsche zurückfallen würde.

Diese Worte des Herrn Prof. Hilty vom Jahre
1882 geben uns den Schlüssel für die Umwandlung
und Abscbwäcbung der Stellung der Botschaft. Herr
Hilty bat eine Prophezeiung ausgesprochen; aber
wie es so oft geht mit den Prophezeiungen, ging
es auch hier; sie ist anders eingetroffen, als Herr
Hilty es meinte. Wir haben seit 1882 einen Putsch
gehabt, Sie kennen ihn, aber nicht einen Putsch
gegen das Proportionalverfabren zugunsten des
absoluten Mehres, sondern es war ein Putsch gegen
den behaupteten, vielleicht auch wirklichen Miss-
braucb des absoluten Mehres, und dieser Putsch
hat nicht zur Beseitigung des Proportionalwahl-
systems geführt, sondern zu seiner Einführung; so
hat sich die Prophezeiung des Herrn Hilty erfüllt.
Und, was er nicht sagen konnte, der Bundesrat
selber hat das absolute Mehr im Kanton Tessin be-
seitigt und es durch das Proportionalverfahren er-
setzt. So ist die Sache, und darum ist es dem
Bundesrat unmöglich, im Jahre 1910 das Proportio-
nalwahlverfabren als staatsrechtlich unzulässig, als
konstitutionell undenkbar zu bekämpfen, wie es
Herr Hilty getan hat. Der prinzipielle Widerstand
ist unmöglich. Die Botschaft konstatiert auf Seite 4:
«Das Verhältniswahlsystem wurde zuerst im Kanton
Tessin auf Anraten der Bundesbehörden selbst ein-
geführt, uni den unhaltbaren Zuständen ein Ende
zu machen, aus denen die Revolution vom 11. Sep-
tember 1890 entstanden war.» Es gibt also auch
unter dem Majoritätssystem unhaltbare Zustände!

Ich darf vielleicht noch an etwas erinnern, was
uns begreiflich macht, warum die Botschaft des

Amtllchei itenogntphischei Bulletin XX, Nt. l, — Bulletin ttenographique officiti XX. Ko l.



NA.TTONALRA.T 18 — Proportionalwahl — Initiative

Buiidesriites etwas milder gestimmt ist. Ich gehe
von Seite 4 der Botschaft auf Seite 5 über. Da wird
mitgeteilt, wie es im Kanton Neuenburg zugegangen
ist; die Botschaft lässt, wenn man den französischen
Text liesst, die Feder, aus der sie geflossen, sehr
gut erkennen : «Im Kanton Neuenburg hatten bei den
Erneuerungswahlen zum Grosseh Rat vom 4. und
5. Mai 1880 keine der drei sich im Wahlkreis La
Cbaux-de-Fonds bekämpfenden Parteien in zwei
Wahlgängen für sich allein die absolute Mehrheit zu
erlangen vermocht; man musste daher zu einem
proportionalen Wahlvorschlag seine Zuflucht nehmen. »
Der Schreiber der Botschaft hat sich seinerzeit in
seinem Kanton sehr verdient gemacht dadurch, dass
er diesen Zufluchtsort ausfindig gemacht und sehr
behaglich ausgestaltet hat. Das hat ihn verhindert,
in der Botschaft dieselbe scharfe Stellung einzu-
nehmen wie Herr Hilty.

Obschon nun die Botschaft die prinzipielle Frage :
Was ist staatsrechtlich richtig, das Proportional-
system oder das absolute Mehrheitssystem, nicht be-
handelt, sind damit die Referenten der Minderheit
doch der Aufgabe nicht enthoben, auch über die
staatsrechtliche Frage zu reden. Wir haben uns
immer auf den Standpunkt gestellt, dass die Volks-
vertretung nicht eine wahre Volksvertretung ist,
wenn im Parlament nur Vertreter der Mehrheit der
Wahlkreise erscheinen und nicht auch Vertreter der
Minderheit der Wahlkreise. Der Nationalrat ist im
Gegensatz zum Ständerat die Repräsentanz des
Volkes, und wenn Sie den Begriff der Repräsentanz
zur Wahrheit machen wollen, müssen Sie ein Wahl-
system haben, das in allen Wahlkreisen, auch den
Minderheiten im obersten Date des Volkes eine Ver-
tretung gewährt. Darin liegt der Gedanke der rich-
tigen Volksvertretung. Ich füge bei: Dabei ist nichts"
darüber entschieden, ob wir dieses System auch für
die Regierung haben wollen oder müssen, und für
die Gerichte, denn offenbar ist die Vertretung des
Volkes im Nationalrate etwas anderes, als die De-
putation von Mitgliedern in den Bundesrat oder in
das Bundesgericht oder in Verwaltungsbehörden.
Aber das ist klar, dass die Repräsentanz im Parla-
ment staatsrechtlich nur dann richtig ist, wenn sie
nicht die Mehrheit allein in die Räte führt. Ein
System des Wahlvcrfahrens, das dieses Ziel der
gleichmässigen Berücksichtigung aller Parteien er-
reicht, ist die logische Ausbildung des Gedankens
der Volksvertretung. Das Prinzip einer uneinge-
schränkten Volkswahl ohne künstliche Privilegien
.irgend eines Volkskreises, das ist die Errungen-
schaft der Eidgenossenschaft seit 1848 und das ist

•der Gedanke und die Tätigkeit der eidgenössischen
Behörden seit 1848: Gleichheit, keine Vorrechte.
Das ist durch Revisionen und in der Tat auch durch
Revolutionen bei uns, und in anderen Ländern auch,
erreicht worden. Wenn 'wir heute fortfahren und
den Grundsatz der Proportionalität einführen, so
gehen wir auf dem Weg, den wir anno 1848 be-
gonnen haben, weiter.

Ich «erinnere, wie die parlamentarische Tätigkeit
in den 1850er, 60er und 70er Jahren ausgefüllt war
von fortwährenden Erleichterungen von Stimm-und
Wahlrecht. Man sah es als die Hauptsache au, den
Bürgern das Wahl- und Stimmrecht zu erleichtern.
Da wurde zuerst das allgemeine Wahlrecht einge-
führt und von allen persönlichen Einschränkungen

befreit; den Niedergelassenen wurde das Stimmrecht
nach Möglichkeit erweitert; man beseitigte die Be-
schränkungen der Stimmfähigkeit wegen Verlust
der bürgerlichen Ehrenrechte; im Jahre 1874 wurde
die Beschränkung beseitigt, da.ss der naturalisierte
Schweizer erst nach f ü n f Jahren das Wahlrecht
habe.

Daraus ergibt sich nun ohne weiteres, dass Sie
auch, den Effekt des Wahlrechtes erleichtern müssen,
dass Sie nicht nur das Wahlrecht geben, sondern
auch die Wahlkraft der Mehrheit und der Minder-
heit sichern müssen.

Wenn Sie daran denken, wie sich durch die Er-
weiterung der Volksrechte überall, namentlich bei
uns die politischen Anschauungen, das bürgerliche
Selbstbewusstsein, namentlich der " unbemittelten
Kreise entwickelt haben, wenn Sie zugeben, dass
das Volk gewachsen ist an politischer Reife durch
Einräumen der politischen Rechte, so müssen Sie
auch zugeben, dass diejenigen, welche sich an po-
litischer Tätigkeit beteiligen, viel empfindlicher
berührt werden durch die Erfolglosigkeit ihrer
Wahlbetätigung, dass sie eine Gleichheit, die nur
formal und nicht materiell ist, verabscheuen. Dass
man die formale Gleichberechtigung im Wählen hat,
aber nicht die materielle Gleichberechtigung im
Wahlerfolg, das ist falsches Staatsrecht. Die Frucht-
losigkeit der Wahlbemühung wird viel stärker emp-
funden als früher, weil wir durch die Entwick-
lung der Verhältnisse nicht mehr die alten kom-
pakten und homogenen Wahlkreise haben. Die Kon-
fessionen haben sich vermischt; wir haben kaum
mehr Kantone, wo die eine Konfession unbedingt
herrscht; durch die Entwicklung der Arbeiterver-
hältnisse haben wir einen neuen Stand bekommen,
der in politischen Fragen ausserordentlich inter-
essiert ist, und in einer Zeit, wo sich der Staat
hauptsächlich mit der Lösung wirtschaftlicher Fragen
befasst, ist es selbstverständlich, dass neue wirt-
schaftliche Stände Anspruch darauf erheben, ihre
Wahlkraft entfalten zu können. Es ist, ich darf es
wohl sagen, eine oberflächliche Auffassung, wenn
man sagt: Ihr wollt uns die Mehrheit nehmen, Ihr
wollt sie selbst haben. Das wäre zwar auch keine
Schande; aber die Arbeiter verlangen nur proportio-
nale Vertretung zur Betätigung am parlamentarischen
Leben. Das ist die notwendige Konsequenz der kon-
stitutionellen Entwicklung. Wir erkennen willig an,
dass die freisinnige Partei sich um die Entwicklung
der Wahlberechtigung und der Stimmberechtigung
ausserordentliche Verdienste erworben hat; sie ist
die Führerin gewesen, sie ist diejenige, die die
Rekurse gegen die Wahlbeeinträchtigung im Sinne
einer sehr schrankenlosen Wahlfreiheit entschieden
hat. Aber wenn sie heute verweigert, mitzugehen in
der Vervollkommnung des Wahlrechtes durch
Schaffung allgemeiner und gleicher Wahlkraft, so
bleibt sie stehen; sie verzichtet auf ein Ideal, und
wenn am letzten Sonntag so schön davon gesprochen
worden ist, dass die freisinnige Partei ihre alten
Ideale pflegen solle, so sage ich : Da ist ein altes
Ideal, das zu pflegen ist. Pflegen Sie es, ziehen Sie
sich nicht aus Aengstlichkeit zurück von der Weiter-
entwicklung der politischen Rechte unserer Bürger.

Ich darf mir vielleicht noch eine kleine Betrach-
tung erlauben. Die freisinnige Partei ist etwas un-
logisch. Wir haben seit längerer Zeit gehört, dass
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sie eine Ergänzung der Bundesverfassung in dem
Sinne anregen will, dass in allen Kantonen ein
Minimum politischer Volksrechte gelten soll, ich
möchte sagen, ein Existenzminimum von Volksrechten
in den Kantonen, wobei, was uns eigentlich auch
zu denken geben sollte, als Mass dieser Minimal-
rechte die Volksrechte des Bundes massgebend sein
sollen. Sie wollen der Minderheit eines Kantons zu
Hilfe Jvommen durch Schaffung eines bundesrecht-
lichen Existenzminimums von Volksrechlen, aber
beim ältesten Volksrecht, das wir in der Schweiz
haben, beim Wahlrecht wollen Sie nicht dafür sorgen,
dass, nicht nur im Kanton Freiburg, sondern in
allen Kantonen, der Wähler ein Existenzminimum
von Wahlerfolg bekomme. Ich muss sagen, das
scheint mir unlogisch zu sein, und der Logiker,
das ist der kräftige Lenker des Kantons Freiburg,
der sich bereits als Ihr Verbündeter offeriert hat für
die Bekämpfung der Schaffung des Wablrecbtexistenz-
minimums im Bunde (Heiterkeit). — Soviel über die
staatsrechtliche Begründung dieser wichtigen Frage.

Nun gehe ich über zu den Opportunitätsgründen,
welche die Botschaft des Bundesrates gegen die
Initiative geltend macht.

Ich denke, die Behauptung, dass .noch kein
rechtes System gefunden sei, wollen wir kurz ab-
tun. Das System ist gefunden. Wir haben in Basel
ein System Hagenbach-Bischoff — numerieren Sie
es Nr. 25 oder 26 — -wir haben ein System, das
absolut richtig ist. Darüber ist nichts zu sprechen.

Wenn man uns ferner sagt, es könnte lange
gehen, bis der Bundesrat ein so kompliziertes Wahl-
gesetz ausgearbeitet habe, so will ich Ihnen sagen,
dass unser Proportionalwahlgesetz auf dem Wege
der formulierten Initiative zu stände gekommen,ist;
es hat schon zweimal funktioniert, und als man das
Wahlgesetz wegen anderer Fragen revidieren musste,
hat man am Wahlsystem keine drei Worte geändert
ich finde es etwas stark, dass man uns in der Bot-
schaft im Bericht über die Wirkung dieser verschie-
denen Wahlverfahren erzählt, am 27. November 1890
habe man nach dem Hagenbachschen System in der
ßurgvogtei in Basel einen Wahlversuch gemacht und
da sei ein Wilder nicht herausgekommen. Aber wir
haben im Grossen Bat in Basel seit 1908 einen
prächtigen Wilden; er ist dadurch bei der Wahl
herausgekommen, dass er sich als Liste konstituiert
hat. Ich gebe zu, dass einige Systeme nicht ganz
richtig funktioniert haben, aber das Basler System
ist vollständig richtig.

Und nun Herr Präsident, meine Herren, noch etwas
über die Bedrohung des Ständerates. Der Ständerat hat
mit dieser Frage gar nichts'zu tun. Wir verlangen
die Proportionalwahl für den Nationalrat. Der Stände-
rat ist die Repräsentanz für die Mehrheit in jedem
Kanton. Wir verlangen dort keine Vertretung für die
Minderheit. Aber gewisse Kreise der Bevölkerung
sind in der Tat im Ständerate nicht vertreten, und
zwar gerade die, die dann für den Nationalrat um
so mehr das Recht haben, im Nationalrat eine ver-
hältnismässige Vertretung zu bekommen. Im Munde
eines verehrten Deputierten aus dem Kanton Waadt
ist übrigens die Drohung, man würde den Ständerat
aufheben, recht sonderbar; der Ständerat ist die
Garantie gewisser Minderheiten, namentlich auch
der Sprachenminderheiten, und die wird nicht vom
Welschland her beseitigt werden wollen.

| Nur noch ein kurzes Wort von der Verordnungs-
j frage. Man sagt, es sei etwas ganz Horribles, dass

Her Bundesrat au! dem Verordnungswege ein Wahl-
gesetz machen solle. Formal-konstitutionell ist diese
Frage geregelt, sobald wir durch einen Verfassungs-
artikel, durch Zustimmung der Mehrheit des Volkes
und der Stände dem Bundesrate die Vollmacht geben,
auf dem Verordnungswege eine Art Notgesetz zu
machen für die erste Einrichtung des Proporzsystems.
Was das Bedenken betrifft, dass man damit dem
Bundesrat eine ganz gewaltige Macht gebe, so sage
ich, dass wir in der Bundesverfassung eine ganze
Anzahl von Artikeln haben, die der Bundesrat allein
ausführt. Ich denke da an den Artikel der Gewerbe-
freiheit, an die Uebergangsbeslimmung der Bundes-
verfassung von 1874 betreffend die Freizügigkeit der
wissenschaftlichen Berufsarten; dieser Grundsatz
wird seit 36 Jahren vom Bundesrat gehandhabt,
man denkt nicht an ein Gesetz. Darum empfinde
ich die konstitutionelle Anomalie, dass der Bundes-
rat ein Notgesetz machen darf, nicht so schwer.
Hätten Sie das Proportionalwahlsystem im Jahre 1900
angenommen, dann hätten wir Zeit gehabt (Heiter-
keit), selber ein Gesetz zu machen.

Ich habe noch etwas zu sagen über die Wirkung des
Proportionalwah'lsystems in den Kantonen, wo es be-
steht. Da hat uns Herr Gaudard außerordentlich amü-
sante Wahlaufrufe von Genf verlesen. Serrons les rangs
et pas de concessions! Glaubt Herr Gaudard, dass
diese Aufrufe erst seit dem Proportional Wahlsystem
gedruckt worden seien? Ich möchte ihn fragen, ob
er nicht einen Wahlaufruf aus den letzten Jahren
aus dem Kanton Waadt ausfindig machen könnte,
wo geschrieben steht: Serrons les rangs. Jetzt sagt
man : «tì ütet euch vor der ändern Partei. » Früher sagte
man genau das gleiche, nur musste man noch einige
Ungezogenheiten gegen die Person des gegnerischen
Kandidaten beifügen. Das ist vollständig weggefallen.
Also .doch eine Verfeinerung der Wahlsitten.

Aber die wichtige Frage, über die ich noch
etwas sagen möchte, ist die Frage von der ge-
schlossenen Mehrheit, die im Parlament notwendig
sei, damit das Land gut regiert sei. Dieser Aus-
druck kommt in verschiedenen Arten in der Bot-
schaft vor: wir brauchen eine geschlossene Mehr-
heit, sonst geht die Geschichte aus dem Leim. Nun
möchte ich vor allem sagen, dass das Proportional-
system ja gerade die Mehrheit garantiert. Das ist
das Sinistre des Ausdruckes: Minoritätsvertretung.
Es ist zweifellos, dass wenn im Volk eine Mehrheit
vorhanden ist, sie durch das Proportionalsystem
mathematisch garantiert wird. -Nur dann wird die
Mehrheit im Parlament nicht da sein, wenn sie im
Volke nicht existiert. Wenn wirklich eine Mehrheit
da ist, so bekommen wir sie durch den Proporz
viel sicherer als durch den Majorz. Wenn aber der
Majorz, das absolute System, eine Mehrheit ins Parla-
ment bringt, die faktisch im Volk nicht existiert, so
ist das ein ganz undemokratisches Verhältnis und dann
muss man offenbar das Majoritätssystem abschaffen.

Wie verhält es sich nun. mit der Theorie
von der Notwendigkeit einer geschlossenen Mehr-
heit für eine erfolgreiche Regierung in unserem
Schweizerlande? Wir dürfen uns zuerst die Frage
erlauben : Haben wir zurzeit diese erfolgreiche Regie-
rung? Diese Frage können wir nicht hier unter uns
beantworten, die beantwortet das Volk, und ich
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will sie deshalb gar nicht stellen. Weitere Frage:
Haben wir unter dem jetzigen System eine so ausser-
ordentlicb geschlossene Mehrheit? Ich habe wieder-
holt grosse Defaillancen in dieser Mehrheit gesehen,
und brauche auf gewisse parlamentarische Ereig-
nisse der letzten Zeit nicht aufmerksam zu machen.
Wir haben nicht immer die geschlossene Mehrheit
zugunsten der Anträge des Bundesrates. Und der
ßundesrat hat doch weiter regiert. Aber ich will
nun fragen: Welche Gesetze passieren am besten
durch die Volksabstimmung oder gegen welche wird
das Referendum überhaupt nicht ergriffen? Sind es
etwa diejenigen Gesetze, wo die geschlossene Mehr-
heit im Rate das Gesetz durchdrückt, oder nicht
eher die Gesetze, wo man alle Parteien, auch die
Parteien, die sehr massig und unverhältnismässig
gering vertreten sind, mitreden lässt und mit ihnen
spricht? Das sind die Gesetze,' die angenommen
werden, und wenn sich die radikale Partei das Ver-
dienst um das Zivilgesetzbuch zumisst, so will ich
das nicht bestreiten, aber ihr Verdienst liegt nicht
dnrin, dass sie es durchgedrückt hat, sondern darin,
dass sie Konzessionen an die ändern Kreise gemacht
hat. So fasse ich in einer Republik mit Referendum
die Sache auf. Nicht eine geschlossene Mehrheit
brauchen wir, sondern Rücksichten auf alle Kreise,
und diese bekommen wir mehr, wenn wir alle Kreise
in unserm Parlament durch ein gerechtes Verhält-
niswahlsystem vertreten sehen. Für den Bundesrat
ist es ein angenehmer Gedanke: «Wir wollen eine
geschlossene Mehrheit im Parlament.» Er könnte
vielleicht auch gedacht haben: «Wir wollen gar
keine Kritik.» Aber der Gedanke: «Wir brauchen
die geschlossene Mehrheit, um zu regieren» ist ein
aristokratischer Gedanke, er gehört nicht in die
demokratische Republik. Der Gedanke, die Mehr-
heit des Parlamentes solle der Regierung entspre-
chen, man müsse ein Wahlsystem haben, wo jeden-
falls die Regierung die Mehrheit hat, triöt sogar für
die monarchischen Staaten nicht zu. Zum mindesten
wird der umgekehrte Satz aufgestellt, die Regie-
rung müsse der Mehrheit des Parlamentes ent-
sprechen, und wenn die Regierung der Mehr-
heit des Parlamentes nicht entspricht, so zieht
sie die Konsequenz daraus und geht ent-
weder selbst oder sie appelliert an das Volk für
Neuwahlen. Aber uns ist es noch nie eingefallen
zu sagen, der Bundesrat sei in einer Frage unter-
legen, er müsse deshalb gehen; ebensowenig kann
der Bundesrat, wenn er unterlegen ist, sagen, wir
sollen gehen. Wir wählen uns für 3 Jahre und wir
wählen den Bundesrat für 3 Jahre und wir arbeiten
zusammen für 3 Jahre.

«Der Proporz verhindert die Bildung einer Mehr-
heit», das ist heute wieder in verschiedenen Voten
gesagt worden. Die Botschaft aber sagt : «Im Kan-
ton Neuenburg hatte bei den Erneuerungswahlen
zum Grossen Rat vom 4 und 5. Mai 1889 keine
der drei sich im Wahlkreis La Chaux-de-Fonds be-
kämpfenden Parteien in zwei Wahlgängen für sich
allein die absolute Mehrheit zu erlangen vermocht;
man musste daher zu einem proportionalen Wahl-
vorschlag seine Zuflucht nehmen.» So berichtet uns
der Bundesrat aus dem Jahre 1889. Heute sagt man
uns : «Wenn wir den Proporz bekommen, haben wir
keine Mehrheit mehr.» Aber wir haben sie ja bereits
im Jahre 1889 im Kanton Neuenburg nicht mehr

gehabt und haben darum dort den Proporz einge-
führt. Die Mehrheit fehlt in Neuenburg seit 1889,
und in einer ganzen Reibe Kautone seit'den 90er
Jahren und der Proporz ist nicht eine Ursache des
Fehlens der Majorität, sondern eine Wirkung. Weil
wir keine Majorität haben, haben wir den Proporz
einführen müssen, um überhaupt zu regelrechten
Verhältnissen zu kommen. Ich sehe in der Be-
hauptung, der Proporz hebe die Mehrheit auf, eine
Verwechslung von Ursache und Wirkung, wie sie
sehr oft bei der Betrachtung politischer Vorgänge
vorkommt. •

Woher kommt es nun, dass diese Mehrheit ver-
schwindet, dass man in vielen Kantonen keine
Mehrheiten mehr hat. Das kommt, wie ich ange-
deutet habe, davon, dass wir eine viel stärkere
Mischung der Bevölkerung haben; so haben wir in
den protestantischen Kantonen eine grosse katholische
Einwanderung, und wir haben grosse Arbeitermassen,
die wir früher nicht kannten. Das hindert das Be-
stehen einer Mehrheit.

Man sagt, wenn wir einmal den Proporz haben,
so werden die bestehenden Parteien, die alten Par-
teien, die.bisher geschlossen waren, aufgelöst; der
Proporz befördere die Emanzipationsgelüste ein-
zelner Gruppen, er befördere das berühmte «émiette-
ment des partis». Ich muss das als unrichtig erklären.
Das ist ein Anklagepunkt zulasten des Proporzes,
der durchaus unrichtig ist. Auch hier wird die Ur-
sache der Erscheinung nicht richtig erkannt. Denken
Sie sich, dass wir den Proporz einführen, dann
hätten wir nach der Prophezeiung der Botschaft
und des Herrn Gaudard das Emiettement des partis.
Denken Sie sich, wie es vortrefflich wäre, wenn
dann die Sozialistenpartei zerbröckeln würde; das
wäre ja prachtvoll (Heiterkeit). Sie sehen aus den
heiteren Mienen der Herren Sozialistenführer, dass
sie diese Angst nicht haben, und dass sie den Pro-
porz am ingrimmigsten verlangen. Warum besteht
diese Furcht nicht bei den Sozialisten? Die sozial-
demokratische Partei ist eine Partei, die die voll-
ständige Einheit in ihren Anschauungen hat, die voll-
ständig einig ist über ihre Ziele und auch über
ihre Mittel und die eine gewaltige Disziplin hat.
Darum fürchtet sie sich nicht vor dem Emiettement.
Sie hat unter sich auch etwa einmal Zank, aber
diese Partei ist eine einheitliche Partei. Bei uns,
bei den ändern Parteien, ist das zurzeit — ich bitte
um Entschuldigung — nicht so, darum zerbröckeln
unsere Parteien, die sog. historischen alten Parteien,
weil die Anschauungen in vielen Fragen des jetzigen
politischen Lebens in unsern alten Parteien nicht
mehr übereinstimmend von allen geteilt werden.
Und darum besteht gerade ein Bedürfnis und eine
Notwendigkeit nach dem Proporz, um die alten
Parteien noch entwicklungsfähig zu halten.

Warum bröckeln bei uns die alten Parteien ab V
Warum konstituieren sich Nebenparteien ? Wir brau-
chen uns der Gründe nicht zu schämen; aber wir
müssen diese Gründe erkennen und bekennen. Der
Liberalismus des XIX. Jahrhunderts, zu dem sich
unsere Partei, das Zentrum, wie auch die radikale
Partei zählen darf, hat nicht nur, wie ich es darge-
stellt habe, die Freiheit und Gleichberechtigung aller
Bürger gebracht durch die Entwicklung des Stimm-
rechtes und die Beseitigung aller politischen Schranken,
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durch die politische Gleichheit aller Bürger, sondern
er hat gleichzeitig durch die Beseitigung alier Hemm-
nisse des freien Marktes, des Verkehrs, neben der
politischen die wirtschaftliche Freiheit gebracht.
Aus dieser wirtschaftlich absolutei: Freiheit, aus der
Gewerbefreiheit hat sich eine wirtschaftliche Situation
ergeben, die wir zurzeit — ich glaube wohl alle —
nicht mehr als eine richtige anerkennen ' können.
Wir können das Ueberwiegen gewisser wirtschaftlicher
Existenzen über die ändern, wir wollen es kurz sagen,
das was wir unter dem Wort Kapitalismus zusammen-
fassen, dieses Ueberwiegen der konzentrierten Kapital-
kraft gegenüber der Arbeitskraft der Einzelnen nicht
billigen, es gefällt uns allen nicht mehr. Wir sind
also dazu gekommen, Besserung zu suchen. Wer
diese wirtschaftliche Ungleichheit und die wirtschaft-
liche Unfreiheit am meisten empfindet,1 sind die-
jenigen Angehörigen unserer Bevölkerring, welche
zwar die politische Gleichberechtigung haben, aber
nicht wirtschaftlich gleichwertige Persönlichkeiten
sind und darum der vollkommenen Entwicklung
der Persönlichkeit und der Sicherheit der Existenz
entbehren. So ist doch die Sache und es ergibt
sich als logische Folge der. politischen Gleichheit
das Bedürfnis, die wirtschaftliche Gleichstellung zu
erreichen. Die Erkenntnis, dass auf dem Weg der
schrankenlosen wirtschaftlichen Freiheit nicht weiter
zu gehen sei, dass wir eine wirtschaftliche Gleich-
berechtigung durch sie nicht bekommen, dass wir
sie aber haben oder wenigstens danach streben
sollten, ist allgemein anerkannt. Man proklamiert
ganz allgemein statt des Individualismus eine wirt-
schaftliche Solidarität, und die politische Gesetzgebung
soll uns dazu helfen, eine mögliche Solidarität unserer
gesamten Bevölkerung zu bekommen. Nicht nur die
Sozialdemokratie steht im jetzigen Moment auf diesem
Standpunkt einer Herstellung der Solidarität, sondern
alle Parteien. Ich empfehle Ihnen hier ein ganz neu
erschienenes Büchlein, die Vorträge von Prof. Philippo-
vich: Die Entwicklung der wirtschaftspolitischen Ideen
im 19. Jahrhundert; er konstatiert auf Seite 89 : «In
der Tat finden ^wir heute keine Partei mehr, welche
nicht ein sozialpolitisches Minimalprogramm hätte».
Keine Partei wagt sich in den politischen Kampf
ohne ein sozialpolitisches Minimalprogramm. Au
einem anderen Orte heisst es sehr weitgehend : « Der
wirtschaftliche Liberalismus besitzt keine parteibil-
dende Kraft mehr.» Wenn wir zugeben müssen, dasö
alle unsere Parteien ein bischen sozialpolitisches Oel
haben, u id dass der wirtschaftliche Liberalismus
sich als politische Partei gar nicht mehr zeigen
darf, so hat das selbstverständlich auf unsere Partei -
Verhältnisse starken Einfluss. Alle unsere Parteien
sind auch-sozial — einzelne meinetwegen auch muss-
sozial — Wir sind alle sozial Der Unterschied
zwischen der sozialdemokratischen Partei und uns
ist der, dass bei unseren Parteien — man. nennt
sie die bürgerlichen — über die Art und das Mass
dieser sozialpolitischen Vorwärtsbewegung keine Ein-
heit herrscht, während die sozialdemokratische Partei
vollständig einheitlich und entschieden auf ihre
sozialistischen oder sozialpolitischen Ziele losgeht. Bei
uns bestehen zahllose Nuancen nicht etwa nur
zwischen den historischen Parteien. Nicht nur nat
die radikale Partei andere Anschauungen in dieser
sozialpolitischen Welt über die Ziele und das Mass
und das Tempo als die liberale oder als die katho-

lische Partei, sondern auch innerhalb der alten
Parteien haben wir diese grossen Differenzen. Es
ist uns fast unmöglich, innerhalb unserer Parteien
die Leute zusammenzuhalten, weil sie mit bezug auf
das sozialpolitische Vorgehen uneins sind. Das ist
nicht die Folge des Proporzes, sondern der Proporz
ist ein Symptom dieses Endettement. Die alten
Parteien bringen ein allgemein gebilligtes Programm
für ihre Parteiangehörigen nicht zu Stande. Darunter
leiden wir bürgerlichen Parteien alle, die Katholiken
nicht ausgeschlossen, auch sie haben ruhigere und
munterere Leute, es gelingt ihnen aber aus ändern
Gründen besser als uns, sie^usammenzuhalten. Wenn
wir in wirtschaftspolitischen Fragen vorwärts gehen
sollen, so können wir nicht vorwärts gehen, ohne
einzelnen Kategorien unserer Parteigenossen Opfer
aufzuerlegen. Die Sache ist die, dass man die Opfer,
die man bringen soll, lieber nicht selbst bringt.
Denken Sie an die Stellung der Grossindustriellen
in der liberalen oder radikalen Partei, wenn die
radikale Partei den Arbeitern entgegenkommen will;
denken Sie an die Schwierigkeit der Handwerker in
solchen Parteien, denen die eigenen Parteigehörigen
Opfer auferlegen wollen. Ich kenne die Verhältnisse
der Agrarier nicht, aber ich denke mir, dass es auch
da nicht leicht sein wird, die Herren Grossbauern
mit den Herren Kleinbauern zusammenzuhalten, weil
die Verhältnisse verschieden sind.

Denken Sie ferner an unsere Hauseigentümer.
Da hat man uns in der nationalrätlichen Kommission
gesagt, in Basel gebe es sogar eine Partei der Haus-
eigentümer, die durch den Proporz entstanden sei.
Diese Partei der Hauseigentümer war da, bevor der
Proporz eingeführt war. Es ist ganz begreiflich,
dass, wenn man die Bodenreform will, wenn man
mehr Einnahmen für den Staat haben will und dabei
auf die Hauseigentümer greift, sich diese wehren und
dass sie zuletzt, wenn man ihnen nicht entgegen-
kommt, eine Partei gründen wollen. Das ist ganz
begreiflich. Es ist sonderbar, dass man sich über
solche Erscheinungen in unserer jetzigen Zeit noch
aufregt. Wir können diese Zersplitterung in unseren
alten Parteien nicht ändern. Ich möchte zu ihrem Tröste
sagen, es ist die Schwäche unserer Tugend. Indem
wir uns vorwärts bewegen und nach neuen Zielen"
umschauen, und das nicht der sozialdemokratischen
Partei überlassen wollen, kommen wir zu einem
Vormarsche, wo wir Nachzügler haben, diesichdannzu
besondern Streifkorps ausbilden. Das gestattet ihnen
der Proporz. Wir müssen in dieser Beziehung die
Bewegung, welche mittelst staatlicher Einrichtungen
eine soziale Umbildung der Wirtschaft erreichen will,
wir müssen während dieser Zeit, wo wir dieses
grossartige Ziel verfolgen, derartige Detailgestaltungen
ausleben lassen und uns nicht wundern, dass vor-
läufig diejenige Partei, welche am entschiedensten
für diese sozialpolitischen Reformen eintritt, immer
noch zunimmt, und dass in der Tat unsere alten
Parteien eher am Zusammenschrumpfen, als am Zu-
nehmen sind; das hängt mit der ganzen Situation
zusammen, und es wird auch einmal anders kommen.
Inzwischen ist eine klare Entwicklung am meisten
ermöglicht gerade durch die Einführung des Propoj1-
tionalwahlsystems und ich meinte, es wäre die Aufgabe
der Schweiz, in dieser Richtung vorzugehen und die
friedliche Entwicklung der Gesellschaft durch ein
neues Wahlsystem zu befördern.



NATIONÀLRÀt — 22 — Proportionalwahl — Initiative

Weil ich mein Votum begonnen Imbo mit ver-
schiedenen Kritiken gegenüber unserem hochverehrten
früheren Kollegen Herrn Prof. Hilty, der hier mit einem
gewissen, ihm eigentlich nicht natürlich anstehenden
Fanatismus die Minoritätsverlreturig - • — wie er es
immer nannte — bekämpfte, heftiger als irgend etwas
anderes, so will ich diesem Pessimisten Hilty nun in
einem Schlusswort den Optimisten und Idealpolitiker
Hilty entgegenstellen, indem ich einen Satz vorlese,
den ich vor 10 Jäh n. n in einem Kreise von Proporz-
freunden verlesen habe und den ich auch Ihnen
nicht vorenthalten will. Repetitio est mater studîorum,
es ist das Schlusswort von Hiltys Werk über die
Gründung der Eidgenossenschaft, das er im Auftrage
des Schweiz. Bundesrates im Jahre 1891 verfasst hat.
« Die Demokratie noch zu befestigen, sie der Welt
vielen "Vorurteilen alter und neuer Zeit gegenüber

von ihrer besten Seite, als Staatsform der Ordnung
und wahrer Gesittung zu /-eigen, den grossen Massen
des Volkes, nicht bloss einer kleinen Zahl irgend-
welcher Auserwählten, zur wirklichen verständnis-
vollen Teilnahme am Staalsleben zu verhelfen, das
wird der /weck der modernen Eidgenossenschaft
sein.» Wenn Sie diesem Zwecke nachkommen wollen,
so empfehle ich Ihnen, Herr Präsident, meine Herren,
die Anträge der Minderheit der Kommission anzu-
nehmen.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici le débat est interrompu.)

u ni: die .Redaktion verantwortlich : Zimmirmann. — Druck und Expedition von IL Jent & Co in Bern.
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F o r t s e t z u n g . — Suite.

(Siehe Seite 3 hievor. — Voir page 3 ci-devant.)

M. Motta, rapporteur français de la minorité de la
commission : La cause que je viens défendre de-
vant vous est une de celles qui me tiennent parti-
culièrement à coeur. Je suis entré dans la vie poli-
tique de mon canton dans un temps ou les passions
surexcitées y menaçaient la sécurité même des
personnes et. des biens, où le pays se débattait dans
les convulsions et roulait jusqu'au bord de la guerre
civile. De ces temps malheureux j'ai gardé dans
mon âme un souvenir ineffaçable. Louis Ruchonnet,
éclairé par l'intuition de l'homme d'état, entrevit
que les bataillons fédéraux ne suffisaient plus à
maintenir la tranquillité, l'ordre et la paix dans le
Tessili. Il vit que le peuple tessinois souffrait d'un
mal profond dont les racines plongeaient jusqu'aux
premiers jours de la constitution du ïessin en état
autonome et il mesura le péril qui dérivait à la
Suisse d'avoir à sa frontière méridionale un peuple
aussi intelligent, aussi bon, aussi patriote que les
autres peuples confédérés, mais qui, pour des causes
qu'il est inutile de rechercher, avait égaré le sens
de la justice politique. Louis Ruchonnet fit un appel
à tous les hommes de bonne volonté; il demanda
aux partis tessinois d'inscrire dans leurs lois des
garanties réciproques contre le retour do l'esprit

d'intolérance et d'exclusivisme; il leur demanda de
collaborer au bien commun et il leur dit la parole
célèbre : Tessinois, apprenez à gouverner ensemble.
L'appel de Rucbonnet, parlant au nom du Conseil
fédéra), fut entendu et ce fut l'origine de la repré-
sentation proportionnelle au Tessin. Vous savez,
Messieurs, quelles ont été les heureuses consé-
quences du nouveau régime. L'ordre et la paix
s'assirent de nouveau à notre foyer et le peuple
tessinois reprit sa marche sur le chemin de son
évolution économique et morale.

Je vous dirai dans quelques instants, lorsque je
toucherai aux expériences d'autres cantons, quel a
été le développement de l'idée de la représentation
proportioimelle chez nous. Mais j'ai hâte de placer
au seuil de ce débat cette aîiirmation que la ré-
forme électorale, si elle fut octroyée au Tessin en
des circonstances exceptionnelles, elle le sauva non
pas pour cette raison empirique souvent proclamée
que les situations extrêmes^ exigent des remèdes
extrêmes, mais uniquement parce qu'elle portait
dans ses flancs l'idée de la justice.

La justice électorale — suum cuique tribuere —
chaque parti représenté suivant sa force numérique,
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chaque citoyen devenu l'égal des autres et mis en
mesure d'émettre un vote valable, à la majorité du
peuple la majorité du parlement, le parlement donnant
l'image de la nation, la nation représentée dans
tous ses éléments, réduite en nombre mais con-
densée en valeur, voilà le principe et la raison
d'être et voilà par conséquent toute la justification
de la représentation proportionnelle-

C'est vous dire,Messieurs, que puisque la réforme
électorale est à nos yeux une question de justice,
nous ne pouvions pas nous arrêter à une question
d'opportunité. La justice plane au dessus de toutes
les conséquences, de tous les intérêts, de toutes les
préoccupations.

Il est possible que la réforme électorale eût
gagné à attendre encore quelques années avant
d'être portée une seconde fois devant le peuple;
pendant ce temps, elle aurait continué à mûrir
dans les consciences et l'assaut qu'elle aurait livré
au système majoritaire aurait peut-être été couronné
par un succès définitif. Mais puisque la question
était posée, il n'y avait pour nous aucune hésitation
possible. « On ne ruse pas avec une idée juste»,
c'est le fils de Jules Ferry qui le proclamait récem-
ment à la tribune de la Chambre française. «On
combat pour elle ou bien alors elle combat contre
vous. »

II est bon que les grandes idées soient agitées
devant le peuple. Il est utile que les citoyens
soient arrachés de temps en temps au fardeau des
intérêts purement matériels et que leurs yeux soient
tournés vers les conquêtes idéales de la démocratie.
Nous nous plaignons qu'un courant de matérialisme
ait envahi la vie sociale et que les luttes généreuses
de nos pères pour le triomphe des idées aient cédé la
place aux âpres convoitises des intérêts qui menacent
d'ouvrir à la surface du sol politique — le mot est
d'Aristide Briand — comme des petites mares
stagnantes.

Ne faudrait-il donc pas se réjouir que les partisans
de la réforme électorale aient rappelé notre attention
sur les défauts de notre organisation politique'? Ne
faudrait-il pas se féliciter avec eux — quelque opi-
nion qu'on professe, à quelque parti qu'on se rattache
— d'avoir abandonné les discussions tbéoriaues,
d'avoir quitté les chambres closes et les livres pour
porter cette grande questionne la justice électorale
devant le forum populaire, le seul qui puisse pro-
noncer sur elle un arrêté décisif? Y a-t-il dans le
monde un moyen de propagande aussi noble et en
même temps aussi formidable que celui qui nous
est donné par l'initiative populaire? Et faudrait-il
donc faire un reproche à cette initiative si, après
dix ans, elle frappe pour la deuxième fois aux
portes de l'assemblée fédérale?

L'initiative a d'ailleurs un argument pour elle
qui coupe court à toute controverse sur la question
d'opportunité: elle porte avec elle le nombre.

Quand une initiative se présente avec un nombre
de signatures qui à lui seul représente plus du
quart du corps électoral, il n'y a qu'une attitude
qui soit digne des mandataires du peuple : c'est le
respect et la discussion sérieuse.

Eb bien, ce que nous reprochons au message du
Conseil fédéral, c'est de manquer de sérénité. Vous
y trouvez de la verve, vous y trouvez de la force,
mais cette force se mêle avec la passion. Quelques

parties du message auraient été à leur place dans la
bouche d'un chef de parti vigilant; elles ne sont pas
le langage impartial de la plus haute magistrature
du pays.

le crois pouvoir le proclamer sans faiblesse, parce
que le parti que j'ai l'honneur de représenter dans
cette assemblée se trouve, par sa situation, dégagé
de tout intérêt: Le parti conservateur n'a rien à
perdre et rien à gagner dans le triomphe de l'ini-
tiative. Il perdra deux à trois sièges dans certains
cantons et les regagnera dans d'autres. Il pourra
peut-être gagner dans sa cohésion morale, mais sa
puissance numérique n'en sera pas avantagée. Il n'a
dans ce débat qu'un souci: la garantie d'un droit
égal pour tous les partis et la défense d'un principe.

Permettez-moi, Messieurs, d'entrer maintenant
dans le vif du débat. Je serai très bref dans l'ex-
position de la question doctrinale, mais je demande
quelques instants à votre patience pour l'examen
des arguments des adversaires, parce que c'est dans
la fragilité des ces arguments que la cause de la
représentation proportionnelle puise, en partie du
moins, les éléments de son succès.

Le principe fondamental de notre droit public,
l'essence de la démocratie, est que la souve-
raineté réside dans le peuple, c'est-à-dire dans
l'ensemble des citoyens. Notre(constitution proclame
que tous les citoyens sont égaux, qu'il n'existe
plus aucun privilège ni de lieu, ni de naissance,
ni de confession, ni d'opinion. La déclaration des
droits de l'homme avait déjà exprimé dans son
langage abstrait et un peu dogmatique le môme
principe: «La loi est l'expression de la volonté gé-
nérale. Tous les citoyens ont le droit de concourir
personnellement ou par leurs représentants, à sa
formation et à la détermination de la contribution,
publique.» Tout système qui empêche une partie
des citoyens de participer, soit directement, soit
indirectement, à la discussion des affaires publiques
et à la formation des lois est donc la négation
môme de l'égalité politique et par là du gouverne-
ment démocratique.

La majorité décide ; mais si elle décide, ce n'est
pas parce qu'on admet que la souveraineté réside
en elle, mais parce qu'elle représente, en vertu
d'une fiction nécessaire, l'universalité des citoyens.
La majorité ne décide donc qu'en fonction de la
totalité.

Or, le système majoritaire déplace le centre de
la souveraineté, il confond le principe de la souve-
raineté avec le pouvoir de décision et il substitue
la toute-puissance d'un parti ou d'un groupe à la,
souveraineté de la nation. La souveraineté est dans
le tout et le système majoritaire la place dans une
partie.

Il n'est pas étonnant, Messieurs, que le régime
majoritaire se soit maintenu si longtemps et qu'il
dispute encore la suprématie au principe propor-
tionnel. Le régime majoritaire était déjà lui-même
une étape considérable dans l'évolution démocratique.
Dans le cours des âges ce furent bien souvent des
minorités qui reçurent le dépôt du pouvoir. La nais-
sance, la richesse, l'intelligence, l'origine locale
décidèrent presque toujours du pouvoir politique.
Le plus grand fait du XIXe siècle, ce fut l'avènemen:
du nombre, la participation de tous les citoyens au
gouvernement de la chose publique. Le principe
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majoritaire issu du suffrage universel fut donc une
grande victoire de l'idée démocratique sur l'idée
aristocratique.

Mais tandis que l'idée aristocratique, c'est l'idée
du repos, de la stabilité, des cadres fixes et im-
muables, l'idée démocratique, c'est l'idée du mouve-
ment, de la marche en avant, c'est la recherche
passionnée et idéale de toujours plus de justice,
plus de liberté, plus de bien-être.

Et voilà pourquoi le jour n'est plus bien éloigné
où le principe majoritaire sera remplacé par le prin-
cipe proportionnel.

Prenez garde! Si vous niez cette vérité, vous
vous insurgez contre cette très belle et très con-
solante loi humaine de la perfectibilité indéfinie
des institutions. Est-ce bien à vous, Messieurs de
la majorité, qui voulez être des esprits .libres, qui
vous vantez toujours de votre amour pour le pro-
grès, est-ce bien à vous de venir proclamer que le
système majoritaire est le système électoral qui se
rapproche le plus de la perfection, qu'il n'est plus
susceptible d'évolution ultérieure, et qu'il est
l'aboutissement définitif de la justice et de la liberté?

Que reprochez-vous à la représentation propor-
tionnelle en général et à l'initiative populaire dont
nous discutons en particulier?

Voici vos arguments. Je les résume en quelques
formules, les rapporteurs de la majorité et le Con-
seil fédéral vous les ont développés avec beaucoup
de talent et de vigueur, M. Bühler avec plus d'ob-
jectivité, M. Gaudard avec plus de verve.

Vous dites: La représentation proportionnelle est
inutile parce que les minorités sont déjà représentées;
elle est précoce, parce qu'elle n'a pas encore fait
ses preuves dans les cantons; elle est compliquée;
elle embrigade les électeurs dans les partis; elle
émiette et dés agrège les majorités; elle les em-
pêche de gouverner.

Vous ajoutez: L'initiative populaire telle qu'elle
est formulée, crée une inégalité flagrante entre les
cantons qui nomment un ou deux députés et les
autres; elle renverse les bases de notre état îédé-
ratiî, et menace l'existence du Conseil des Etats;
elle donne au pouvoir exécutif des compétences qui
répugnent à sa nature.

Il n'y a aucune de ces objections qui résiste à
un examen quelque peu approfondi. Mais je voudrais
tout d'abord constater que la question qui se pose
n'est pas: le régime proportionnel est-il exempt de
défauts, mais le régime proportionnel est-il supérieur
au point de vue de ses conséquences et de ses
résultats au régime majoritaire?

La représentation proportionnelle est inutile,
dites-vous, parce que tous les partis sont déjà re-
présentés au sein du Conseil national, parce qu'il
n'y a pas de minorités importantes exclues de l'as-
semblée fédérale, parce que les droits dès minorités,
s'ils n'ont pas reçu la consécration des lois, ont
reçu désormais la consécration des consciences et
des moeurs.

Cette manière de défendre le régime majoritaire
en est au fond la condamnation.

Comment? Vous vantez la valeur des concessions
volontaires, vous reconnaissez les bienfaits de la
collaboration sincère des minorités au «fein du parle-
ment, vous admettez que toutes les grandes oeuvres
des dernières années, l'unification du droit civil, la

Amtliohei •tenogntphlmhei Ballettai XX. Nr. ». — SaUetm aténograpMqu* officiel XX. Ko. i.

création de la Banque nationale, la loi militaire, les
subventions scolaires n'ont été possibles que grâce
au concours patriotique de toutes les minorités ou
d'une partie d'entre elles avec la majorité, et vous
hésiteriez à vous garantir ce concours par le seul
système qui lui donne une sanction morale^et un
fondement rationnel conforme à la raison et à la
dignité politique?

De deux choses l'une: Ou bien le procédé ma-
joritaire est un principe, une règle à suivre et alors
il faut le prendre avec toutes ses conséquences,
avec ses avantages et ses désavantages, avec ses
lumières et ses ombres: ou bien il n'est qu'un moyen
empirique pour atteindre à la proportionnalité et
alors il manque complètement son but. S'il est bien
vrai que toutes les minorités principales du pays
sont représentées dans le Conseil national, il est
contraire à la vérité que leur représentation soit
partout équitable.

Le parti libéral est-il vraiment représenté suivant
sa force et son importance? La Volkspartei bernoise
a-t-elle, depuis qu'elle a perdu son chef, un autre
représentant parmi nous? Les démocrates de la
Suisse orientale sont-ils représentés ici selon jus-
tice? Les socialistes de Zurich, de Berne, de Baie,
de Thurgovie, de St Gali, de Vaud, d'Argovie ont-
ils le nombre des députés qui leur est dû? Et le
parti conservateur du Tessin qui est, pris isolément,
le parti le plus fort de la Suisse italienne, qui
compte 12,000 électeurs, n'a-t-il pas risqué de perdre
dans une heure d'orage politique, combattu par la
coalition des gauches, même le bien insuffisant dé-
puté qui a l'honneur de vous adresser la parole
dans ce moment?

Et à supposer que dans l'ensemble des'résultats,.
il se fasse quelques compensations et qu'un parti
opprimé dans un arrondissement opprime à son tour
l'autre parti dans un autre arrondissement, sera-ce,
je vous le demande, par exemple, une consolation
au coeur du conservateur tessinois majorisépar les
gauches, de voir à son tour — je parle par hypo-
thèse — que le radical valaisan est majorisé par la
droite? Deux injustices réussiront-elles à constituer
une synthèse de justice supérieure ?

Non, il y a quelque chose de triste, je dirai
presque de tragique dans la conscience de ces
citoyens, et de ces partis qui, courbés depuis des
générations sous le joug des majorités, voués depuis
des générations à l'impuissance politique, se sentent
comme anéantis daqs le sentiment navrant qu'ils
ont de la stérilité de leur effort.

Pour ceux-là, et ils sont nombreux, quoique dis-
séminés sur toute la surface du pays, la réforme
électorale est une libération. Elle leur confère la
possibilité de compter dans la vie publique et donne
à leur conscience le moyen de retentir, comme les
autres consciences, sur la marche politique de leur
pays.

Qu'on ne vienne pas vous dire, comme M. Bühler
le faisait hier, que nous sommes une démocratie
pure et que le droit de vote ne s'épuise pas ììans
l'élection des députés, mais dans les manifestations
du referendum et de l'initiative. t L'activité politique
d'une assemblée ne s'épuise pas dans la délibéra-
tion des lois; combien de ses délibérations sont
soustraites au referendum et pourquoi d'ailleurs
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cette différence humiliante entre les citoyens qui
exercent les deux attributs de leur souveraineté?

Certes les luttes ne disparaissent pas avec la
représentation proportionnelle; c'est même le con-
traire qui arrive. Les partis qui avaient renoncé
à lutter, se réveillent et déploient leur drapeau,
parce qu'ils cessent d'être considérés comme des
quantités négligeables.

Mais voici la différence essentielle entre les luttes
du régime majoritaire et les luttes du régime pro-
portionnel.

Sous le régime majoritaire deux hypothèses se
présentent: ou la majorité d'un parti est incon-
testée et la minorité sommeille dans une sorte de
léthargie; ou la majorité est douteuse et changeante
et la lutte pour la domination prend les formes les
plus âpres et les plus éhontées depuis la violence
jusqu'à la corruption. Le parti vaincu reste aigri,
hargneux, en posture de bataille. Les affaires de
l'état passent au second plan et tout l'intérêt de la
vie politique se concentre dans la lutte pour'la
suprématie.

Sous le régime proportionnel chaque parti fait
son plus grand effort pour obtenir le plus grand
nombre de mandataires, mais le parti vaincu ne
garde pas de rancunes, parce qu'il a obtenu tout ce
qui, suivant l'équité, lui revenait et il n'a pas le
sentiment d'être la victime d'une tyrannie.

Dans le régime proportionnel vous avez la lutte
apaisante, dans le régime majoritaire vous avez la
paix mortelle ou la lutte imprégnée de tous les
poisons de la haine et de la discorde.

Les effets apaisants de la représentation propor-
tionnelle, je les ai vu se produire dans mon canton ;
c'est pourquoi j'en parle en connaissance de cause.

J'en viens ainsi aux expériences des cantons Je
commence par le Tessin et j'ajoute quelques détails
aux faits que j'ai déjà indiqués dans mon exorde.

Le gouvernement tessinois, dans les infor-
mations qu'il a données au Conseil fédéral, dé-
clare que la représentation proportionnelle a fait
ses preuves dans les élections communales, mais
qu'en ce qui concerne les élections cantonales,
une appréciation sûre ne peut encore. être don-
née. Cette appréciation m'a surpris à deux points
de vue. Le premier est que cette appréciation
— j'ose l'affirmer — n'est pas conforme aux
sentiments de la grande majorité du peuple tes-
sinois; le deuxième est que le parti radical, dont
le gouvernement est l'émanation, en 1904, lorsqu'il
supprima l'élection proportionaelle appliquée au pou-
voir exécutif, pour ne pas encourir le soupçon d'être
l'ennemi du système proportionnel appliqué au
pouvoir législatif se décida, non seulement à main-
tenir le système qui était en vigueur depuis 1892,
pour le Grand Conseil, mais le perfectionna et le
corrigea pour permettre même aux fractions minimes
de l'opinion d'être représentées. C'est ainsi que le
canton fut divisé en quatre arrondissements au lieu
de huit et que nous introduisons un quotient can-
tonal complémentaire, formé par les restes de tous
les groupes dans tous les arrondissements divisés
par le nombre des députés qui restent à élire après
la première répartition faite sur la base des quo-
tients principaux, obtenus dans chaque arrondisse-
ment. C'est uniquement grâce à ce nouveau pro-
cédé, le plus favorable à l'émiettement des partis,

que le parti socialiste put conquérir trois sièges,
appoint nécessaire à la chancelante majorité du bloc
gouvernemental.

Nous discutons encore, au lendemain de chaque
renouvellement du Grand Conseil, quelques points
secondaires, comme la question du panachage et la
question des suppléants ou celle des arrondissements,
mais le principe de la représentation demeure, telle
une chose sacrée, au dessus des discussions.

Vous ne trouverez pas un homme d'état digne
de ce nom qui serait disposé à revenir à l'ancien sys-
tème. La vie politique ne peut être conçue chez
nous que sub specie proportionis. La suppression
de la représentation proportionnelle déchaînerait
un soulèvement des consciences et frapperait la vie
du pays d'une paralysie immédiate. ,

L'initiative lancée l'année passée pour la réintro-
duction de l'élection proportionnelle du gouverne-
ment et sur laquelle le peuple se prononça au mois
de janvier à peine écoulé, ne fut repoussée qu'à
une très faible majorité. Elle n'est à mes yeux
qu'une question de temps.

Récemment, cette année même, nous avons fait
une réforme judiciaire très profonde et très hardie,
nous avons prévu que la cour d'appel et la cour
pénale — les seuls collèges de juges, puisque la pre-
mière instance en matière civile a été confiée à un
seul juge dans chaque district — devaient être
nommés par le scrutin proportionnel. Cette innova-
tion trouva le consentement unanime de l'opinion.

C'est vous dire que le Tessin reste fidèle à la
noble idée qui lui apporta la branche d'olivier dans
un des moments les plus troublés de son histoire.
Nous avons appris à l'école de l'expérience que la
sagesse des hommes est une chose éphémère, la
sagesse durable et féconde est la sagesse des lois.

Je passe au canton de Neuchâtel. La repré-
sentation proportionnelle y date de l'année 1891.
La loi de 1891 fut revisée sur quelques points
secondaires en 1894. Depuis lors la représentation
proportionnelle fonctionna normalement; la loi de
1894 est toujours en vigueur.

Voici ce que le Conseil d'état écrivait dans un
rapport du 13 octobre 1894 par la plume de l'hono-
rable M. Comtesse, que nous saluons aujourd'hui à
la présidence de la Confédération:

«La seule expérience que nous avons faite est
celle des élections générales au Grand Conseil pour
la présente législature. Ce qu'elle nous a appris,
c'est d'abord que le système proportionnel par la
concurrence des listes n'a point présenté, dans la
pratique, les complications que l'on redoutait, que
les opérations, notamment celles du dépouillement
et de la répartition proportionnelle des suffrages, se
sont accomplies régulièrement et facilement et que
les résultats du vote ont été déterminés sans beau-
coup de difficultés et, croyons-nous, sans erreur.

Nous croyons fermement — ajoutait-il —
qu'une pareille mesure (la représentation pro-
portionnelle) est dans l'intérêt de nos institu-
tions démocratiques, de leur durée, de leur sta-
bilité et de leur avenir et que nous arriverons
ainsi à mettre d'accord' la souveraineté du peuple,
cette souveraineté concrète qui appartient à chaque
nation, qui «ne s'est traduite jusqu'ici que par le
pouvoir absolu du nombre, avec la souveraineté
idéale de la justice et de la raison qui veut que le
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plus fort, pour être juste, respecte le plus faible,
que le grand nombre respecte le petit nombre et
que si le peuple doit être éternellement divisé entre
majorité et minorité, la majorité et la minorité aient
chacune leur place assurée dans le corps repré-
sentatif comme elles ont leur place dans le corps
électoral.»

Que ne trouve-t-on pas, dans le message du Con-
seil fédéral, cette largeur de vues apaisante et ce
souffle généreux de justice'?

Le Conseil d'état de 1909 confirme les apprécia-
tions du rapport de 1894 en ce qui concerne la
régularité et la facilité des opérations électorales.
Il ajoute que la représentation proportionnelle exige
de la part des partis une correction et une loyauté
absolue et il se félicite que tel ait toujours été le
cas dans le canton de Neucbâtel.

Baie-ville constate que les expériences n'ont pas
été mauvaises; Sclrwyz établit que la représentation
proportionnelle n'a pas donné lieu à des incon-
vénients.

Zovg, Soleure et Genève se taisent. Je ne pré-
tendrai pas soulever le voile qui cache ce silence,
rempli de mystère, mais je pense pouvoir affirmer
que personne dans ces cantons ne songe à supprimer
le nouveau système et que, si une tentative de cette
nature était mise en oeuvre, elle se briserait à la
résistance de l'opinion.

Les expériences des cantons et des villes suisses
(je laisse de côté les exemples non moins con-
cluants de l'étranger, de la Belgique, du Danemark,
du Wurtemberg, de la Suède, de la Serbie, de la
Finlande), suffisent en tout cas à réfuter l'étonnant
argument du message qui consiste à dire qu'on n'a
pas encore trouvé dans aucun pays pour réaliser la
représentation proportionnelle un système simple,
îacile et sûr, à la portée de tous les électeurs et
qui nous mette à l'abri des surprises et des erreurs !

Pour ma part je persiste à croire que le système
proportionnel le plus défectueux est préférable au
point de vue de ses résultats, au système majori-
taire le plus perfectionné.

Ce que le pâtre'et le maçon tessinois ont com-
pris sans peine, ce que le paysan de Sclrwyz et le
marchand de Baie ont saisi et appliqué sans eSort,
ne peut offrir de difficultés, ni à l'intelligence culti-
vée de l'habitant de Zurich, ni au bon sens avisé
du Vaudois, ni à l'intuition pénétrante du citoyen

\de Berne, ni à la souplesse proverbiale des hommes
de la Thurgovie.

Remarquez d'ailleurs que la prétendue complica-
tion du procédé proportionnel ne regarde pas l'opéra-
tion du citoyen qui vote, mais uniquement les
opérations d'arithmétique élémentaire des bureaux
de dépouillement.

Puisque le Conseil fédéral semble dominé par la
crainte, de ne pouvoir trouver un système accep-
table, je prends la liberté de lui faire une proposi-
tion. Nous serons satisfaits, si le Conseil fédéral
nous donne, au moins à titre d'essai, le système
qui a fait ses preuves dans le beau canton qui
s'honore d'avoir été le berceau du président actuel
de la Confédération.

Aux cantons que je viens de passer en revue, il
faut encore adjoindre celui de Lucerne qui s'est
rallié, lui aussi, l'année passée, à la réforme élec-
torale.

L'exemple de Lucerne me semble pourvu d'un
intérêt particulier, parce que le parti conservateur
y a été accusé d'avoir introduit la représentation
proportionnelle pour consolider et affermir sa ma-
jorité et cette accusation me conduit par une pensée
naturelle à examiner quelques-uns des reproches les
plus graves que le Conseil fédéral et les rapporteurs
de la majorité ont infligés à l'initiative populaire.

L'endettement des partis ! La destruction de toute
majorité de gouvernement! L'embrigadement des
électeurs ! Les deux premiers reproches contredisent
au troisième. Si les électeurs sont embrigadés et
placés en des cadres déterminés et fixés à l'avancé,
le péril d'endettement n'existe pas. L'émiettement
ne peut se produire que là où l'esprit politique
tombe en dissolution et les électeurs sont réduits à
l'état de poussière atomique. Mais la représentation
proportionnelle organise les électeurs et vivifie
l'esprit politique; elle ne peut être donc la vraie
cause de l'émiettement.

On prétend que dans nos cantons il existe beau-
coup de citoyens qui ne supportent pas la contrainte
des partis et qui votent sans se soucier de l'opinion
politique de leurs mandataires.

Or, il faut distinguer nettement deux choses:
Qu'il y ait beaucoup de citoyens qui ne suivent pas
aveuglement le mot d'ordre de leur parti et qui
n'acceptent pas la discipline politique organisée, on
doit l'admettre, et il faut s'en féliciter. Ce sont ces
citoyens qui forment le noyau le plus sain et le
plus solide du pays. C'est sur eux que la patrie
peut compter dans les jours de détresse et de dan-
ger; ils sont la sauvegarde des institutions et main-
tiennent dans la vie publique les germes de bien-
veillance, de tolérance et de paix.

Mais je conteste que ces citoyens n'aient pas
une opinion politique bien souvent très arrêtée sur
la marche de l'état, ses organes, ses fonctions, ses
besoins et sur le rôle des partis.

Voyez la conséquence déconcertante à laquelle
nous arriverions sans cette prémisse.

Les mandants, les électeurs n'auraient pas de
parti ; mais les mandataires, les élus en auraient un.
Combien sommes-nous ici qui ne sont pas rattachés
à un groupe bien déterminé? Deux ou trois. Nos
électeurs seraient-ils donc les victimes d'un esca-
motage?

Non, Messieurs, il n'y a pas d'escamotage, il
n'y a qu'une confusion très grande dans les idées
de ceux qui prétendent que les citoyens qui votent
n'ont pas une opinion politique et ne se rattachent
pas au moins d'une manière idéale à un parti dé-
terminé. La démocratie suppose des partis; ils sont
les organes nécessaires de la vie politique. Une
monarchie pourra peut-être s'en passer; la démo-
cratie organise elle-même ses intérêts* et ses aspira-
tions et leur donne la forme de ces grandes associa-
tions très libres et très changeantes qui sont les
partis.

La représentation porportionnelle correspond pré-
cisément à cette tendance naturelle de la démocratie.
Elle oblige les partis à s'organiser et par là, elle
accomplit une oeuvre de sélection et de purification.

M. Aristide Briand, le président du Conseil des
ministres français, qui s'était déclaré, en principe,
partisan de la réforme électorale, empêcha la
Chambre française d'émettre un vote définitif, «en
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posant la question de confiance, uniquement parce
qu'il craignait que les partis de gauche ne fussent
pas encore assez organisés pour dégager du régime
proportionnel tous ses effets utiles.

L'émiettement des partis, dont on accable la re-
présentation proportionnelle, ne s'est au fond pro-
duit nulle part comme une conséquence directe du
régime proportionnel. L'extrême gauche tessinoise
s'est détachée du parti' libéral pour des raisons qui
dépassent la méthode électorale. Le parti conser-
vateur modéré, depuis que la représentation pro-
portionnelle existe au Tessin, s'est plutôt rapproché
qu'éloigné du parti conservateur historique.

Permettez-moi encore de répondre à M: Gaudard
qui nous a entretenu longtemps des conséquences
fâcheuses du système proportionnel à Genève. Per-
mettez-moi de vous indiquer ce fait étonnant que
dans le Tessin, où depuis l'année 1904 a été intro-
duit le système le plus favorable à l'émiettement
des partis qu'on puisse imaginer, le système du
cumul des fractions avec un quotient complémentaire,
nous avons vu aux dernières élections du Grand
Conseil l'extrême gauche s'allier et ae faire qu'une
même liste avec le parti libéral historique et le parti
corriériste, c'est à dire les conservateurs modérés
s'allier avec les conservateurs historiques. Par con-
séquent, dans un pays où l'on avait introduit le sys-
tème, je le répète, le plus favorable à l'émiettement
des partis, nous avons vu des groupes différents,
qui se distinguent non seulement par des nuances,
mais que séparent de véritables différences de prin-
cipes, s'allier sur la même liste. Nous n'avons eu
aux dernières élections du Grand Conseil que la
liste du parti conservateur historique avec le parti
conservateur modéré, la liste du parti libéral his-.
torique avec l'extrême gauche et celle du parti
socialiste.

En dépit des apparences contraires, il existera
toujours, je ne dirai pas deux partis, mais deux
tendances qui correspondent à la constitution et à
la nature même de l'esprit humain; les uns vou-
draient toujours marcher très vite, et se laissent
facilement séduire par le mirage des horizons loin-
tains; les autres s'avancent plus lentement, mais
plus sûrement, ils essaient le terrain sur lequel ils
se meuvent et, après une réflexion plus mûrie,
passent aux réalisations et déconcertent les ad-
versaires eux-mêmes par l'audace de leurs réformes.
;. A Schwyz, à Zoug, à Neuchâtel, à Soleure nulle

trace d'émiettement.
L'exemple de Genève n'est pas concluant, tout

d'abord, parce que «Genève» — je me sers des
paroles de M. Paul Deschanel dans son très éloquent
discours à la Chambre française — «placée en quelque
sorte au confluent de plusieurs civilisations, traversée
par des courants d'idées très divers, livrée au-
jourd'hui encore à des rivalités confessionnelles, qui
viennent compliquer les luttes politiques, était vouée
par sa situation -même à l'émiettement des partis,
mais aussi et surtout parce que la modalité de la
représentation proportionnelle à Genève, le système
du quotient avec attribution des sièges en l'air aux
plus forts restes, donne les mêmes chances aux
partis faibles qu'aux partis forts, ce qui encourage
les. listes dissidentes.»

L'émiettement des partis là où il existe vraiment,
a »des causes bien plus profondes. Ce sont les con-

ditions mômes de la vie moderne qui l'ont pro-
voqué et le provoquent. La lutte des classes, la
concurrence effrénée des intérêts, le déséquilibre
entre le nombre en haillons et la royauté de l'ar-
gent, le cuisant désir de la jouissance, les doctrines
de haine qui s'affichent avec cynisme, l'autonomie
exagérée des individus, l'instruction répandue à
profusion, sans une éducation morale correspondante,
les cadres de la vieille famille qui craquent et se
brisent, le sentiment où nous vivons que le monde
moderne se trouve comme en travail d'enfante-
ment, novus ab integro noscitur ardo, et l'inquiétude
parfois angoissante qui en dérive: voilà quelques-
unes des causes qui réagissent sur la formation des
partis, comme elles .réagissent sur la vie des autres
institutions. La représentation proportionnelle, elle,
en est innocente.

Lorsqu'on prétend que le régime proportionnel
empêche la formation d'une majorité de gouverne-
ment ou la désagrège, il faut encore distinguer deux
choses très différentes. Ou bien vous demandez à
l'instrument électoral de vous donner dans le parle-
ment une majorité qui n'existe pas dans le peuple,
et alors vous demandez au procédé électoral d'être
un instrument d'iniquité et de tyrannie. Prétendriez-
vous donc que si, par simple hypothèse, le parti
radical était une minorité dans le peuple, vis-à-vis
des autres partis ensemble réunis, il fût la majorité
dans le Conseil national? Ou bien vous demandez à
l'instrument électoral la seule chose qu'il puisse
donner, la seule chose qu'il est juste et raisonnable
de lui demander, c'est-à-dire, de dégager la majorité
que vous possédez en effet dans le peuple, et je pré-
tends que la sci enee poli ti que n'a pas encore inventé
et n'inventera pas une méthode qui vous dégage
cette majorité avec une sûreté égale et presqu'in-
îaillible.

Les temps des gouvernements de parti vieux
style sont d'ailleurs passés, je l'espère pour toujours.
Aujourd'hui, l'on gouverne comme on peut. Nous
avons dans plusieurs de nos cantons des gouverne-
ments élus par le procédé majoritaire — je vous
cite celui de, Baie-Ville — qui brillent par la colora-
tion chatoyante de leurs membres.

C'est que l'état a changé lui aussi de nature; il
subit l'empreinte des besoins nouveaux. Sa tâche ne
se borne plus à garantir la sécurité extérieure et
intérieure du pays; il n'est plus même l'état juri-
dique, celui qui assure le droit à tout le monde,
le Rechtsstaat; il pénètre dans nos familles, il limite
notre liberté, il nous oblige à la prévoyance, il nous
force à nous instruire, il nous astreint au service
militaire, il prélève des impôts très lourds, il subs-
titue son action à la nôtre, il exploite des grands
services industriels, il envahit toutes les sphères
de l'activité humaine; il est devenu à travers une
évolution qui se développe en spirale ascendante,
l'état social, der Sozialstaat. Comment pourrait-on
soutenir que les gouvernements modernes doivent
continuer à être des gouvernements s'appuyant ex-
clusivement sur des majorités de parti, sans les con-
traindre à devenir les instruments — et nous en
avons peut-être des exemples dans l'Europe con-
temporaine — d'un despotisme formidable que les
âges n'avaient point encore connu.

Voyez notre Conseil fédéral, Messieurs, il n'est
pas — je le proclame à son honneur — il n'est
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pas, il ne veut pas être un gouvernement de parti.
Aussi les oppositions noires, bleues et rouges de
sa majesté sont-elles les oppositions les plus dociles
du monde.

J'en arrive aux dernières objections, à celles qui
sont dirigées contre l'initiative telle qu'elle est
formulée et j'aurai bientôt fini de lasser votre pa-
tience.

La formule de l'initiative — cette formule a une
longue histoire derrière elle — est: Un canton, un
arrondissement. L'initiative respecte ainsi les fron-
tières cantonales. Vous dites : Par cette formule, les
partisans de l'initiative créent une inégalité flagrante
de droit entre les cantons à un et à deux députés
d'une part, et les autres cantons d'autre part. Nous
reconnaissons loyalement que le procédé proportion-
nel — quoiqu'il reste théoriquement le même par-
tout — ne fonctionne avec un effet utile que dans
les arrondissements qui élisent au moins trois dé-
putés. Mais nous disons que l'inégalité de droit
existe déjà maintenant: Nous avons, en effet, des
arrondissements qui nomment un seul député et
d'autres qui en nomment plusieurs. Dans les pre-
miers, nous avons le scrutin uninominal, dans les
autres le scrutin de liste.

Or, cette différence n'est pas artificielle; elle
est presqu'indépendante de notre volonté; elle n'est
pas créée par le caprice ou par le bon plaisir du
législateur; elle découle de la nature même des
choses et des nécessités de l'état. D'une part, nous
ne pouvons pas faire violence à nos traditions his-
toriques et aux bases essentielles de notre alliance
federative; nous ne pouvons pas balayer les fron-
tières cantonales, parce que s'il n'y avait pas d'autres
raisons très hautes de s'y opposer pour maintenir
l'existence même de la Suisse, il y aurait au moins
cette raison décisive en faveur des cantons qu'ils
sont devenus — à mesure que la Confédération
étendait toujours ses compétences dans tous les
domaines — des organes administratifs, dont la dis-
parition mettrait le pouvoir central dans le gâchis
et l'incohérence. D'autre part, nous ne pouvons pas
admettre que la forme federative de l'état soit un
obstacle à la réalisation de la justice électorale.

Supposez que la représentation proportionnelle
fût devenue le bien commun de l'humanité, et que
tous les états étrangers, tous les cantons l'eussent
introduite dans leurs institutions.
p Devrions-nous jeter la hache après la cognée et
déclarer qu'entre la justice électorale et la constitu-
tion federative de l'état, il y a une antinomie in-
soluble, un obstacle insurmontable?

Le sens pratique et clairvoyant de nos pères a
résolu ce grand problème qui consistait à faire co-
exister en'paix et en bonne harmonie 22 cantons
très différents par le territoire, la langue, la religion,
la race et les moeurs — et nous oserions prétendre,
nous, leurs enfants, que nous ne saurons pas con-
cilier l'autonomie des cantons et la justice politique.?

La conciliation est précisément dans la formule
de l'initiative. Elle n'est pas la perfection, elle ne
donne pas tout, mais elle donne le bien et le rap-
proche du mieux. Elle a pour elle deux mérit s in-
contestables ; elle empêche la géométrie électorale,
ce produit de marque bien helvétique, qui fut tou-
jours un des écueils dangereux, une des tentations
mauvaises du régime majoritaire. Avons-nous donc

perdu complètement la mémoire des circondarietti,
créés à l'image de certaines minorités? Avons-nous
oublié les préoccupations que suscite chez nous tous
les dix ans, le recensement de la population? La
formule de l'initiative donne en outre à chaque can-
ton le sens vivant de sa cohésion et de son unité.
Les inconvénients pratiques sont d'ailleurs minimes.
Si vous supposez que les cantons d'Uri, d'Unter-
walden, de Zoug, d'Appenzell-Intérieur, de Claris
et de Schaîîhouse — c'est d'eux qu'il s'agit —
fussent réunis dans_un seul arrondissement, élisant
huit députés, vous constaterez que leur députation
au point de vue politique serait très semblable à la
députation actuelle, et que tout au plus le parti
conservateur aurait l'avantage d'un siège.

Il ne vaut donc presque pas la peine d'en parler
et vous verrez aussi, en établissant des calculs
arithmétiques, que dans les grands cantons et dans
les cantons moyens, les restes ne donnant pas de
droit à un député, surpassent souvent en importance
les voix des minorités sans représentation dans les
petits cantons.

Mais la menace la plus terrible — celle que le
Conseil fédéral a réservée pour la fin et qui est des-
tinée à faire passer un frisson d'épouvanté dans les
os du paisible citoyen conservateur fédéraliste —
c'est la suppression ou la transformation du Conseil
des états. J'avoue que cette menace n'a produit
aucun effet sur nous. La suppression ou la trans-
formation du Conseil des Etats suppose avant tout
une revision constitutionnelle avec le vote de la
majorité des cantons.

Puisque même les hommes qui étaient autrefois
des centralisateurs farouches se sentent maintenant
envahis par la tendresse fédéraliste, qu'avons-nous
donc — nous, les fédéralistes — à craindre encore?
Si jamais l'existence du Conseil des Etats était me-
nacée, c'est à vous, Messieurs de la majorité, et à
vos électeurs, que nous en confierons la défense
et nous verrons sans doute la victoire voler à nos
drapeaux. -\

Que gagneraient-ils donc, la plupart des can-
tons, les cantons moyens, à fa transformation pro-
jetée? Et. les grands cantons, Berne, Zurich et
Vaud, n'ont-ils déjà bien leur part dans les largesses
de la mère commune?

On dirait à méditer le message du Conseil
fédéral que le Conseil national a été créé pour
garantir une majorité au parti radical et que le
Conseil des Etats est destiné à établir une situation
de privilège en faveur des cantons de l'ancien Sonder-
bund.

Mais le Conseil des Etats n'est qu'une prolonge-
ment affaibli et modernisé de l'ancienne Diète. Il
n'a pas été institué au profit des partis, mais pour
exprimer .d'une manière tangible et efficace le carac-
tère et les particularités de la Confédération.

Il n'y a aucune raison pour qu'une composition
plus juste du Conseil national entraîne une modifi-
cation dans le Conseil des Etats qui, lui, est ce qu'il
est et ne peut être autre chose.

Et encore, avez-vous, Messieurs de la majorité,
un motif politique sérieux de changer quelque chose
à la composition de l'autre Conseil? Vous y avez
une majorité inébranlable et fidèle ; dans ces hommes
de sens rassis, rompus aux affaires gouvernementales
et aux nécessités de la politique, habiles à cana-.
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user vers les cantons les flots argentés de la caisse
fédérale, le gouvernement fédéral compte les plus
fermes soutiens.

Au mois de décembre dernier, lorsque le Conseil
des Etats discuta la grande question de la réorgani-
sation du Département politique, ne donna-t-il pas
l'exemple le plus concluant de la crainte salutaire
que lai inspire tout empiétement sur les prérogatives
du pouvoir exécutif?

Il me resterait, enfin, à discuter la clause de
l'initiative qui confie l'application du principe de la
proportionnalité à un arrêté du Conseil Fédéral,
mais je passe. Cette clause n'est pas, à mon avis.
la partie la plus heureuse de l'initiative, mais elle
est un acte de confiance dans la sagesse et dans
l'impartialité du Conseil Fédéral.

Bien d'autres principes de la Constitution fédé-
rale ont été appliqués par l'entremise du Pouvoir
exécutif avant que la législation fédérale ne fût intef-
venue pour les préciser. Il demeure dans le pouvoir
de l'Assemblée fédérale d'ôter à cette clause toute
importance, puisqu'elle n'a qu'un caractère passager
et provisoire, et que l'arrêté du Conseil fédéral
perdra la raison d'être dès que l'Assemblée fédérale
aura élaboré la loi d'application.

Ma tâche est ainsi terminée et je me résume : la
représentation proportioneile est un postulat de l'égalité
politique, elle fait du Parlement l'image du peuple, elle
libère les partis et les citoyens.elle supprime les compro-
mis honteux, elle élève le niveau des assemblées élec-
tives, elle garantit les droits des forts comme des
faibles, elle fait disparaître les deuxièmes tours de
scrutin et las élections complémentaires, elle assure
aux minorités la possibilité de désigner elles-mêmes,
sans l'humiliante tutelle du parti de majorité, leurs
mandataires et leurs hommes de confiance.

Je vous demande, avec l'honorable M. Speiser au
nom de la minorité de la commission, de voter l'ad-
hésion à l'initiative populaire.

Mais avant de finir mon rapport, permettez que
je me tourne vers mes collègues de la majorité.
C'est de vous, Messieurs, que la réforme électorale
exige le plus lourd sacrifice. C'est au parti socialiste
qu'elle profitera davantage, c'est à lui que revien-
dront une partie de vos dépouilles. Le parti so-
cialiste gagnera peut-être de quatorze à vingt sièges.
Mais le parti socialiste est un peu, par certains
liens, votre héritier. H est bon, il est utile que les
cheîs de là démocratie ouvrière entrent dans cette
assemblée pour prendre le sens de leur responsa-
bilité, pour corriger ce qu'il y a d'utopique dans
leurs doctrines, pour se familiariser avec les néces-
sités de l'état, pour rapprocher tous les enîants du
pays.

Bien des dogmes de l'évangile de Charles Marx
sont descendus dans le tombeau qui attend toutes
les chimères, même les plus généreuses; d'autres
iront les rejoindre à mesure que le parti socialiste
deviendra dans tous les pays du monde un véritable
parti parlementaire. Il est même permis d'espérer
que le parti socialiste finira par ne pas être autre
chose qu'un grand parti de réforme sociale.

Quant à vous, vous n'avez pas à craindre pour
votre avenir; vous gagnerez en force idéale ce que
vous aurez perdu en puissance numérique; votre
rôle n'est pas fini; vous avez contribué plus que
les autres partis, mais non pas sans eux, à faire

de la Suisse ce qu'elle est à l'aurore du XXe siècle ;
vous pouvez nourrir encore les longs espoirs et les
vastes pensées. Vous n'êtes pas faits pour l'éternité,
mais les partis vivent jusqu'au jour où ils portent
un idéal en eux. Ceux qui durent le plus, ce sont
ceux qui cherchent le moins à durer, mais jettent
à pleines mains les bonnes semences dans les sillons
de l'avenir. Navigare necesse est, vivere non est
necesse.

Quant à arrêter la marche de la réforme élec-
torale, vous n'y réussirez pas. Le temps n'est plus
où Victor Considérant, prêchant la justice électorale,
en 1846, aux citoyens de Genève, jetait une voix
solitaire et où le génie dialectique de Stuart Mili
consumait son ardeur enfermé par les parois étroites
de son cabinet d'étude.

Les idées d'Ernest Naville retentissent désormais
dans le monde.

Bismarck et Cavour, les deux plus grands politi-
ciens du XIXe siècle, les deux génies qui ont forgé
avec le fer et le sang, l'Allemagne et l'Italie mo-
dernes, avaient prévu les succès de la représenta-
tion proportionnelle.

La Belgique l'a introduite dans ses institutions;
la Suède, le pays démocratiqueTpar excellence, le
Wurtemberg, en ont fait autant; la France, l'Angle-
terre, l'Italie, tous les pays de l'Allemagne sont
remués par un mouvement puissant de l'opinion.
Le président du gouvernement français, Aristide
Briand, du gouvernement italien, Luigi Luzzatti, du
gouvernement anglais, M. Asquith, n'ont pas caché
Leurs sympathies pour la réforme. Toute l'élite de
l'intelligence française, Alfred Feuillet, Charles
Benoist, Paul Deschanel, Alexandre Bibot, Raymond
Poincarré, Jacques Pioux, Jean Jaurès, Ferdinand
Buisson, est entrée en campagne pour la justice élec-
torale. Et au mois de janvier dernier, PaulLabaud,
le maître le plus illustre de droit public allemand,
proposait d'appliquer la représentation proportion-
nelle même à ce grand pays autoritaire et en partie
presque féodal encore qu'est la Prusse contempo-
raine.

Si la bataille, que les partisans de la représenta-
tion proportionnelle engagent pour la deuxième fois,
en Suisse, était encore vouée à l'insuccès, cet in-
succès ne les découragera pas. Vous ne pouvez pas,
Messieurs, vous bercer de l'illusion que la ques-
tion sera liquidée; elle demeurera toute entière.

Il vaudrait beaucoup mieux que les partis se
donnent la main pour réaliser la réforme dans la
paix. La Suisse se doit à elle-même de marcher
avec courage dans la voie nouvelle. Nous sommes
un laboratoire d'idées, nous sommes une avant-garde.
C'est notre mission dans le monde et c'est aussi
notre honneur. Si nous tenons une petite place
dans la géographie physique, nous avons une place
considérable dans la géographie morale des nations.
La démocratie suisse ne se laissera pas trop de-
vancer par les autres; elle a conquis le droit de
referendum et le droit d'initiative, elle se gouverne
elle-même, elle saura conquérir la probité et l'égalité
du suffrage.
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M. Fazy : Monsieur le président et Messieurs.
Je, crains bien que l'attention du Conseil national
soit déjà un peu lassée et si je prends la parole,
c'est parce qu'on a témoigné le désir que l'un des
cantons qui ont adopté le principe de la représen-
tation proportionnelle fasse entendre sa voix dans
ces débats. Tout d'abord je tiens à répondre à l'une
des observations qui ont été présentées il y a quel-
ques instants par l'honorable M. Motta. M. Motta
nous a dit que le parti radical avait un grand sacri-
fice à accomplir en acceptant le principe de la re-
présentation proportionnelle. Eh bien, je tiens à
dire en ce qui me concerne, et je crois être l'inter-
prète de la grande majorité des représentants radi-
caux de ce Conseil, qu'il ne s'agit pas ici de sacri-
fice et si j'avais le sentiment que la représentation
proportionnelle appliquée aux élections du Conseil
national puisse être un bien pour notre pays, sans
m'inquiéter en aucune façon des intérêts du parti
radical, je voterais la réforme ou plutôt je voterais
l'initiative qui est formulée. Mais je me réserve,
dans le cours des développements aussi brefs que
p.ossible que je vais donner, je me réserve de dé-
montrer qu'à mon avis, l'initiative proposée ne peut
conduire la Suisse qu'à l'émiettement des partis,
non pas à la paralysie, si l'on veut, mais évidem-
ment à la stérilité de la représentation nationale,
par le fait même de l'émiettement des partis.

Il y a dans la question qui nous est soumise
deux points à examiner et vous me permettrez tout
d'abord d'insister sur la forme qui a été donnée à
l'initiative. L'initiative dit ceci : Les élections pour
le Conseil national sont directes et ont lieu d'après
le principe de la proportionnalité. Messieurs, prin-
cipe de proportionnalité! Qu'est-ce que ce principe ?
La proportionnalité existe en Belgique ; veut-on
accepter le principe belge ? La proportionnalité est
appliquée dans certains cantons de la Confédération :
à Neuchâtel, à Baie, au Tessin, à Genève, et chacune
des législations cantonales est différente. Quel est
donc le principe de proportionnalité qui sera accepté ?
Nous n'en savons absolument rien, et c'est l'une
des imperfections capitales du projet d'initiative,
imperfection capitale résultant du fait que l'initiative
n'indique en aucune façon quel est le principe de
proportionnalité qui devra présider à la législation
fédérale sur la matière. Ceci est peut-être très
habile, parce que les difficultés surgiront précisé-
ment au moment où il s'agira d'appliquer le prin-
cipe, de formuler la loi et c'est là, Messieurs, qu'évi-
demment la majorité des initiants qui est favorable
à la proportionnelle risquerait de se disloquer com-
plètement. Je dis que nous ne pouvons pas accepter
le projet qui nous est présenté, abstraction faite de
toute opinion divergente sur le principe même.
L'initiative telle qu'elle est proposée n'est pas accep-
table. Ce que les initiants devaient demander, c'est
l'application du principe en indiquant le mode de
cette application. Ils ne l'ont pas fait et pour ce
seul motif, je voterais déjà contre l'initiative.

Mais il y a autre chose, Monsieur le président
et Messieurs. Comme on l'a fait observer à plusieurs
reprises, l'initiative donna un blanc-seing au Conseil
fédéral. Messieurs, nous avons confiance dans le
Conseil fédéral, une confiance absolue ; mais enfin
les membres du Conseil fédéral ont leurs idées par-
ticulières, leurs idées personnelles et il est évident

qu'il est dangereux dans un pays libre de donner
au Conseil fédéral le mandat d'établir le mode élec-
toral des représentants du pays. Je ne crois pas,
Messieurs, que dans aucun pays on ait jamais, par
une initiative, accordé un pouvoir semblable à l'au-
torité executive, c'est là une des choses les plus

^extraordinaires que j'aie jamais rencontrée au point
de vue constitutionnel.

Et, Messieurs, on a l'air de nous dire que le
Conseil fédéral n'usera de son droit qu'une fois en
vue des élections qui auront lieu l'année prochaine.
Mais c'est une erreur et pourquoi ? Parce qu'avant
que le Consf il national ou le Conseil des Etats se
soient mis d'accord sur la forme définilive à donner
au mode proportionnel, avant que le peuple lui-même
par voie d'un référendum ait eu le temps de se
prononcer sur le projet voté par le Conseil national
et par le Conseil des Etats, il peut s'écouler des
années. Encore une fois, le principe de la repré-
sentation proportionnelle e^t un principe qui a des
applications multiples. Il y a la question du quorum
et la question du quorum est capitale. Dans certains
cantons vous avez un quorum, dans d'autres vous
ne l'avez pas. Admettra-t-on le quorum pour les
élections au Conseil national ou ne l'admettra-t-on
pas ? C'est là une question délicate et complexe
qui ne peut pas être tranchée en un jour.

Nous allons donc voter une sorte de blanc-seing
au Con>eil fédéral qui, par un simple arrêté, déter-
minera pendant une durée illimitée la manière dont
les élections du Conseil national auront lieu. Mes-
sieurs, je dis que jamais au point de vue constitu-
tionnel, on n'aura' voté ou accepté une initiative
conçue dans des termes aussi peu démocratiques,
aucsi contraires à la saine notion constitutionnelle.

Je dis donc, Monsieur le président et Messieurs,
qu'en la forme sous laquelle l'initiative nous est
présentée, nous ne pouvons la voler ; nous ne
pouvons la voter ni au point de vue de la forme
et ni au point de vue du fond, comme je vais avoir
l'honneur en quelques instants de vous l'exposer.

Evidemment la thèse soutenue par les représen-
tants de l'idée proportionnelle est séduisante.. Il est
séduisant de dire qu'une assemblée délibérante doit,
être en quelque sorte comme le miroir du pays, et
doit représenter toutes les positions, toutes les frac-
tions d'opinion qui se dessinent dans un pays.
Mais on oublie complètement une chose et c'est là
le point qui ne sera jamais mis suffisamment en
lumière; c'est que dans un pays démocratique, dans
un pays constitutionnel, il doit y avoir une majorité
et que la loi doit être la résultante de cette majorité.
Sans doute si l'on pouvait trouver un système qui
nous garantit à la fois une majorité, tout en repré-
sentant les minorités, nous le voterions du jour au
lendemain. 11 n'y a pas de membre de cette as-
semblée, j'en suis convaincu, qui ne soit pas par-
tisan de la représentation d'une, ou de plusieurs
minorités, mais cependant ce que nous voulons, ce
à quoi nous tenons et ce à quoi le peuple suisse
tiendra, j'en suis certain, c'est qu'il y ait une ma-
jorité -qui soit maintenue dans les conseils de la
nation.

L'honorable M. Motta a à peine abordé ce sujet.
Il a parlé du canton de Genève, et il a dit: L'exemple
de Genève n'est pas concluant. C'est très facile à
dire, mais nous, nous estimons que cet exemple est
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concluant et qu'est-ce que nous avons constaté?
C'est qu'à la suite de l'application du principe de
la proportionnelle, à chaque élection nouvelle du
Grand Conseil, nous avons vu- se multiplier les
listes, c'est un fait incontestable, si bien que nous
sommes arrivés dans le canton de Genève à ce ré-
sultat, c'est que nous n'avons plus de majorité réelle
au Grand Conseil; il n'y a plus qu'une série de'
groupes qui dans certaines questions constituent des
coalitions, qui se mettent d'accord et qui sur telle
ou telle question réalisent une majorité; mais il n'y
a plus une majorité de gouvernement, et je dis que
c'est la conséquence directe du principe de la pro-
portionnelle. Et qu'on ne vienne pas dire que c'est
là un cas spécial au canton de Genève. C'est un
cas qui se renouvellera dans tous les pays où sera
introduit le principe de la proportionnelle, parce
que c'est la conséquence du principe même de la
proportionnelle. C'est le principe lui-même qui en-
gage les partis à se fractionner. Dans tous les par-
tis, quels qu'ils soient, que ce soit le parti conser-
vateur ou le parti radical, il y a toujours une aile
gauche et une aile droite, c'est inévitable. Avec le
système de la proportionnelle, l'aile gauche et l'aile
droite se séparent et elles se séparent par la force
même des choses, chacune calcule ses chances,
chacune évalue le nombre des suffrages sur lesquels
elle peut compter et la scission se produit. C'est
alors que vous voyez arriver au corps législatif une
série de fractions qui ne marchent plus d'accord,
car enfin, Messieurs, c'est là un point sur lequel
j'insiste puisque nous l'avons vu et que nous le
voyons tous les jours dans la pratique à Genève,
les hommes qui primitivement étaient unis par un
programme commun, arrivent à se diviser par le
système de la proportionnelle et une fois divisés et
séparés, les questions de coteries, les questions
personnelles s'en mêlent, et alors quand ils se re-
trouvent dans' une assemblée délibérante, ces
hommes oublient leur programme primitif et les
questions personnelles finissent par disloquer com-
plètement une majorité, qui primitivement était
composée d'hommes marchant d'accord. La consé-
quence de l'émiettement des partis, c'est évidem-
ment la stérilité des efforts. Une assemblée nommée
dans ces conditions représente tout un ensemble de
minorités, cette assemblée évidemment, sauf dans
certains cas spéciaux, est réduite à l'impuissance.
Eh bien, c'est cette impuissance que les radicaux
de mon opinion n'admettront jamais. Nous avons le
sentiment, Messieurs, qu'il doit y avoir dans un
pays une majorité pour accomplir les grandes oeuvres
de la démocratie. Nous disons que si l'on avait ap-
pliqué le principe proportionnel aux grandes as-
semblées de la révolution française, la révolution
française aurait avorté. Nous disons, que si en 1848,
vous aviez eu en Suisse la proportionnelle, vous
auriez attendu longtemps la constitution de -J848,
car ce qu'il faut dans un pays, c'est un grand cou-
rant inspiré par un idéal et la proportionnelle aurait
précisément pour conséquence d'annuler les grands
courants et peut-être ultérieurement de tuer l'idéal
par le triomphe de toute sorte de combinaisons, de
manoeuvres qui sont contraires à l'éclosion d'une
grande réforme, à la réussite d'une grande oeuvre.

Il y aurait évidemment bien des choses à dire,
mais je neveux pas empiéter sur ceux qui prendront

la parole après moi. Je veux seulement insister en-
core sur deux points qui, à mes yeux, ont une im-
portance capitale. J'ai déjà dit que l'émiettement
des partis a pour conséquence de frapper en quelque
sorte d'impuissance les assemblées élues sous le
régime proportionnel. Mais il y a un point de vue
moral sur lequel je veux attirer l'attention de ce
conseil. A l'heure qu'il est, sous le régime de la
majorité, la lutte s'engage entre les grands partis.
C'est une lutte qui peut être violente, qui peut avoir
ses inconvénients, mais c'est une lutte loyale. Avec
le système proportionnel qu'arrive-t-il? Par la force
même des choses chaque parti élabore une liste qui
doit prévoir le cas des suppléances. On ne peut
jamais évaluer exactement le nombre des suffrages
que telle liste obtiendra. Il faut par conséquent que
la liste d'un parti ne se borne pas à un chiffre dé-
terminé probable, elle doit se compléter. Et vous
voyez dans les cantons qui jouissent ou plutôt, j'em-
ploie un terme propre, qui souffrent de la propor-
tionnelle, il arrive que dans chaque parti, dans
chaque groupe il se forme des sous-groupes qui se
disent: Nous tenons surtout à faire passer M. X,
ou M. Y, pai' conséquent nous bifferons la fin de la
liste; c'est la suspicion, la défiance introduite.dans
chaque parti, et c'est là une conséquence inévitable
de la proportionnelle. Autre conséquence inévitable :
Ces petites intrigues amènent des dislocations et
c'est ainsi que peu à peu tous les grands partis
s'émietteront par la force des choses.

Messieurs, est-ce désirable? Croyez-vous que
quand vous aurez doté la Suisse d'un système élec-
toral qui permette toutes ces petites manoeuvres,
croyez-vous qu'il en résultera quelque chose de bon
pour la prospérité morale et matérielle du pays?
Nous ne le croyons pas, nous sommes même convain-
cus du contraire.

Et maintenant je termine par une conclusion à
laquelle vous vous attendez sans doute. S'il y a un
pays au monde où la proportionnelle soit un danger
public, c'est la Suisse. La Suisse, Messieurs, je n'ai
pas besoin de vous le dire, on vous l'a dit, la
Suisse est divisée par les langues, elle est divisée
par les races, elle est divisée par l'histoire, parles
moeurs et les institutions, elle est divisée de toute
manière. De 1815 à 1848, elle a offert le spectacle
regrettable de la faiblesse vis-à-vis de l'étranger et
dans bien des cas de l'impuissance à l'intérieur. Et
pourquoi? Parce qu'elle était divisée, parce qu'elle
n'était pas soutenue par un lien étroit qui précisé-
ment aurait pu remédier à ces divergences et à ces
différences de races et de langues. Nous avons eu
alors le grand mouvement de 1848 qui nous a dotés
d'une constitution qui a remédié à ces inconvénients
en réalisant une certaine cohésion, une certaine
homogénéité en Suisse. Aujourd'hui vous voulez in-
troduire dans notre pays un système qui par la
force des choses, et je ne crois pas qu'il puisse se
trouver un de mes adversaires pour me dire le
contraire, qui par la force des choses aura pour con-
séquence de diminuer cette homogénéité, de diminuer
cette cohésion. Nous croyons qu'il y a là un danger
sérieux pour notre pays et c'est le motiî essentiel
pour lequel la représentation proportionnelle doit
être repoussée.

Et enfin il y a un point sur lequel, je crois, per-
sonne ne s'est prononcé, et le Conseil fédéral sans
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doute par scrupule n'a pas voulu aborder ce côté
de la question. Mais veuillez vous demander, Mon-
sieur le président et Messieurs, avec l'émiettement
inévitable des partis dans la Confédération, veuillez
vous demander ce que deviendra l'élection du Con-
seil fédéral par l'assemblée fédérale quand vous
aurez émietté les grands partis, quand vous aurez
provoqué la formation de groupes nouveaux et quand,
avec la suite des temps, vous aurez amené ici non
pas une majorité forte, mais une majorité disloquée,
des éléments de droite et de gauche qui ne cons-
titueront plus une majorité solide, eh bien, je de-
mande ce que deviendra l'élection du Conseil fédé-
ral? Ce sera alors le triomphe des combinaisons,
de toutes les manoeuvres, de toutes les intrigues et
ce n'est pas dans des élections de ce genre que le
Conseil fédéral trouvera l'énergie, l'influence et le
prestige qui lui sont nécessaires non seulement à
l'intérieur, mais vis-à-vis de l'extérieur. Eh bien
très certainement, c'est une question qui doit être
envisagée et ici je prévois parfaitement ce que me
répondront les partisans de la proportionnelle. Ils
me répondront: Oui c'est vrai, mais il y aurait un
remède, ce serait l'élection du Conseil fédéral d'a-
près le système proportionnel, ce serait l'introduc-
tion du système proportionnel avec l'élection par
le peuple.

Le jour, Monsieur le président et Messieurs, où
nous aurons un Conseil fédéral, nommé par la pro-
portionnelle, je suis convaincu qu'un grand nombre
de ceux qui aujourd'hui appuient cette idée de
l'élection proportionnelle du Conseil national, re-
connaîtront qu'ils ont commis une erreur et une
erreur qu'il faudra réparer, car il ne faut pas s'y
tromper, le jour où vous aurez l'élection proportion-
nelle du Conseil national, les conditions d'élection
du Conseil fédéral seront profondément modifiées.
On l'a bien vu dans le canton du Tessin où les
partisans de la proportionnelle pour le Grand Con-
seil ont demandé la proportionnelle pour le Conseil
d'état. Je n'ai pas à entrer dans les questions qui
concernent le canton du Tessin, mais je crois que
la Confédération suisse serait menacée d'un grand
danger, si à l'élection proportionnelle du Conseil
national, il fallait encore ajouter l'élection propor-
tionnelle du Conseil fédéral, ce qu'il nous faut, et
à ce point de vue, le parti radical représente réelle-
ment le sentiment national du pays, ce qu'il nous
faut, c'est une majorité forte au Conseil national et
une majorité forte et homogène au Conseil fédéral.
Ce sont là des garanties nécessaires non seulement
pour le progrès du pays, mais pour son indépen-
dance à' l'extérieur. C'est pourquoi à tous ces points
de vue, je vous demande de voter contre la pro-
portionnelle.

Un dernier mot, que j'aurais dû dire en com-
mençant. On a cité le canton de Genève, on a dit
que dans le canton de Genève la proportionnelle
avait porté ses fruits et qu'on n'en demandait pas
actuellement l'abrogation. Il me suffit de répondre
par ce simple fait. La pétition pour l'introduction
de la proportionnelle au fédéral a réuni dans
le canton de Genève, sur 25 ou 26,000 électeurs, de
5 à 600 signatures. Pas de commentaire. Il est
parfaitement évident que si dans notre canton de
Genève, la proportionnelle était considérée comme
ayant porté des fruits savoureux, ce n'est pas par

5 ou 600 signatures que se serait traduite la mani-
festation en faveur de la proportionnelle au fédéral,
ce serait par milliers. .

Je conclus donc dans l'intérêt historique et tra-
ditionnel de la Suisse au rejet de l'initiative (Bravos).

Staub: Es wird den Mitgliedern der Minderheit
der nationalrätlichen Kommission, welche nicht zu
speziellen Berichterstattern ernannt worden sind,
nicht verübelt werden, wenn auch sie ihren Stand-
punkt in vorliegender Frage in aller Kürze mar-
kieren, und zwar irn Anschlüsse und in Unterstützung
der vorzüglichen Verteidigung und Rechtfertigung
des Initiativbegehrens durch unsere Minderheits-
berichterstatter. Ich möchte mich in der vorwürfigen
Frage mehr mit der praktischen Seite des Propor-
tionalwahlverfahrens und mit dem wohltätigen Ein-
flüsse, den dasselbe ausgeübt hat, beschäftigen, zu-
mal diese Punkte in der Diskussion des öftern in
Frage gestellt worden sind. Die konstitutionelle und
staatsrechtliche Seite der Frage ist bereits schon
und zwar in ausgezeichneter Weise durch unsere
Berichterstatter behandelt worden.

Um nach einem gewissen Plane zu gehen, folge
ich in meinem Votum der bundesrätlichen Botschaft.
Bezüglich der letztern kann ich vom Standpunkte
der Minderheiten aus allerdings nur bedauern, dass
sie zugunsten der Verhältniswahl so wenig zu sagen
wusste.

Ein Wort zur vorliegenden Frage zu sprechen,
kommt mir wohl auch aus dem Grunde zu, als ich
seit Dezennien, d. h. so lange als ich im politischen
Leben drin stehe, mich für das Prinzip eines ge-
rechteren Wahl verfahren s in meinem Heimatkantone
St. Gallen aus voller Ueberzeugung betätigt habe.
Wenn der Kanton St. Gallen in wiederholtem hef-
tigen Ringen es bis jetzt noch nicht dazu gebracht
hat, das proportionale Wahlverfabren einzuführen,
so gingen bei den Abstimmungen die Zahlen der
Freunde und Gegner des Proporzes doch so nahe
zusammen, dass zu hoffen ist, es werde in nächster
Zukunft die Verhältniswahl im Kanton St. Gallen
doch ihren Einzug halten. Dort so wenig, wie hier,
streben die Freunde des Verhältniswahlsystems nach
der Mehrheit und nach dem Herrscherszepter, son-
dern das, was sie anstreben, ist das gleiche Recht
aller Bürger vor dem Gesetze. Jede politische Partei,
die ein Anrecht auf Vertretung in den Behörden
bat, soll nach dein Verhältnis ihrer Parteistärke in
diesen Behörden ihre Vertreter bekommen. Was
wir also anstreben, ist ein wahres und gerechtes
Wahlverfahren, ein Wahlverfahren, das eines demo-
kratischen Staates würdig ist; ein Wahlverfahren,
bei welchem der wirkliche Volkswille rein und un-
verfälscht und unverkürzt zum Durchbruche kommt.

Die bundesrätliche Botschaft sagt, dass seit
bereits 40 Jahren die Frage, ob für die Bestellung
des schweizerischen Nationalrates das Verhältnis-
wahlsystem einzuführen sei, auf der Tagesordnung
der eidgenössischen Räte stehe, und wir können
jetzt schon beifügen, dass sie so lange nicht ver-
schwinden wird, bis die Frage endlich im Sinne
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einer loyalen Entsprechung gelöst ist. Im Jahre 1872,
so sagt die Botschaft, habe der damalige Abgeord-
nete Herzog-Weber aus Luzern einen Antrag auî
Einführung der Verhältniswahl des Nationalrates im
Rate eingebracht; im März 1877 der Schweizerische
Wahlreformverein, im Jahre 1881 die Initianten,
Sprecher aus Graubünden, Tboma aus St. Gallen
und Sonderegger aus Appenzell-Innerrhoden, im
Jahre 1884 die Nationalräte Zemp, Keel, Pedrazzini
und Prof. Salomon Vögeli, im Jahre 1890 Herr
Nationalrat Ador aus Genf, im Jahre 1898 Herr
Nationalrat Wullschleger aus Basel, und im Jahre
1899 endlich wurde die Initiative für die Einführung
des Proporzes für den Nationalrat und die Volks-
wahl des Bundesrates ergriffen. In der Volksabstim-
mung vom 4 November 1900 vereinigte diese Initia-
tive rund 170,000 Stimmen auf sich, ein Beweis
dafür, dass sie im Volk kräftige Wurzeln gefasst
hat. Hätte man damals vielleicht die Bundesratswahl
durch das Volk ausser Spiel gelassen, so würde die
Initiative noch weit kräftiger unterstützt worden
sein. Wenn der Bundesrat mit seinen Worten:
«Schon wieder tönt der Ruf nach dem Proportional-
verfahren» quasi den Vorwurf derAnmassung gegen
die Initianten erhebt, so haben wir ihm entgegen-
zuhalten: wenn die Forderung der Initianten nicht
begründet wäre, so wäre sie nicht fast während 40
Jahren permanent auf unserer Tagesordnung ge-
wesen. Sie ist keine Utopie kleinlicher politischer
Streber, sondern es haben sich mit derselben die
ernstesten,angesehensten und hochachtbarsten Staats-
männer aller Gruppen, Parteien und Konfessionen
seit Jabr und Tag beschäftigt. Gerade aus dieser
fortwährend en Erneuerung der Begebren um Einfüh-
rung der Proportionalwahl geht hervor, dass letztere
eine gerechte Forderung ist.. Mit vollem Recht hat
nachher, nach jenem Volksentscheid vom 4. No-
vember 1900, der von uns allen hochgeachtete und
hochgeehrte, seither verstorbene Herr Regierungsrat
Ritschard von Bern in der darauffolgenden Sitzung
des Grossen Rates von Bern gesagt, der Proporz
werde trotz dieser Niederlage von 1900 seinen
Triumphzug durch unsere Lande halten. Dieses Wort
wird sich auch erfüllen. Grosse fortschrittliche Ideen
sind in ihrem Entstehen und in ihrer Entfaltung
seit jeher auf grossen Widerstand gestossen. Man
konnte sie bekämpfen, aber nicht niederkämpfen;
sie haben sich im Kampf geläutert und sind zum
endlichen Siege zum Segen des Landes durchge-
drungen. Wer aufmerksam und ungetrübten Blickes
die Fortschritte, welche das Proportionalverfahren
in der Schweiz und im Auslande gemacht hat, be-
trachtet und sie in objektiver Gesinnung würdigt,
wird zu einem gleichen Urteil kommen, wie Herr
Ritscbard. Der Proporz hat im Schweizerlande an
Boden gewonnen und wird in seinem Siegeslauf
nicht aufgehalten werden können, weil ihm Wahr-
heit und Gerechtigkeit innewohnt.

Die Botschaft sagt weiter, es seien ja nur 7
Kantone und ein Halbkanton der Schweiz, welche
das System der Verhältniswahl zur Bestellung der
gesetzgebenden Behörden eingeführt haben, und will
daraus ableiten, dass eine Notwendigkeit, dasselbe
auch auf schweizerische Behörden zu verpflanzen,
nicht vorliege. Es ist aber darauf aufmerksam zu
machen, dass diese 7'/ï Kantone doch mindestens
den dritten Teil aller Kantone ausmachen, und

darunter befinden sich radikale sowohl als konserva-
tive, protestantische wie katholische, ein Beweis
dafür, dass der Proporz allen Parteien und Konfes-
sionen überlegen ist und gute Dienste zu leisten
vermag. Mit diesen 7 K Kantonen ist aber der Pro-
porz in der Schweiz nicht ab- und eingegrenzt. Der
Kanton St. Gallen z. B. wird nicht ruhen und po-
litisch nicht vollständig gesunden, bis ihm endlich
auch das Proportionalwahlverfahren zuteil wird. Ich
hoffe, die Wohltat und heilsame Wirkung dieses
Wahl Verfahrens in meinem Heimatkantone noch zu
erleben.

Andere Kantone sind im Begriffe, die Verhältnis-
wahl einzuführen, und im Kanton Bern sind es
gerade die volksreichsten Städte Bern und Biel,
welche dieses Verfahren bereits besitzen. In wenig
Jahren dürften die Hälfte und volksreichsten Kan-
tone des Schweizerlandes das Proportionalwahlver-
fahren für die gesetzgebenden Behörden eingeführt
haben. Man möchte bereits versucht sein, es eine
Ironie des Schicksals zu nennen, angesichts der
heutigen Botschaft des Bundesrates, dass gerade der
Bundesrat selber es gewesen ist, der im Tessin im
Jahre 1890 empfahl, als einzig wirksames Rettungs-
mittel das Proportional wahlverfahren einzuführen,
um endlich aus den Wahlwirren und unhaltbaren
Zuständen herauszukommen. Wie segensreich der
Proporz in diesem Kanton gewirkt hat, haben Sie
bereits aus dem ausführlichen Votum des Herrn
Motta gehört. Der ehemalige Führer der Tessiner
Liberalkonservativen, der nunmehrige, von allen
Parteien hochgeschätzte Herr Bundesrichter Soldati
gab schon Ende 1900 einem konservativen Führer
des Kantons.St. Gallen für die Einführung des Pro-
portionahvahlverfahrens folgendes Urteil ab: «Wie
jedes Werk der Gerechtigkeit hat die Einführung
des Porporzes im Kanton Tessin einen wohltätigen
und heilsamen Einfluss ausgeübt, er hat, um mich
so auszudrücken, die ganze politische Atmosphäre
gereinigt. Indem er jeder Gruppe einen gerechten
Anteil am öffentlichen Leben gewährte, hat er die
Leidenschaften abgekühlt, die Heftigkeit der Kämpfe
gemildert, die Wahlkorruption beseitigt, die Be-
ziehungen zwischen den Parteien gebessert und
das intellektuelle Niveau des Grossen Rates sichtlich
gehoben. Die Erfahrung hat denjenigen ein kate-
gorisches Dementi, erteilt, die vor Jahren behaupteten,
der Proporz sei zu kompliziert, um sich in kürzerer
oder längerer Zeit im Volke einzuleben. Von seiner
ersten Anwendung an, sei es auf kantonalem oder
eidgenössischem Gebiet, haben die Tessiner Wähler
die Handhabung sofort und vollständig verstanden.
Die Wahlen haben sich in der denkbar peinlichsten
Korrektheit vollzogen, ohne, soviel ich mich er-
innere, auch nur zu einem einzigen ernstlichen Re-
kurse Anlass zu geben, und wie früher die Rekurse
die eidgenössischen Räte beschäftigten, das wissen
alle Kollegen aus der Zeit, da der Tessin das Pro-
portionalwahlverfahren nicht hatte s> Was für den
Tessin zutraf, das trifft auch in den ändern Kan-
tonen zu, wo das Verhältniswahlsystem eingeführt ist.

Während man sich hier neuerdings anschickt,
die Verhältniswahl zu bekämpfen, macht man im
Ausland vielerorts Anstrengungen, ihr näher zu treten
und den Ungerechtigkeiten des Majorzes ein Ende
zu bereiten. Es sind Frankreich und Amerika an-
geführt worden; auch die ändern Staaten haben,
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wie Sie aus der bundesrätlichen Botschaft ersehen,
mit dem Proporz gute Erfahrungen gemacht.

Nun fragt die Botschaft des Bundesrates, ob wirk-
lich irgendwelche zwingende Gründe politischer
Natur für die Einführung des neuen Abstimmungs-
modus bestehen, oder ob in unserem parlamentari-
schen Organismus so schwere Mängel zutage treten,
dass es geboten erscheine, eine andere Methode
einzuführen, ob nicht der gegenwärtige Modus der
Abstimmung dem Volk gestattet habe, seinen Willen
klar und deutlieh zum Ausdruck zu bringen, und
der nationalen Vertretung die wünschbare Macht
und Einheit zu verleihen. Und anschliessend an
diese Fragen wird dem Majorz ein hohes Loblied
gesungen, als ob er allein regimentsfäbig sei, als ob
ihm allein der Fortschritt auf politischem und so-
zialem Gebiete zustehe, während den Minderheits-
parteien gnädigst noch die Rolle von Kontrolleuren
gegeben wird. Wir Vertreter der Minderheit beant-
worten die Frage, ob dem gegenwärtigen System
schwere Mängel und Fehler anhaften, aus voller
Ueberzeugung mit einem entschiedenen Ja. Ein
Wahlsystem, das der Mehrheit in einem Wahlkreis
alle Mandate gibt und der Minderheit nichts, steht
mit der Gerechtigkeit auf gespanntem Fusse. Ich
will Ihnen nur ein Beispiel anführen. Wenn z. B.
•M,000 Stimmberechtigte in einem Wahlkreis alle
Mandate für sich beanspruchen können, während
10,900 der Minderheitsparteien nicht ein einziges
davon erhalten, so ist das nicht recht und nicht
billig und stimmt mit der Wahrheit und Gerechtig-
keit nicht überein. Ein aufrichtiger, wahrer und
ehrlicher Volksstaat ist nur da vorhanden, wo alle
Parteien zur Vertretung gelangen. Es darf nicht,
einer Mehrheit von etlichen Stimmen zustehen, die
Minderheit einfach auf die Seite zu stellen und sie
nur die Lasten tragen zu lassen, ihr nur eventuell
das sog. Kontrollrecht und dieses noch in ver-
krüppelter Form zu lassen. Der zufällige Mehrheits-
staat kann nur ein Parteistaat., nicht ein Rechtsstaat
sein. Man muss den wahren und wirklichen Volks-
willen achten.

Das gegenwärtige ungerechte Wahlsystem, das
grosse Volkskreise ihrer Wahlkraft beraubt, sie aber
selbst unter Geldstrafe zur Urne treibt, wo sie nichts
zu sagen haben, entspricht dem Volkswillen nicht
und es war von jeher eine nicht unnatürliche Er-
scheinung, wenn die auf diese Weise Beraubten
und Geächteten hie und da Revanche an der Urne
zu nehmen, suchten, indem sie Gesetze und Verord-
nungen, die sie nicht gemacht hatten, im Unmute
verwerfen.

Die Botschaft, die auf das Verhältniswahlsystem
nicht gut zu sprechen ist, fragt pathetisch: Hat es
eine Milderung der Leidenschaften und der Partei-
kämpfe zur Folge gehabt? Hat es uns von den
Mängeln, welche dem Majorz angedichtet werden,
von den Intriguen, den Kompromissen, dem Feil-
schen, den unlautern Manövern, der Wahlbeein-
flussung, der Tyrannei der Komitees befreit? Wer
wagt es wohl, diese Fragen zu bejahen? Wir Ver-
treter der Minderheit wagen es, mit Entschiedenheit,
die meisten dieser Fragen mit Ja zu beantworten.
Dafür sprechen folgende Tatsachen. Da ist in erster
Linie wieder der Kanton Tessin, welcher die Ver-
hältniswahl vor bald 20 Jahren eingeführt hat und
wo seither die früheren blutigen Revolutionen, die

gewaltigen Treibereien, das Krumierwesen, die
Bündelimannen etc. verschwunden sind und wo
nun die Wahlen in vollkommener Ordnung vor sich
gehen. Die zahllosen Wahlrekurse von ehemals kennt
man nicht mehr. In Genf weiss man von den früheren
Wahlumtrieben und Schmierereien, die die Parteien
viel Geld kosteten, nichts mehr. In Neuenburg voll-
ziehen sich die Wahlen laut dem Zeugnis der ersten
Staatsmänner weit ruhiger und sicherer als früher.
Auch'Solothurn kennt die persönliche Hetzerei und
Besudelung der Kandidaten nicht mehr seit der Ein-
führung des Proportionalverfahrens.

Sie haben von autoritärer Seite gehört, wie vor-
trefflich der von uns gewünschte Wahlmodus in
Basel funktioniert und wie dort der staatsrechtliche
Gedanke im Proporz Ausdruck finde. Es ist sonach
bewiesen, dass der Proporz die Wahlsitten veredelt,
die unlauteren Manöver ßeseitigt, vorausgesetzt,
d.ass man ein richtiges und allgemeinverständliches
System wählt. Jede Partei ist bei diesem Verfahren
angewiesen, die Aufsicht über dasselbe zu üben.
Sie weiss, dass sie zu ihrer Vertretung kommt, so-
fern sie ein numerisches Recht hiezu hat. Das
Hineinregieren in andere Parteien und das Herunter-
machen ihrer Kandidaten hat keinen Sinn mehr.
Jeder, der stimmt, weiss, dass seine Stimme etwas
gilt und dem Manne seines Vertrauens zukommt.

Was den Vorwurf betrifft, man wolle die Ver-
hältniswahl einführen, ohne dass man es bis jetzt zu
einem sicheren, leichten und einfachen, allen Wäh-
lern verständlichen System gebracht habe, so ist zu
sagen, dass wir freilich solche Systeme haben. Herr
Dr. Speiser hat Ihnen gestern auseinandergesetzt,
dass Basel ein solches System habe, das leicht ver-
ständlich und einfach sei.

Uebrigens was die Tessiner Bergbauern ver-
standen haben und was die Gemeinderäte dieser
Gegenden auszurechnen imstande waren, das werden
auch die St. Galler, Zürcher. und Berner zu tun
imstande sein. Als Grundregeln eines richtigen und
ei fachen Verfahrens sind wohl folgende zu be-
zeichnen : 1. Alle Wähler sind gleich berechtigt.
2. Eine Minderheit, d. h. eine Partei, welche nicht
mehr als die Hälfte der Wähler zählt, darf nicht
mehr als die Hälfte Vertreter des Wahlkreises er-
halten. 3. Die Zahl der ohne Vertreter bleibenden
Wähler muss kleiner sein als diejenige, die zu einem
Vertreter kommt. 4. Zur Wahl eines Vertreters be-
darf es einer bestimmten Stimmenzahl (Wahlzahl),
welche man erhält, indem man die Zahl der Wähler
durch die um eins vermehrte Zahl der Vertreter
teilt und die auf den so erhaltenen Quotienten nächst-
folgende ganze Zahl nimmt. 5. Jeder Wähler darf
nur eine Stimme für einen Kandidaten abgeben.

Das sind ungefähr die Grundsätze des einfachen (

Wahlverfahrens. In Ihren Kreisen brauchte ich zwar
keine Beispiele vorzuführen ; ich will aber doch
eines aufstellen :

Auf 60,000 Stimmende sind 17 Vertreter zu
wählen.

Wahlzahl = -^rrf = rund 333°-

A. Die liberale Partei zählt 25,000 Stimmen
B. Die konserv. » » 20,000 »
C. Die demokr. » » 15,000 »
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so macht sich die Rechnung wie folgt,:
. 25,000A- -skr = 7 Vertreter

20,000 _
B- -333Ô" ~ 6 »

15,000 _
U 3330 _ *

Zusammen 17 Vertreter.
Aus den drei Listen sind also diejenigen sieben,

resp. sechs, resp. vier Vertreter als gewählt zu be-
trachten, welche am meisten Stimmen erhalten
haben. Eine leichtere Rechnung als diese kann es
kaum geben, und jeder Primarschüler einer oberen
Klasse wäre imstande, sie zu lösen.

Wie man dem Initiativbegehren vorwerfen kann,
es stehe im Widerspruch mit dem Grundsalze der
Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetze, ist den
Freunden der Initiative, welche die Macht des Ma-
jorzes am eigenen Leibe zu verspüren bekommen
haben, einfach unverständlich. Anlass zu diesem
Vorwurfe gab der Vorschlag, dass jeder Kanton nur
einen Wahlkreis bilden soll. Es kommen aber dies-
bezüglich wohl nur noch Uri, Ob- und Nidwaiden
ernstlich in Betracht, weil Appenzell-Innerrhoden,
auch wenn es mit Ausserrhoden verschmolzen würde,
doch zu seiner konservativen Vertretung nach Pro-
porz kommen würde, und weil Zug seit langem
liberal gewählt hat. Rechnen wir auf die besagten
Halbkantone ca. 3000 freisinnige Stimmen, die ohne
Vertretung bleiben, was bedeuten diese im Verhältnis
zu den vielleicht über 100,000 Stimmen der übrigen
Schweiz, die heute zu keiner Vertretung kommen.
Liesse sich aber die Sache übrigens ohne Preisgabe
der Kantonsgrenzen anders machen, so würde man
gerne auch noch diesen kleinen Minderheiten gerecht
werden.

Wenn man es aber so schwer verurteilt, dass
diese drei Kantone, bezw. Halbkantone noch weiter
nach dem Majorz wählen sollen, so verurteilt man
dadurch am meisten das bisherige Majorz-System,
welches heute seine Machtfaktoren über die ganze
Schweiz verbreitet, während nach Einführung der
Initiative nur noch drei ganz kleine Kantone in
Betracht kommen würden.

Dass man gegnerischerseits auch die verschiedenen
Systeme der Proportionalwahl als unverständlich und
kompliziert bezeichnet, darf uns nach dem Gesagten
nicht mehr auffallen. Wir sind aus früheren Pro-
porz-Kämpfen, z. B. vom Jahre 1900, noch an ganz
andere Komplimente gewöhnt, die man dazumal dem
Proporz zugedacht hat. Hat man doch damals in
gewissen Kreisen die. Doppelinitiative in allerdings
mehr spöttischer als geistreicher Weise ein zwei-
höckeriges Kamel genannt. Als Antwort darauf folge
hier ein Zitat aus den Fabeln von La Fontaine:

Le premier qui vit un chameau,
S'enfuit à cet objet nouveau.
Le second approcha; le troisième osa faire
Un licou pour le dromadaire.

Oder frei übersetzt:
Der Erst', der ein Kamel zu seh'n bekam,
Vor diesem neuen Anblick Reissaus nahm.
Der Zweite trat heran; der Dritte machte gar
Eine Halfter für das Dromedar.

Das anfangs so schrecklich gefürchtete Tier ist
also zuleizt doch noch freundlich aufgenommen
worden.

Ich will es unterlassen, weiter auszuholen und
von den Schattenseiten des gegenwärtigen Systems
und den Vorzügen der Verhältniswahl noch mehr
zu sagen. Viktor Considérant, der auch von Herrn
Fazy angezogen worden ist, bat schon 1846 in Genî
an den dortigen Verîassungsrat geschrieben, ein
Wahlverfahren habe, damit es gerecht und wahr
sei, zwei Dinge nötig: «Erstens, dass die Ratsver-
sammlung alle Meinungen in demselben Verhältnis
enthalte, in welchem sie im Wahlkörper selbst vor-
handen sind ; zweitens, dass jede Meinung, die einen
Anspruch darauf bat, im Rate ziffernmässig vertreten
zu sein, ihre Mandate denjenigen Bürgern erteilen
könne, welche sie als die für die Vertretung fähig-
sten und würdigsten erachte. » Mehr als das, was
Considérant vor 64 Jahren in Genf angestrebt hat,
wollen heute auch wir Minderheitsgruppen nicht,
aber verfrüht wäre es wahrlich nicht mehr, wenn
dieses Postulat sich endlich erfüllen würde.

Statt aller weitern Auseinandersetzungen will ich
nur noch einige Urteile über die Wirkungen des
Proporzes in einzelnen Kantonen, und zwar von
Männern der verschiedensten Gruppierungen an-
führen. Kanton Solothurn: «Auf die Frage «ob der
Grossratsproporz in unserem Kanton von guter und
gesundender Wirkung war?», kann ich bestimmt
mit «Ja» antworten und als entschiedene Wirkung
folgende Erscheinungen bezeichnen: Ruhigere Ab-
wicklung des Wablgeschäftes, Aufhören der Ver»
lästerung gegnerischer Wahlkandidaten, Läuterung
der Wahlsitten». So sprach alt Bundesrat Hammer.
Und unser verehrter Kollege Herr Hänggi sei. hat
gesagt: «Der Grossratswahlproporz im Kanton Solo-
tburn hatte gute Wirkungen, weil grosse Minder-
heiten nicht mehr wie früher unberücksichtigt
blieben. Das Bild des Rates wurde konformer dem
Bilde der Zusammensetzung des Volkes. Der Proporz
wurde von den Wählern rasch verstanden, Schwierig-
keiten in dieser Richtung ergaben sich im Kanton Solo-
thurn keine. Für den einzelnen Bürger hatte die An-
wendung des proportionalen Verfahrens absolut keine
Schwierigkeiten und eigentlich gar nichts Neues; er
kann seine Stimme genau so abgeben, wie früher. Für
die Wablbureaux wurden Formulare der Verbale
angefertigt, welche die Arbeiten der Bureaumit-
glieder sehr erleichterten; der Berechnungen der
Wahlresultate wegen entstand nirgends eine Un-
klarheit und nirgends eine Störung; die Resultato
wurden mindestens ebenso rasch und sicher herge-
stellt, wie unter dem Majorzverfahren.» Der jüngst
in die Regierung gewählte Herr Staatsscbreiber
Kaufmann aus Solothurn (liberal) hat in das «Luzer-
ner Tagblatt» über die Vorzüge des Proporzes fol-
gendes geschrieben: <rDie Vorzüge der Verhältnis-
wahl: die parteigerecbte Vertretung des Volkes
bezw. der Wählerschaft, die Abscbwäcbung der Be-
deutung der Wahlkreiseinteilung, der Ansporn der
Minderheiten zum Ausharren in ihrer Stellung, die
Hebung der Wahlbeteiligung, die Beseitigung un-
natürlicher Allianzen, das Zurücktreten des persön-
lichen Momentes in den Wahlkämpfen, der Wegfall
der Nach- und Stichwahlen und die beinahe völlige
Abschaffung von Ergänzungs- und Stichwahlen sind
beute nicht mehr zu leugnen. Sie verkleinern zu
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wollen durch kleinliches Herumreiten auf Detail-
punkten heisst die grundsätzliche Richtigkeit der
Institution anerkennen. »

Und aus dem Kanton Neuenburg ist ein Votum
von Herrn Nationalrat Calame-Colin zu zitieren:
«Indem er jeder Partei eine auf ihre numerische
Stärke begründete Vertretung gab, hat der Proporz
den sonst oft brutalen und gehässigen Wahlkämpfen
ein Ende gemacht. Die Minderheiten, die früher
niemals die ihnen zukommende Vertretung erhielten
und deshalb aus einer gewissen Verstimmung nicht
herauskamen, haben jetzt von Rechtswegen und
nicht bloss durch Mehrheitsgnaden das gebührende
Wort im Rate und den ihnen gehörenden Platz
unter der Sonne der Republik. Der politische
Geist ist dadurch umgewandelt worden. Unter den
Bürgern so gut wie unter den Abgeordneten des
Rates hat sich eine ernstliche Annäherung und
eine vermehrte gegenseitige Achtung vollzogen.
Jede Partei hat ihre Unabhängigkeit; es kommen
nicht mehr die früheren, oft zweifelhaften Kom-
promisse vor, dafür rivalisieren die Parteien
an Initiative miteinander, was zum Woble des
Landes ist. Dank des Proporzes sind die Neuen-
burger heute, trotz Meinungsverschiedenheiten, ein
glückliches und geeintes Volk.» Herr Regierungs-
und Ständerat Berthoud (radikal) schreibt: ('Der
kantonale Proporz hat mächtig beigetragen, in
unserem Kanton einen ausgezeichneten politischen
Geist zu wecken und zu entwickeln. Indem wir
damit nutzlose Leidenschaften aus unseren politischen
Kämpfen ausmerzten, hat er in unserem Volke
politische Weitberzigkeit und Toleranz gezeitigt.
Der Proporz bat uns den Frieden unter den Bürgern
der verschiedenen politischen Richtungen gegeben
und gestattete uns, wichtige und dauerhafte Fort-
schritte zum grossen Woble der Republik zu schaffen.
Dieser schöne Geist würde aber den Proporz nicht
überleben, wollte man ihn wieder abschaffen.«

Herr Odier aus Genf, heute Minister in Peters-
burg, . sagt: «Es lässt sich sagen, dass das propor-
tionale Wahlverfahren im Kanton Genf in allen
Punkten sich bewährte. Die Parteien haben schon
in der Aufstellung ihrer Listen gegenüber früher
grössere Freiheit und Unabhängigkeit. Die Wahlen
vollziehen sich in vorher nie gekannter Ruhe und
Ordnung. Ferner sind die Parteien sämtlich durch
ihre Spitzen vertreten und die sachlichen Diskus-
sionen im Rate haben an Objektivität, Ernst und
Ruhe gewonnen.»

Ich darf auch das Urteil unseres hochverehrten
Herrn Bundesrat Comtesse anführen, das er seiner-
zeit als Staatsrat des Kantons Neuenburg und als
Verfasser einer Botschaft an den dortigen Grossen.
Rat punkto Einführung des Proporzes abgefasst hat.

«Die Idee der proportionalen Vertretung ist von
Grund aus ein gerechter Gedanke und wir müssen
folglich darnach trachten, ihm Nachachtung zu ver-
schaffen, soweit er mit Hilfe eines einfachen und
wenig komplizierten Systems zur Anwendung ge-
bracht werden kann.»

«Wenn es in der Tat gerechtfertigt ist, dass das
allgemeine Wahlrecht immer der Mehrheit des Wahl-
körpers auch die Mehrheit in der Volksvertretung,
die parlamentarische Mehrheit zusichert, so ist es
nicht weniger gerecht, dass die Minderheit, sei sie

durch eine Gruppe von Wählern oder deren mehrere
vertreten, den ihr zukommenden Anteil der Volks-
vertretung erhalte und nicht jeder Vertretung be-
raubt sei.»

«Wir halten auch dafür, dass wir vom Standpunkt
der Gerechtigkeit und der Wahrheit des Wahlver-
fahrens eine bessere Organisation des allgemeinen
Stimmrechts suchen müssen, die nicht alles der
Mehrheit und der Minderheit nichts gibt, dif» in
der Vertretung des Landes den bestehenden Mei-
nungen und Parteien Rechnung trägt, welche der
Mehrheit wie der Minderheit eine Vertreterzahl
gibt, welche innert den Grenzen des Möglichen
ihrer numerischen Bedeutung entspricht, in der
Weise, dass das Verhältnis der Mehrheit und Minder-
heit im Grossen Rat das gleiche ist wie im Volke
und welche nicht zulässt, dass die Minderheit dem
Grundsatz der absoluten Mehrheit zum Opfer fallen
kann. Mit einem solchen System weiden wir mehr
als bisher die Wahrheit des parlamentarischen
Regiments und die Wahrheit des allgemeinen
Stimmrechtes erhalten; denn das allgemeine Stimm-
recht wird in Tat und Wahrheit seinen Namen eines
«allgemeinen» erst dann verdienen, wenn es dazu
führt, eine nationale Volksvertretung zu schaffen,
welche so genau und so getreu als möglich das
Volk, vertreten in seinen wesentlichen Elementen,
seiner Mehrheit und seiner Minderheit darstellt.»

So unser hochverehrter Herr Bundesrat Comtesse,
ehemals Staatsrat des Kantons Neuenburg.

Ich bin am Schlüsse meines Referates angelangt.
Die katholisch-konservative Gruppe steht in ihrer
grossen Mehrheit auf dem Boden der Initiative; sie
weiss, dass der Nationalratsproporz ihre numerische
Stärke im Parlament so gut wie gar nicht verändert:
sie kämpft nicht um persönlichen Erfolg, sie ist
sich wohl bewusst, dass die freisinnige Partei nach
wie vor die grosse Mehrheit in unserem Rate bilden
wird. Wir machen ihr dieselbe nicht streitig Sie
ktnn und wird sie so lange behalten, als sie im
Volke die wirkliche Mehrheit hat. Wonach wir
streben, das ist die politische Wahrheit, Freiheit
und Gerechtigkeit, die jeder Partei von Verfassungs-
und Gesetzeswegen und nicht als Gnade und Al-
mosen dasjenige gibt, was ihr gehört. Der Kampf
um die Verwirklichung solcher Postulate bedeutet
kein Attentat auf unser liebes Vaterland, sondern
er zielt ab auf die innere Kräftigung und Stärkung
desselben. Auch unsere katholisch-konservative
Partei hat in den letzten Dezennien kräftig mitge-
holfen, die grossen Ziele und Aufgaben, welche
unser Land und Volk nach innen und aussen stärken
sollen, in getreuer Mitarbeit zu erstreben und zu
lösen. Wenn sie heute als Glied eines demokratischen
Freistaates für die politische Gleichberechtigung
aller stimmfähigen Bürger einsteht, wenn sie auch
den Minderheitsparteien einen Platz an der Sonne
eingeräumt wissen möchte, so dient sie damit einem
obersten Grundsatz einer demokratischen Republik,
der Wahlfreiheit, dem wahren politischen Fortschritt
und der Gerechtigkeit.

Unsere Gruppe hofft in ihrer grossen Mehrheit,
dass am Tage der eidgen. Abstimmung über die
vorliegende Initiative, unter dem Zeichen des
weissen Kreuzes im roten Felde, ein glücklicher
Stern walte.
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